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Ehrenpräsident Baurat h. c. Architekt Dipl. ·lng. 
Friedrich Rollwagen wird 75 - wir gratulieren! 

Am 13. April1997 wird - man kann es fast nicht glauben -unser 
Ehrenpräsident 75 Jahre alt! 

Dieser besondere, halbrunde Geburtstag, zu dem wir natürlich 
sehr herzlich gratulieren, gibt Anlaß, einige wichtige Leistungen 
für unseren Hauptverband sowie auch im sonstigen Leben 
unseres Ehrenpräsidenten hervorzuheben: 

Seit 15. März 1968 ist Rollwagen Mitglied unseres Hauptverban­
d es; im Oktober 1981 wurde er zum Präsidenten des Hauptver­
bandes gewählt. Seit Dezember 1981 war er auch Vorsitzender 
des Landesverbandes für Wien, Niederösterreich und Burgen­
land. Rollwagen ist somit in seiner nahezu 30jährigen Mitglied­
schaft fast 12 Jahre in der Spitzenfunktion des Präsidenten des 
Hauptverbandes tätig gewesen und hat Maßgebliches in unse­
ren Verbänden bewirkt und eingebracht. 

Auch als Autor zahlreicher Publikationen ist Rollwagen hervor­
ragend in Erscheinung getreten und hat nicht zuletzt in unserer 
Zeitschrift "Der Sachverständige" viele richtungsweisende Bei­
träge publiziert. 

ln Anerkennung seiner vielfältigen Verdienste um das Sachver­
ständigenwesen in Österreich wurde Friedrich Rollwagen mit 
Entschließung des Bundespräsidenten vom 11. 2. 1992 das 
Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik 
Österreich verliehen, das ihm von Bundesminister Dr. Michalek 
am 3. 4.1992 in der großen Aulades Wiener Justizpalastes in fei­
erlicher Form überreicht wurde.Am 7. 5.1993 wurde ihm bei der 
Delegiertenversammlung in lnnsbruck die Ehrenpräsident­
schaft und die Goldene Ehrennadel des Hauptverbandes zuer­
kannt. 

Unser Ehrenpräsident hat den Hauptverband nicht nur umsich­
tig geleitet, sondern auch die Geschicke des Hauptverbandes 
souverän gelenkt. 
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Rollwagen war ein wichtiger Integrationsfaktor im Verband beim 
Ausgleich der verschiedenen Einzel- und Gruppeninteressen. 
Nicht zuletzt seinem Engagement und seiner Beharrlichkeit ist 
es zuzuschreiben, daß das neue Liegenschaftsbewertungsge­
setz Realität werden konnte. Seinem Weitblick und seiner Kon­
sequenz verdanken wir es, daß das neue Gebührenanspruchs­
rechi mit allen beteiligten Stellen akkordiert werden konnte und 
letztendlich mit der GebAG-Novelle 1994 Gesetz geworden ist. 
Eine wichtige Basis für eine erfolgreiche Tätigkeit der Sachver­
ständigen in Gegenwart und Zukunft. 

Seine Tätigkeit war jedoch auch darauf ausgerichtet, die Kolle­
gialität unter den Sachverständigen zu fördern und ganz beson­
ders das Ansehen dieses Berufsstandes im ln- und Ausland zu 
mehren. 

ln diesem Zusammenhang ist auf die in der Delegiertenver­
sammlung am 4. 4.1992 in Wien beschlossenen Standesregeln 
für allgemein beeidete gerichtliche Sachverständige zu verwei­
sen, die die Anerkennung des Bundesministeriums für Justiz 
gefunden haben (vgl. JABI. 1993/23, 21 ), sowie seine Initiative 
zur Neuordnung des Disziplinarwesens in den Verbänden. 

Eine Zeitlang war Rollwagen auch Vizepräsident der internatio­
nalen Dachorganisation der Sachverständigen und hat damit 
die Auslandskontakte des Hauptverbandes bzw. der Landes­
verbände gefördert. 

Unter seiner Präsidentschaft haben der Hauptverband und die 
Landesverbände sehr an Bedeutung gewonnen; auch konnte 
die Mitgliederzahl von 5.000 Sachverständigen überschritten 
werden. 

Trotzdem Rollwagen als Ziviltechniker in Pension gegangen ist, 
ist unser Ehrenpräsident nach wie vor als Sachverständiger viel 
beschäftigt und wird bei vielen bedeutenden und sensiblen Auf­
gaben gerne herangezogen, ganz besonders deshalb, weil alle 
seine Erfahrung, Fachkenntnis und Objektivität sehr schätzen. 

Unser Ehrenpräsident ist besonders in den letzten Jahren bei 
sehr schwierigen, großen Strafprozessen führend als Sachver­
ständiger tätig gewesen- und würden wir ihm nicht zum "Fünf­
undsiebzigsten" gratulieren, so käme niemand auf den Gedan­
ken, daß Rollwagen bereits dieses Alter erreicht hat. 

Wir gratulieren unserem Ehrenpräsident sehr herzlich, freuen 
uns, wenn er doch immer wieder ein wenig Zeit findet, unsere 
Veranstaltungen zu besuchen, wünschen ihm viel Gesundheit 
und Harmonie, sowie auch viel Spaß für seine weitere Sachver­
ständigentätigkeit und möchten ihm sehr herzlich für seine 
Tätigkeit danken! 

Dipl.-lng. Matthias Rant 
Präsident des Hauptverbandes 
der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen 
Osterreichs 
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o. Univ. Prof. Dlpl.-lng. Dr. techn. Horst Gamerith 

Allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger 

Der geplante Bauschaden und seine Folgen 
Einstimmung 

Vorweg muß man feststellen, Bauschäden sind sicher so alt, wie 
das Bauen selbstJeder Baustil bzw.jede Architekturmode hatte 
ihre typischen Bauschäden. 

"Die Bauherren" als Verursscher jedweder Bauwerke sind nach 
dem Verursacherprinzip also die Initiatoren aller Bauschäden! 

So leicht darf es man sich aber nicht machen. Obwohl die Bau­
herren heute oftmals mehr Schuld an mangelhaften Bauten tra­
gen, als es im ersten Moment erscheint. 

Wer sind die Bauherren von heute eigentlich? Die Häuslbauer, 
private Wohlhabende, Geschäftsleute mit oder ohne Kredite, 
öffentliche Bauträger bzw. Wohnbaugenossenschaften, hinter 
denen diverse Geldgeber stehen, also selten Individuen, son­
dern zunehmend anonyme Lobbies. 

Bauen die einen, die Häuslbauer, in erster Linie für sich selbst 
mit eigener Planung und Initiative, aber meist nicht übereilt 
(stand by), so bauen die anderen meist mit fremdem Geld und 
haben es daher unheimlich eilig, da die Zwischenfinanzierun­
gen sehr teuer geworden sind (Feuerwehrmethode). 

Bauherren haben obendrein oftmals den irren Glauben, daß 
Gebautes ewig halten muß. Alles auf unserer Erde ist aber den 
Gesetzen der Erosion unterworfen - Gott sei Dank! Bauen ist 
also auch nur ein hinhaltender Kampf gegen die Kräfte der Ero­
sion. Es ist nur wichtig, daß dieser Kampf gegen das "Kaputtwer­
den" geordnet geführt wird. Was schneller kaputt wird oder wer­
den darf, muß auch leichter auswechselbar konzipiert werden. 
Solche Überlegungen sind vor allem ein Teil einer guten Pla­
nung. 

Unterscheide auch beim Bauen verschiedene Qualitätskrite­
rien z. B.: zwischen dem "Wegwarf-Prinzip" - dem "lnstandhal­
tungsprinzip" - und dem "Rolls-Roys-Prinzip". Es ist nur allzu 
logisch, daß diese Qualitätsunterschiede auch verschiedene 
Kosten verursachen. Nach welchen Prinzipien ein Gebäude 
bzw. Teile davon errichtet werden sollen, ist vorweg mit dem 
Bauherren abzuklären. 

Welchen Beitrag kann also die "Kategorie Bauherr" zum Bau­
schadensgeschehen leisten? 

Fehlerquelle .,Bauherr'" 

Sie wissen oft nicht zeitgerecht, was Sie eigentlich wollen. Mit 
dem Planungs- und Baugeschehen kommen erst die Wünsche, 
sprich Änderungen und Erweiterungen. Oftmals steht hinter die­
sem vorgegebenen Planungsdruck System. ln dieser Hektik 

Vortrag gehalten anläßlich des internationalen Fachseminars 1997 
"Bauwesen für Sachverständige und Juristen" in Badgastein. 
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entstehen leicht Fehler, Fehler, für die der Planer haftet. 
Bekanntlich ist für ein fehlerhaftes Werk der Werklohn nicht 
fällig. 

Sie beauftragen meist auch nicht zeitgerecht die für eine 
ordentliche Abwicklung notwendigen Leistungen an ein hierfür 
geeignetes Team, mit einer kompetenten Führungspersönlich­
keit an der Spitze. Ein solches Planungsteam muß mit den ent­
sprechenden Mitteln ausgestattet sein und muß sich vor allem 
harmonisch ergänzen. Kein Coach würde eine Fußballmann­
schaft aufstellen, die nicht miteinander eingespielt ist. Bauher­
ren gewähren oftmals keinen angemessenen Planungsvorlauf 
und stellen, abgeleitet von den hohen Kreditkosten, schier 
unmögliche Termine - eine zu kurze Bauzeit verursacht eine 
eigene Kategorie von Bauschäden. 

Wo mit Wasser gebaut wird, muß man das Wetter berücksichti­
gen. Abbindezeiten und Trocknungszeiten lassen sich nicht 
ohne nachhaltige Konsequenzen einfach wegrationalisieren. 
Bauherren genehmigen auch manchmal nicht die notwendigen 
Mittel, sie bauen daher nur scheinbar billig- aber billig bauen ist 
teurer als richtig bauen (Sparen am falschen Fleck). Immer 
öfters sind die Bauherren quasi eine Errichtungsgesellschaft, 
die primärdie Herstellungskosten im Auge haben, die laufenden 
Erhaltungskosten und Betriebskosten, mit einem Wort die Voll­
kosten, anders bewerten, als es aus volkswirtschaftlicher Sicht 
richtig wäre. 

Wenn die hier aufgezeigte Problematik auch nicht zu unter­
schätzen ist und der Trend zur Errichtung zu noch schnelleren 
und billigeren Volumina anhält, ist die Fehlerquelle Bauherr, die 
kaum in der Bauschadenstatistik aufscheint, indirektvon zuneh­
mender Bedeutung. Es ist vordringliche Pflicht des Planungs­
teams, den Bauherrn auf realistische Vorgaben aufmerksam zu 
machen. Dies setzt wiederum große Erfahrung und Weitsicht 
der Führungspersönlichkeit des Planungsteams voraus. 

Die Hauptverursacher von Bauschäden sind aber vor allem laut 
Statistik die Planer mit ca. 40%, die Ausführenden mit ca. 30% 
und die Materialhersteller mit ca. 15% und ca. 10% entfallen auf 
falsche Nutzung. Nur ein kleiner Anteil von ca. 5% bezieht sich 
auf den natürlichen Verfall (Erosion). 

Wir wollen uns aber hier vorwiegend mit der Planung und Aus­
führung und mit deren Ursachen bezüglich Bauschadenser­
zeugung und deren Folgen auseinandersetzen. Aber auch die 
allzu große Materialvielfalt und falsche Nutzung sollen ange­
sprochen werden. 

Fehlerquelle .,Planung" 

Was tragen also die Planer zum Bauschadengeschehen bei? 
Vorerst muß man nach der Bauaufgabe und nach den Bearbei­
tungsphasen differenzieren. 
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Der geplante Bauschaden und seine Folgen 

• Entwurfsphase: 
Diese bedarf einer gestalterischen Kraft und große Erfahrung 
mit der geforderten Materie richtig umzugehen. Ein faszinie­
rendes Modell und ein graphisch gut ausgearbeitetes Plan­
werk, welches nicht zumindest in den wesentlichen Teilen 
den gestellten Anforderungen entspricht, verursacht in der 
Regel eine Folge von Änderungen. Änderungen zum fal­
schen Zeitpunkt sind sehr bauschadensträchtig. Die Schät­
zungen der Kosten sind in dieser Phase grob und werden 
meist zu optimistisch angesetzt. Jedoch in dieser Phase wird 
der Grundstein für die Komplexität der Details und somit für 
die Gebäudekosten gelegt. Nachträgliche Kostenreduktio­
nen durch sogenannte Verbilligungsvorschläge sind in der 
Regel mit Verschlechterungsvorschlägen gleich zu setzen. 

Die Architekten beschäftigen sich zunehmend mit virtueller 
Architektur und experimentieren auf Kosten der Bauherren. 
Das wichtigste Bindeglied, kostengünstiges "Konstruieren", 
wird leider in der Planungsausbildung in allen Schultypen 
sehr vernachlässigt. Dies ist die Hauptursache vieler Pla­
nungsfehler. 

• Der Bauingenieur wird zunehmend in EDV-Berechnungen 
und juridischen Diktionen ausgebildet. Vor allem braucht die 
Bauwirtschaft mehr praxisnahe ausgebildete Ingenieure, die 
uns hoffentlich bald aus den Fachhochschulen heranwach­
sen werden. Aber auch entsprechende Bauleiterprüfungen 
und Weiterbildungsmöglichkeiten auf diesem Gebiet wären 
für die Vermeidung von Bauschäden gute präventive Maß­
nahmen. 

• Formal modische Prototypen gipfeln meist in Risikodetails, 
welche naturgemäß leichter zu Bauschäden Anlaß geben, als 
erprobte Regeldetails. So werden manchmal die Baustellen 
zum Labor experimentierfreudiger Architekten. Bedenke 
dabei, daß beim Experimentieren der Mißerfolg die Regel und 
der Erfolg die Ausnahme ist. 

Bedauerlicherweise sind diese Büroleistungsabschnitte in der 
Gebührenordnung für Architekten in falscher Reihenfolge 
angeführt. 

Es gilt wieder die Kluft zwischen den Planenden und den Aus­
führenden zu verringern. Nicht immer neue Konzepte, sondern 
solche, die als sinnvoll anerkannt werden, sind entsprechend zu 
analysieren und weiter zu verfolgen- wir sollen wieder mehr aus 
der Erfahrung lernen! 

Leider gibt uns unsere schnellebige Zeit kaum die Möglichkeit 
kontinuierlich Erfahrung zu machen. Eine gründliche Analyse 
von Bauschäden und ein ehrlicher Erfahrungsaustausch ist not­
wendig. 

Unterscheide zwischen Bauwerken in Standardausführung und 
Prototypen (die es als Modell- Demonstrativ, Versuchsbauten zu 
errichten gilt). Dabei bedenke, daß sich nicht jeder Gestaltungs­
wunsch bauschadensfrei umsetzen läßt. Vor allem die Übertra­
gung von Architekturen ferner Länder zu uns, also die Internatio­
nalisierung der Architektur, ohne auf die Gegebenheiten des 
Ortes genügend Aufmerksamkeit zu legen, ist Ursache ver­
schiedener Bauschäden. 

Vieles ist technisch machbar- aber nur weniges ist wirtschaft­
lich vertretbar! 

Unterscheide zwischen: Standarddetails 
Risikopetalls und 
Nulldetails 

Standarddetails: Sind aufgebaul auf Erfahrung, haben sich 
bereits bewährt, stellen die Regel der 
Technik dar - sind Baustofflieferanten 
und den Ausführenden bekannt. Im 
wesentlichen gleichartige Ausführungen 
kann man wo anders bereits besichtigen. 
ln der Variation und Wahl der Proportio­
nen liegt hier vor allem der gestalterische 
Spielraum. 

Der derzeitige Trend geht zu einer immer größeren Aufspaltung Risikodetails: 
von Teilleistungen. Diese Aufspaltung fördert Mißverständnisse 

Sind Neuentwicklungen, Kombinationen 
und Ideen, die einen großen Planungs- .. :~J 
aufwand benötigen und ihre Tauglichkeit und verwässert oft das Entwurfskonzept Eine Aufspaltung ist 

nur unter erhöhter Koordinierungsarbeit möglich. Fax und 
Handy haben den Begriff der "Spontanplanung" ermöglicht. Von 
langer Hand gut vorbereitete Konzepte werden im letzten 
Augenblick meist unreflektiert durch einen scheinbaren Vorteil 
umgeschmissen. Soll doch ein guter Entwurfsgedanke in jedem 
Detail noch spürbar sein (gleichsam wie bei einer Zelle, von der 
aus auf den ganzen Organismus geschlossen werden kann.) 

Immer weniger wird die ökonomische Machbarkeit, die sinnvolle 
Realisierung in das Entwurfskonzept miteinbezogen. Dabei soll 
ein guter Entwurf gleichsam wie ein "Embryo" sein. Alles ist 
schon im Ansatz vorhanden, nur nichts ist konkret entwickelt­
aber eine geordnete Entwicklung ist dem vorgegebenen 
System immanent. Ein so konzipierter Entwurf ist eine gute Vor­
beugung auch gegen BaumängeL 

Eine geordnete Ausführungsplanung incl. Beschreibung, in 
allen Punkten aufeinander abgestimmt, muß rechtzeitig vor Nulldetails: 
Baubeginn vorhanden sein. Dies nicht nur betreffend Baumei­
sterarbeiten, sondern eine solche Konsequenz ist über sämtli­
che Professionisten durchzuführen. Zuerst die Ausführungspla­
nung und dann die detaillierten Leistungsverzeichnisse. 
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erst unter Beweis stellen müssen. Sie 
stellen ein Experiment dar, ihre Umset-
zung benötigt daher ein besonderes Maß 
an Risikobereitschaft und Können aller 
Beteiligten (Planer und Ausführende). Es 
ist wichtig, daß der Bauherr informiert ist, 
wie die Risiken bei solchen Konstruktio-
nen verteilt sind. 

Architekturexperimente sind zwangsläu-
fig vorwiegend nur mit Risikodetails zu 
verwirklichen. Jeder neue Baustil hat in 
der Entwicklung solche Risiken auf sich 
genommen (Romanik, Gotik, auch in der 
Renaissance wurden Kuppelbauten bis 
zu Einsturz riskiert). 

Betrifft jene Detailpunkte, die einer sorg­
fältigen Planung bedurft hätten, aber die 
den Ausführenden mehr oder weniger 
überlassen werden (mangelnde Detail­
planung - Planungsunterlassung). 
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Manchmal werden Details erst auf der Baustelle entschieden. 
Das geht hie und da noch gut, aber was machen künftig die jun­
gen Architekten, wenn es die alten Handwerker nicht mehr gibt, 
die noch imstande sind, vor Ort noch halbwegs richtig zu impro­
visieren? 

Der Detailaufwand für ein Projekt ist jedenfalls je nach Ange­
messenheil der gestellten Aufgabe zu betreiben. 

Heute werden im Bauwesen zunehmend in sich geschlossene 
Bausysteme angeboten. Dies kommt aus der Entwicklung, 
immer mehr weg vom Handwerk hin zum Industrieprodukt -
vom Bauen zum Montieren. 

Fenster- bzw. Fassadensysteme, Flachdach-, Installationssy­
steme etc. stehen mehr oder weniger ausgereift den Bauschaf­
fenden zur Verfügung. 

Wichtige Merkmale eines guten Systems sind: 

• Kombinationsmöglichkeiten 
• einfache Montage vor Ort 
• geringe Schadensanfälligkeit 
• Instandhaltungs- und Reparaturfreundlichkeit 
• große Toleranzbereiche bei der Erfüllung der gestellten 

Anforderungen 
• konstante Marktrepräsentanz 
• Preis-Leistungsverhältnis stimmt 
• keine Entsorgungsproblematik 

D)e Aufgabe des Planers besteht nun darin, Einzelsysteme am 
Bau so zu kombinieren, daß daraus ein geordnetes Ganzes wird 
-wahrlich keine leichte Aufgabe! Dazu braucht man theoretisch 
gut ausgebildete und erfahrene Personen, denen auch genü­
gend Zeit und die Möglichkeit zur Verfügung stehen, um eine 
Bauaufgabe geordnet erledigen zu können. 

Bedenke ein gewisses Maß an Qualität zu bringen, ist stets mit 
Quantität an Arbeit, die seine Zeit braucht, verbunden. 

Eignungs - Anforderungsprofil: 

Ein Bauteil ist so auszubilden (muß dafür geeignet sein), daß es 
die planmäßigen Beanspruchungen incl. der gewählten Sicher­
heiten auf eine angenommene Nutzungsphase aushält. Hier 
gibt es, wie vorher erwähnt, große Qualitätsunterschiede! Ein 
Baumangel wird hergestellt- ein Bauschaden stellt sich entwe­
der im Laufe der Zeit ein bzw. zeigt sich im Gebrauch. 

Ein Bauschaden zeigt sich im Naturversuch! Ein Naturversuch, 
bei dem meist das Nachleseverfahren gründlicher erfolgt, und 
oftmals auch kostspieliger ist, als das Vorbereitungsverfahren. 

Die .Beinahe-crashs", welche augenscheinlich nicht feststell­
bar sind, werden jedoch zukünftig durch diese Gütesicherungs­
methoden größtenteils aufgedeckt werden. Die diversen Quali­
tätssicherungsmethoden werden uns ganz sicher nicht das 
Bauen verbilligen, hoffentlich aber die Bauschäden vermindern 
helfen. 

Einteilung der Mängel: 

• unwesentlich behebbare Mängel 
• wesentlich behebbare Mängel 
• unwesentliche unbehebbare Mängel 
• wesentlich unbehebbare Mängel 
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Dergeplante Bausachschaden undseine Folgen 

Heute, bei dem Facharbeitermangel, ist manches mehr .Mach­
werk" statt "Handwerk". 

Konstruktionen sollen bei richtiger Pflege für eine angemes­
sene Nutzungsphase den Erwartungen entsprechend scha­
densfrei bleiben und wenn durch Alterung erforderlich, ohne 
besondere Folgearbeiten leicht instandsetzbar, austauschbar 
sein. Verschleiß nach Erfüllung einer angemessenen Nutzungs­
dauer ist nicht einer Kategorie von Bauschäden zuzuordnen. 

Die Erhaltungskosten eines Gebäudes (Instandsetzungs- und 
lnstandhaltungskosten) betragen an Barwert über die Nut­
zungsdauer bezogen ca. 100-150% der Herstellungskosten 
bzw. 1%-1,5% pro Jahr. 

Eine der Hauptursachen, um Bauschäden zu erzeugen, liegt 
meiner Meinung darin: 

* in der falschen Einschätzung der Tauglichkeit von Konstruk­
tionen * in der zu geringen Vorbereitung für die Ausführung * in der mangelnden Koordination im Büro, zwischen Büro und 
Baustellen und auf der Baustelle * in der Überforderung der Ausführenden * in den zu geringen Ansätzen für Zeit und Kosten * vor allem die tüchtigen örtlichen Bauleiter sind stets überfor­
dert, werden quasi verheizt. 

Fehlerquelle "Material" 

Was die Materialien am Bau betrifft, gibt es den Ausspruch: "Es 
gibt keine schlechten Materialien, nur deren schlechte Anwen­
dung!" Das richtige Material an der richtigen Stelle einsetzen -
ist eine wichtige Planungskomponente! 

Keine leichte Aufgabe, denn heutzutage gibt es einfach zu viele 
Materialien am Markt! Viele davon sind nicht genügend "atte­
stiert". Für Neuerungen, also Unaus gereiftes wird unüberhörbar 
permanent Reklame gemacht. Das Gute wird durch das soge­
nannte Bessere, immer Neue, überdeckt. Die Konkurrenz ist 
brutal und auch für den erfahrenen Planer nicht mehr durch­
schaubar. Eine Bereinigung des Baustoffmarktes in einer Art 
"Baustotfabrüstung" wäre erforderlich. Weniger aber besser 
deklarierte Baustoffe würden die Qualität des Bauens sicher 
anheben. Die schier unübersehbare Vielfalt birgt viele Gefahren 
in sich, etwas falsch zu machen -falsch zu planen- falsch zu 
bestellen -falsch zu verbauen- falsch zu verrechnen. 

Fehlerquelle "Ausführung" 

Ein Kapitel für sich- wer hatschon genügend Zeitzum Planen­
geschweige denn zum Ausführen - den Letzten beißen die 
Hunde! Das gilt besonders am Bau. Unfertige Planung, unse­
riöse Vorbemerkungen und Ausschreibungen, unmögliche Ter­
minvorgaben, mangelnde Bauführung, überforderte Firmen. 
Dabei haben die ausführenden Firmen genügend eigene Pro­
bleme. Sie bekommen kaum Nachwuchs (Alles, was glaubt 
halbwegs intelligent zu sein, geht heute studieren). Unterpreise, 
Zeitdruck und fachliche Überforderung, verbunden mit unquali­
fizierten Anweisungen, überlagert mit den vorher erwähnten 
Feststellungen, ergibt oftmals ein Dilemma, das manchmal erst 
bei Gericht seine Endphase findet. 
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Der geplante Bauschaden und seine Folgen 

Überall ist zuwenig Zeit - kaum mehr ein Spielraum gegeben, 
eine Hektik macht sich breit, die auf der Baustelle ein Chaos ent­
stehen läßt. Ein geradezu ideales Klima für die Entwicklung von 
Kostenerhöhungen und Bauschäden. Auch die zunehmende 
Flut von Normen und Vorschriften, die kaum einer in der Kombi­
nation auf den Einzelfall angewendet rechtzeitig überschauen 
kann, trägt wenig für die Bereinigung solcher Zustände bei. 
Dazu kommt noch, daß manche Bauherren dieses hektische 
Baugeschehen nahezu heraufbeschwören. Unklare Verhält­
nisse verursachen meist Fehler. Wie heißt es im Gesetz? Bei 
fehlerhaftem Werk ist kein Anspruch auf Werkslohn fällig. Man­
che Bauherren sind darauf aus, mehr zu bekommen, als sie 
bestellt haben. Sie zahlen einfach nicht und lassen sich dann 
klagen. 

Aber auch die Übersensibilisierung bzw. der Perfektionstick hat 
immer häufiger Gewicht bei Bauschadensbeanstandungen. 
Daraus ist es verständlich, daß Mängellisten bereits ein Eigenle­
ben führen, Sachverständige und Gerichte sind daher mit dem 
Bauwesen gut beschäftigt. Würde dieser Aufwand an Zeit und 
Geld an der richtigen Stelle in das Bauwerk investiert werden, 
wäre es sicher sinnvoller angelegt. Bei der Ausführung muß man 
die Schadensbilder je nach Professionisten differenzieren, 
doch die häufigsten Schäden sind an den Schnittstellen zu fin­
den. Wenn mehr als 3 Professionisten an einem Detailpunkt 
gleichzeitig beschäftigt sind, wird die Ausführung bereits meist 
~problematisch. 

Handwerklich gediegene Ausführungen sind heute oft in Kon­
kurrenz mit dem sogenannten wirtschaftlichen, industriellen 
Machwerk. Handwerklich Hergestelltes und Industrieprodukte 
lassen sich somit nicht vergleichen- haben einen anderen Stel­
lenwert. Ein Problem liegt darin, daß clevere Konzeptionen bzw. 
Systemangebote momentan günstiger erscheinen, jedoch ihre 
Reparaturzyklen nicht angemessen sind (z. B: bei Systemwech­
sel und Firmenkonkurs bzw. nicht für Reparaturen konzipiert). 
Zum Teil wird die Instandsetzung bewußt ausgeklammert, um 
uns neue Technologien aufzuzwingen. Wenn nur ein Teil kaputt 
ist, muß trotzdem alles neu kommen (mindestens ein kompletter 
Einbausatz). Ganze Systeme werden nur aus marktwirtschaftli­
ehen Überlegungen periodisch geändert, um das Neuanschaf­
fen (Wegwerfen) zu initiieren. Auch die Mode im Bauwesen ist 
diesbezüglich ein künstlicher "Aitmacher". 

Konsumzwang hat auch im Bauwesen Einzug gehalten, soge­
nanntes wirtschaftlich hergestelltes, industrielles Machwerk 
überschwemmt uns, das ist ein Grund, weshalb wir so an hand­
werklich ausgeführten Gegenständen hängen. Wir erzeugen 
heute vorwiegend Gebrauchsgegenstände, also kaum mehr 
Wertgegenstände. Wer wird einst unsere Erzeugnisse als Anti­
quität sammeln -? 

Fehlerquelle .Nutzung" 

Dies ist die letzte Kategorie, die es hier zu behandeln gilt. 

Anforderung und Eignung sind auch hier die passenden 
Schlagworte. Das heißt, die Anforderungen bzw. Nutzungen 
gehören bei der Aufgabenstellung definiert. Die Toleranzberei­
che - die Anforderungen an das Trag- und Verformungsverhal­
ten sowie der Verschleiß durch die Nutzung einzelner Oberflä-
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chen bzw. Gegenstände sind zu vereinbaren. Die Instandhal­
tungs- und Instandsetzungszyklen sind in Wartungsbüchern -
Wartungsverträgen aufzuzeigen. Auch die Schutzfunktionen 
des Bauwerkes, also Klimaschutz, Schallschutz, Brandschutz, 
auch die Qualifikation, die Qualitätsvorstellungen sind mit dem 
Kapitel Anforderungen rechtzeitig festzulegen, um keine fal­
sche Illusion aufkommen zu lassen. 

Sorgfältig durchgeführte Gütesicherungskontrollen sollen 
gewährleisten, daß einzelne Konstruktionen und das Bauwerk 
als Gesamtes geeignet sind, die gestellten Anforderungen zu 
erfüllen. Mängel durch falsche Nutzung, vor allem durch falsche 
Wartung, sind häufig auslösende Momente für diverse Scha­
densbilder. Es ist bekannt, daß jeder Gegenstand einer gewis­
sen Wartung bedarf. Unansehnliches frühzeitiges Altern bei 
Unterlassung der Wartung ist vor allem darauf zurückzuführen 
(vieles wird schäbig, unansehnlich, aber nur weniges "mit 
Anstand alt"). 

Nutzungsfehler werden vor allem in den ersten Jahren des 
Gebrauchs gemacht. Mangelnde Austrocknung von Bauwerken 
sowie Fehlbedienung von Aggregaten durch mangelnde Kennt­
nis, aber auch echte Überforderungen der Baulichkeiten, z. B. 
durch Überlegungen (Garconnierewohnungen), falsches Ener­
giesparen, überlautes Betreiben von Schallquellen bzw. 
Erschütterungen von Maschinen, sind z. B. Ursachen von 
gerechtfertigten Beanstandungen. Aber auch Schäden, die den 
sogenannten "ruhenden Verschleiß" zuzuordnen sind, fallen 
unter die Kategorie Nutzungsfehler. Gleichsam nach dem 
Sprichwort: "Was rastet, das rostet". 

Zusammenfassende Gedanken zum Thema 

Selten ist nur einer an einem entstandenen Bauschaden schuld! 
Es ist meist eine Verkettung von Ursachen - fast ein gesell­
schaftspolitisches Problem. Falsche Voraussetzungen, Unter­
schätzungen der Aufgaben und Überschätzen der eigenen 
Möglichkeiten, sowie überzogene Vorstellungen des Bauherrn, .... · 
allzu schnelles Bauen und Sparen am falschen Fleck, sind die ·(;) 
häufigsten Quellen der Mißverständnisse. 

Bauen bleibt auch in nächster Zukunft ein gewisses Abenteuer! 
Jedoch, desto besser die Berufsausbildung und je mehr man an 
Erfahrung reich ist, je realistischer die Voraussetzungen sind 
(Aufgabenstellung, Preis und Termine), je anständiger sich die 
Beteiligten begegnen, desto größer ist die Chance bauscha­
densfrei zu bauen. Jedenfallsein noch mannigfaltigeres Materi­
alangebot, mehr Vorschriften, mehr Kontrollen sind kein Garant 
für weniger Bauschäden. Eine auf Anstand aufbauende Gesin­
nung gilt es auch wieder mehr im Baugeschehen einzuführen. 
Das Bauen darf nicht noch mehr zunehmend "verwissenschaft­
licht" werden, die Kluft zwischen komplizierten Planungen -die 
nicht immer perfekt zu Ende gedacht sind und die handwerkli­
chen Möglichkeiten am Bau- die immer bescheidener werden, 
gilt es wieder zu verringern. 

Vom Primitiven über das Komplizierte zum Einfachen und mehr 
Kontinuität soll auch im Bauwesen eine Zielvorstellung sein. 

Kontrollen sind zu systematisieren, doch Vertrauen soll Voraus­
setzung sein. 
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Abschließende Gedanken, wie Bauschäden künftig verringert 
werden können? 

• Die Bauherren müssen realistische Kosten und Termine vor­
geben. 

• Die Planer sind vor allem im Konstruktionsbereich noch bes­
ser auszubilden, der Planungsaufwand ist zu verdichten, die 
Koordinierungen sind konsequenter durchzuführen, daher 
dürfen gute Planer und Bauleiter nicht überfordert werden. 

• Die Detailplanung muß kompromißloser in Richtung leichter 
Realisierbarkeil entwickelt werden. Mehr planen nach der 
Regel der Technik und nicht so oft nach dem Stand der Tech­
nik. 

• Weniger, aber exakter bewertete Baustoffe bzw. ausgereifte 
Bausysteme sind am Markt anzubieten (Qualitätsdeklara­
tion). 

• Nicht die Baustellen, sondern die Labors sollen als Versuchs­
orte neuer Entwicklungen zur Verfügung stehen. Erst ausrei­
chend getestete Produkte sind baustellenreift (Prototyp -
Nullserie- Bauserie). 

• Der Schwellenwert, was eigentlich bereits Mangel ist, darf 
nicht zu hoch angesetzt werden, denn ein übertriebener Per­
fektionismus hat mit Bauen nichts zu tun - Bauen ist keine 
Akademikerarbeit, sondern ein Werk von Arbeitern, von 
Arbeiten, die es zu bewundern gilt, dort wo sie im Kampf 
gegen die Unbill der Natur ein Bauwerk errichten. 

• Bedenke stets, daß auch das Bauen nur ein hinhaltender 
Kampf gegen die Kräfte der Erosion ist - nichts haltet ewig, 
sondern folgende Erwartungszeiten sind realistisch. 

Univ. Prof. Dr. Bernhard Wielke 

Allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger 

Der geplante Bausachschaden und seine Folgen 

Erwartungszeiten: 

• leicht auswechselbare Verschleißteile 3-5 Jahre 
• Ausbauteile oberflächenbildend 15-25 Jahre 
• Ausbauteile Bauelemente 20-50 Jahre 
• Grundkonstruktionen: 

Leichtbauweise 40-60 Jahre 
Massivbauweise 90-120 Jahre 

Die Folgen der geplanten Bauschäden sind ganz einfach, kurz­
lebige Konstruktionen, Nutzerbeschränkungen, höhere 
lnstandhaltungskosten, zunehmende Gerichtsprozesse, alles 
in allem volkswirtschaftliche Nachteile und unzufriedene Betei­
ligte. 

Aus dieser Erkenntnis heraus muß sich sehr bald etwas an den 
derzeitigen Bauusancen ändern. Mehr praxisbezogenes Wis­
sen, eine geringere aber gut attestierte Baustoffpalette, mehr 
Anstand, mehr Verständnis, aber auch mehr qualifizierte Kon­
trollen wären diesbezüglich mein Vorschlag. 

Korrespondenz: 
Architekt o. Univ. Prof. Dipl.-lng. Dr. techn. Horst Gamerith 
Staatlich befugter und beeideter Ziviltechniker 
Allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger 
8010 Graz, Hauberrissgasse 5 
Tel. 0316132 75 89 

"Falsche" Zeugenaussage durch Sinnestäuschung 
Zur Problematik der Zeugenaussage für verkehrstechnische Gutachten 

1. Problemstellung 

Tausende Verkehrsunfälle werdenjährlich in Gerichtsverfahren 
rekonstruiert. Obwohl die Bewegungs- und Stoßvorgänge tech­
nischer Natur sind, steht dennoch der Anknüpfungspunkt Zeu­
genaussage im Vordergrund, weil objektive Grundlagen wie 
Reifenspuren, Tachographenschreiberblätter etc. in der Mehr­
zahl der Fälle nicht vorliegen. 

Der Problembereich einer bewußt falschen Aussage, um sich 
oder einem anderen einen Vorteil zu verschaffen oder ihm zu 
schaden, ist nicht Gegenstand dieses Artikels. 

Die menschliche Beobachtungsmöglichkeit und Gedächt­
nisleistung ist durch psychologische Gegebenheiten einge-

Gewidmet meinem geschätzten Lehrer und Freund lng. Fritz Sacher 
zum 75. Geburtstag 
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schränkt. Die richtige Würdigung einer Aussage ohne Kenntnis 
dieser Grenzen und ohne Berücksichtigung bestimmter regel­
mäßig auftretender "Fehlleistungen" innerhalb einer Zeugen­
aussage ist nicht möglich. ln der Folge werden einige oft beob­
achtete "falsche" Zeugenaussagen analysiert, wobei alle 
berichteten Fallbeispiele authentisch sind und Verfahren ent­
nommen wurden, die der Autor als SV zu begutachten hatte. 

2. Psychologische Grundlagen 

2.1 Kein Erkennen ohne Erfahrungsschatz 

Damit auf eine Situation im Verkehrsgeschehen reagiertwerden 
kann, muß sie erkannt werden. Dem Erkennen geht das Sehen 
und das Wahrnehmen voraus. Erkennen ist - als psychische 
Funktion - das Einordnen von Wahrnehmungsinhalten in den 
bisherigen Erfahrungsschatz. Das gilt sowohl für das Detail 
eines konkreten Wahrnehmungsinhalts (Beispiel: Bewegung 
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"Falsche" Zeugenaussage durch Sinnestäuschung 

eines Fußgängersam Fahrbahnrand) als auch für eine Gesamt­
situation (Beispiel: Langsam und weit rechts fahrende Verkehrs­
teilnehmer biegen oft plötzlich nach links ein). Das Absinken der 
Unfallhäufigkeit mit steigendem Alter hat nicht notwendiger­
weise mit zunehmender Reife zu tun, sondern mit dem größeren 
Erfahrungsschatz, was typische kritische Verkehrssituationen 
betrifft. 

2.2 Reflektorische Reaktion 

Auf einen Reiz kann auf unterschiedliche Art reagiert werden. 
Man unterscheidet in der Sensorik und Sensomotorik zwei 
Anteile (Kafka-Lützow): 

• Sinnesreize, die vor Erreichen der Hirnrinde in Nervenzellen­
verbänden verarbeitet und in eine unbewußte reflektorisch 
ablaufende Reizantwort umgesetzt werden und 

• Sinnesreize, die in der Hirnrinde verarbeitet und bewußt 
wahrgenommen werden. Die Reizantwort erfolgt nach Aus­
wahl aus verschiedenen Reaktionsmöglichkeiten. 

Die reflektorische Reaktion über das Reizleitungssystem 
geschieht ohne Einschalten des Denkapparats und läßt sich 
nicht unterdrücken. Sie kann erst nach Reflexeintritt rückgängig 
gemacht werden, wenn sie nicht schon wirksam geworden sein 
sollte. Beispiele: Schließen des Auges bei Annäherung eines 
Fremdkörpers; im Verkehrsgeschehen: Bekanntes reflektori­
sches Lenken "weg von der Gefahr", spontane Vollbremsung. 

Beispiel: Obernervöse Fehlreaktion als Unfallursache? 

Hinter einem Lkw fahren zwei Pkw. Der Lkw führt Styropor­
platten von je 50 x 100cm Größe und 10cm Dicke mit. Ein 
Bündellöst sich während der Fahrt, die leichten Platten flie­
gen durch die Luft. Der unmittelbar nachfolgende Pkw­
Lenker sieht die Platten auf sich zukommen und bremst 
voll. Zwei Platten schlagen auf der Windschutzscheibe auf 
und verursachen naturgemäß keinerlei Schaden. Der hin­
tere Lenker fährt auf das gebremste Vorderfahrzeug auf 
und verletzt sich. 

Im Strafverfahren wurde dem wegen der Platten bremsen­
den Beschuldigten der Vorwurf gemacht, die Styroporplat­
ten seien völlig ungefährlich gewesen, seine Vollbremsung 
sei nicht verkehrsbedingt notwendig gewesen, es treffe ihn 
ein Mitverschulden. Im nachfolgenden Zivilverfahren 
konnte der Autor mit dem Argument überzeugen, daß flie­
gende Platten nicht zum allgemeinen Erfahrungsschatz 
gehören und daher ein Erkennen der Ungefährlichkeil in 
der zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich war, bzw. 
stand zur Zurücknahme einer reflektorischen Abwehr­
handlung nicht genug Zeit zur Verfügung. 

2.3 Präsenzzeit, zeitliche Abfolge eines Unfallgeschehens 

ln der zeitlichen Abfolge Vergangenheit-Gegenwart-Zukunft 
erleben wir die Gegenwart als sogenannte Präsenzzeit Sie 
dauert ca. 6-12 Sekunden und ist daher länger als der wesentli­
che Zeitraum eines gesamten Unfallgeschehens. Beispiels­
weise dauert es nur 2 Sekunden, um durch eine Vollbremsung 
ein Fahrzeug aus 50 km/h bis zum Stillstand abzubremsen, 
inklusive Vorbremszeit nur 3 Sekunden. 
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Innerhalb dieser 6-12 Sekunden lang dauernden Gegenwarts­
phase ist alles gleichzeitig präsent, es gibt noch keine sichere 
Ordnung der zeitlichen Reihenfolge. Wahrnehmungs- und in 
der Folge Gedächtnisinhalte werden durch unbewußtes Schlie­
ßen von Kausalketten beeinflußt und verfälscht. 

Wenn die Annahme naheliegt, ein Zeuge sei durch ein Reifen­
oder Kollisionsgeräusch auf das Unfallgeschehen aufmerksam 
geworden und er dies auch bestätigt, sind weitere Fragen nach 
dem Fahrverhalten der Beteiligten zu einem früheren Zeitpunkt 
nicht zielführend, weil die Antworten auf Rückschlüssen beru­
hen und nicht auf konkreten Wahrnehmungen. 

Beispiel: Umkehrung der objektiven Zeitabläufe 

Zwei Fahrzeuge nähern sich im Querverkehr mit jeweils 50 
kmlh. Direkte Sicht erhalten sie erst ca. 1 Sekunde vor der 
schweren Kollision. Die Reifenspuren zeigen erwartungs­
gemäß, daß die von beiden Lenkern gesetzte sofortige ·~i) 
Vollbremsung erst nach der Kollision wirksam wurde. 
Zufällig wurde der Unfall von fünf verschiedenen Passan-
ten erlebt. Die Aussagen waren ausnahmslos folgende: 
"Ich sah die Fahrzeuge kommen, härte Reifenquietschen, 
einen fürchterlichen Krach und dann Totenstille." 

Tatsächlich gab es ein lautes Kollisionsgeräusch gefolgt 
von Reifenquietschen und Totenstille. 

Die Erfahrung eines Großstädters beinhaltet offensichtlich, 
hin und wieder Reifenquietschen zu hören, bzw. daß nicht 
jede Bremsung eine Kollision verhindern kann. Daß nach 
einer Kollision gebremst wurde, erschien unlogisch und 
wurde als Wahrnehmungsinhalt unbewußt ausgeschie­
den. 

Wäre man auf die fünf übereinstimmenden Aussagen der 
am Unfall unbeteiligten und daher als besonders glaub­
würdig eingeschätzten Zeugen angewiesen gewesen und 
hätte wahrnehmungspsychologische Tatsachen unbeach­
tet gelassen, wären krasse Fehler in die Rekonstruktion 
eingeflossen. ·o 

Die Tatsache, daß die zeitliche Reihenfolge von Abläufen in der 
Wahrnehmung vertauscht werden kann, ist schon lange auch 
durch psychologische Laborversuche nachgewiesen, die nichts 
mit Verkehrsunfällen zu tun haben (" Haut!, 1939, Zitat von F 
Sacher in: Der Verkehrsunfall, Hrsg. Fucik, Hart/, Schlosser, Ver-
lag Manz, 1997). 

Für den am Unfall beteiligten Lenker kann es innerhalb der Prä­
senzzeit zu einem "Einfrieren" aufeinanderfolgender Wahrneh­
mungsinhalte kommen und zu einer fehlerhaften Speicherung 
im Gedächtnis. 

Beispiel: Wahrnehmungen während der Abwehrhandlung 

ln Erinnerung geblieben ist dem Pkw-Lenker folgender 
Ablauf: 

Er will auf der Autobahn mit 130 km/h einen im rechten 
Fahrstreifen fahrenden Lkw (70-80 kmlh) überholen. Als 
der Pkw nur mehr10m schräg hinterdem Lkw fährt, schert 
dieser nach links aus, um seinerseits ein langsameres 
Fahrzeug zu überholen. Der Pkw-Lenker bremst voll ab 
und hupt. Der Tiefenabstand beträgt inzwischen nur mehr 
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gefährliche 10m. Glücklicherweise reagiert der Lkw-Len­
ker und kehrt aufden rechten Fahrstreifen zurück bevor es 
zum Auffahrunfall kommt. Der Pkw-Lenker kann seine 
begonnene Vollbremsung bei einem Tiefenabstand von 
10m abbrechen und überholt mit ca. 90-100 kmlh. 

Selbstverständlich verringerte sich derTiefenabstand zwi­
schen den Fahrzeugen während des gesamten Fahrma­
növers ständig, zu Beginn der Bremsung sogar um ca. 15m 
pro Sekunde! Kein Zeuge oder Lenker wird obige "echte" 
aber "kraß nicht nachvollziehbare" Wahrnehmung über 
den jeweiligen Tiefenabstand wiedergeben (wollen), son­
dern sie bewußt oder unbewußtdurch logische Überlegun­
gen "verbessern". 

3. Verfahrenspezifische Einflüsse 

3.1 Provozierte "falsche" Aussage 

Derfragende Richteroder SV muß bei der "gezielten Befragung" 
ständig darauf bedacht sein, nicht unbewußt Suggestivfragen 
zu stellen. Erkennt oder fühlt der Befragte eine Erwartungshal­
tung des Fragenden, wird er entweder 

• opportunistisch (Tendenz verstärkend) oder 
• oppositionell (Tendenz abschwächend) 

reagieren. Im ersten Fall wird die Erwartungshaltung bestätigt, 
im zweiten Fall wird ihr widersprochen; beides kann falsch sein. 

Beispiel: 

Loftus (Zitat von F. Sacher in: Der Verkehrsunfall, Hrsg. 
Fucik, Hart/, Schlosser, Verlag Manz, 1997) hat den Zusam­
menhang zwischen der Wortwahl bei der Fragestellung 
und der Antwort untersucht. Nach Darbietung eines Films 
eines Autounfalls wurden auf die Frage "Mit welcher 
Geschwindigkeit krachten ("smashed") die Fahrzeuge 
gegeneinander?" höhere Werte angegeben als auf die 
Frage "Mit welcher Geschwindigkeit stießen ("hit") die 
Fahrzeuge gegeneinander?". Auch über zerbrochenes 
Glas wußte die erste Gruppe öfter zu berichten, obwohl es 
kein zerbrochenes Glas gab. 

Die Frage "wie knapp?" provoziert kleinere Distanzen als 
die Frage "wie weit?". 

3.2 Semantische Fehler 

Es kommt immer wieder vor, daß jemandem die Ausdrucks­
weise - oft des aufnehmenden Exekutivorgans, der die Nieder­
schrift verfaßte - vorgehalten wird. Beispielsweise kommt 
immer wieder die Formulierung vor, "plötzlich stand der Fuß­
gänger vor mir", "plötzlich stand das Fahrzeug in meinem Fahr­
streifen". Wörtlich genommen wäre das ein starker Hinweis auf 
eine Unaufmerksamkeit, eine verspätete Reaktion. Meist ist 
aber nur die augenblickliche Position eines bewegten Objek­
tes gemeint. 

Ganz allgemein übernimmt oft ein Zeuge die vom Richter oder 
SV gewählte Fachterminologie, auch wenn sie ihm nicht geläu­
fig ist (z. B. koalieren statt kollidieren), weil er nicht laienhaft 
erscheinen will und mit dem vermeintlich hohen Niveau der 
Befragung mithalten will. Andererseits wird hin und wieder die 
laienhafte Ausdrucksweise des Zeugen beim Protokollieren in 
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den Fachjargon übersetzt, wodurch der Eindruck einer Präzi­
sion entstehen kann, die der Aussage nicht entspricht. 

Beispielsweise reicht die Kreuzung von Baulinie zu Baulinie (§ 2 
Abs. 1 Z 17 StVO). Kraftfahrer orientieren sich aber an Gehsteig­
kanten, Haltelinien, Schutzwegen etc. 

3.3 "Unabhängiger" Zeuge 

Nicht jeder scheinbar unbeteiligte Zeuge ist emotional unbetei­
ligt. Man beobachtet Solidarisierungseffekte etwa bei Insas­
sen in Autobussen oder Straßenbahnzügen mit dem "eigenen" 
Fahrer. Andererseits nehmen z. B. Fußgänger, die sich durch 
einen der beiden Unfallsbeteiligten gefährdet fühlten, bewußt 
oder unbewußt gegen diesen Stellung, indem sie etwa die 
Geschwindigkeit besonders hoch angeben. Auch die Gesprä­
che nach einem Unfall, die Aggressivität eines der Lenker dem 
anderen gegenüberführen zu Polarisierungen. Bekanntlich bie­
ten sich Zeugen meist demjenigen an, von dessen Unschuld sie 
überzeugt sind und wollen ihm oft helfen. 

3.4 Autoritätsberufe 

Langjährige eigene Erfahrung zeigt, daß gerade einfache Men­
schen mit geringer Schulbildung wesentlich zuverlässigere 
Unfallschilderungen geben können alsgebildete Menschen, die 
offensichtlich wesentlich anfälliger dafür sind, fehlende Wahr­
nehmungen durch Schlußfolgerungen und eigenes Wissen zu 
ergänzen und damit, sicher oft unbeabsichtigt, zu verfälschen. 
Die Frage nach Details kann beim Zeugen den Eindruck erwek­
ken, daß die Wahrnehmung und Wiedergabe von Details zur 
Selbstverständlichkeit gehören und von ihm erwartet werden. 
Quantitativer Detailreichtum wird gern als Maßstab für die Ver­
läßlichkeit angesehen. Der Zeuge versucht auf diesem Weg, 
bewußt oder unbewußt, glaubwürdig zu erscheinen. 

Die Antworten Angehöriger gewisser Berufsgruppen sind häu­
fig verblüffend sicher und exakt. Berufsbedingt sehen sich z. B. 
Lehrer verpflichtet, jede Frage zu beantworten. Antworten wie 
"das kann ich nicht sagen, ... weiß ich nicht, ... daran erinnere ich 
mich nicht ... ", erhält man nur ausnahmsweise. Vorhalte über 
technische Unmöglichkeit oder Widersprüche führen meist zu 
Unverständnis und Trotzreaktionen. 

3.5 Erfahrungsaustausch, Besprechungen 

Üblicherweise werden Insassen eines Fahrzeugs gleich nach 
dem beeindruckenden Erlebnis eines Verkehrsunfalls diesen 
besprechen und Wahrnehmungen austauschen. Später kann 
nicht mehr auseinandergehalten werden, was selbst wahrge­
nommen und was einem nur mitgeteilt wurde. Auch wenn dahin­
ter keinerlei böse Absicht in Form einer "Absprache" stecken 
muß, beobachtet man oft Übereinstimmungen der Unfallschil­
derung, die nicht anders erklärt werden können. 

Beispiel: Völlig übereinstimmende Beobachtungen 

Während eines Fahrstreifenwechsels auf der Autobahn 
kommt es zu einer heftigen Kollisionzweier Fahrzeuge, in 
deren Folge beide schleudern. Im Zuge der Sch/euderbe­
wegung, gegen Ende der Auslaufstrecke, stoßen sie noch 
einmal gegeneinander. 

Eine fünfköpfige Familie in einem der beteiligten Fahr­
zeuge schildert das gesamte Unfallgeschehen sehr detail-
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reich, alle" vergessen" aber die erste Kollision. Auch nach 
Vorhaft und Hinweis auf die Fahrzeugschäden sowie auf 
die Unfallversion der Insassen des zweitbeteiligten Fahr­
zeugs wissen sie von der ersten Kollision nichts. Die Mutter, 
Beifahrerin, ist eine sehr dominante Frau. Oberraschend 
ist, daß nicht einmal der Lenker die erste Kollision, auf­
grundderer er nachweislich eine Abwehrhandlung setzte, 
in Erinnerung behielt. Möglicherweise wurden alle erst 
durch die Erstkollision aufmerksam und nahmen nur die 
darauffolgenden Ereignisse wahr. (Eine ungeschickte 
Absprache ist nicht auszuschließen). 

4. Psychologische Effekte 

4.1 Gefahrerkennen oder Bremsbeginn 

ln vielen Fällen kennt man die Stelle des Bremsbeginns eines 
Unfallbeteiligten sehr genau, weil Spurenfotos oder Unfallskiz­
zen der Exekutive vorliegen. Werden die Lenker im Zuge einer 
Vernehmung nach der Position ihres Fahrzeuges beim Erken­
nen der Gefahr gefragt, aufgrund derer sie eine Vollbremsung 
durchführten, geben sie praktisch ausnahmslos jene Position 
an, die dem Spurenbeginn entspricht, auch wenn ihnen die 
Unfallskizze der Exekutive nicht bekannt ist. Zwischen dem 
Zeitpunkt des Gefahrerkennans und dem Wirksamwerden der 
Blockierbremsung liegt aber die Vorbremszeit (ÖNORM 
V 5050), beim Pkw eine Zeitspanne von ca. 1 Sekunde.ln dieser 
Zeit wird bei z. B. 70 km/h eine Strecke von knapp20m durch­
fahren, eine keineswegs vernachlässigbare Strecke. Man denke 
an Sichtmöglichkeiten etc. Die Gefahr wurde tatsächlich viel frü­
her erkannt, als dies angegeben wird. 

Die elegante Erklärung, die man üblicherweise in Gutachten 
lesen kann, ist die, daß die Vorbremsphase unbewußt reflek­
torisch abläuft und daher nicht in Erinnerung bleibt. Die weniger 
elegante Erklärung, daß Entfernungen meist unterschätzt wer­
den und daher die unterschätzte Abwehrstrecke "zufällig" der 
Bremsstrecke entspricht, konnte der Autor in vielen Fällen aus­
schließen, sodaß die erste Interpretation wahrscheinlicher ist. 

Die angegebene Position des gesehenen Zweitbeteiligten ist in 
analoger Weise zu "verschieben". Beispielsweise ist die Aus­
sage" ... der Fußgänger war mitten auf der Fahrbahn, als ich ihn 
erstmals bemerkte ... " vom Sachverständigen im Gutachten zu 
berichtigen. Bei Berechnungen zur Frage, ob die Annäherungs­
bewegungaufgrund von Unaufmerksamkeit übersehen worden 
sei, ist diese "fehlende" Zeit bzw. Strecke zu ergänzen. 

ln diesem Zusammenhang sei auch daran erinnert, daß nach 
K. GlaeserundU. Wanderer(DerVerkehrsunfall11 /1980, 228) in 
25% der untersuchten Fälle auch bei einer Vollbremsung keine 
Spuren abgezeichnet wurden. Das Fehlen von Bioeklerspuren 
wird dennoch häufig als Beweis dafür genommen, daß nicht 
(rechtzeitig) gebremst wurde. Mit dem zunehmenden Anteil an 
ASS-gebremsten Fahrzeugen hat sich diese Problematik aller­
dings zusätzlich erhöht, weil die sichtbaren Regelspuren meist 
nicht dokumentiert werden. 

4.2. Schätzungen der Geschwindigkeit (plötzlich = schnell) 

Schon 1980 untersuchte F Meyer-Gramcko, getrennt nach 
Berufsgruppen, die Genauigkeit, mit der Geschwindigkeiten 
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geschätzt werden können. Es sei daran erinnert, daß die besten 
Schätzungen von einer älteren Dame stammten, die keinen 
Führerschein besaß (was m. E. die Zufälligkeit der Zahlenanga­
ben und nicht das gute Schätzungsvermögen beweist), sich die 
Schätzungen von Exekutivbeamten von denen ungeschulter 
Personen nicht unterschieden und insgesamt die Zahlenanga­
ben von bewußten Schätzungen der Geschwindigkeit quer vor­
beifahrender oder entgegenkommender Fahrzeuge für die 
praktische Anwendung unbrauchbar sind, weil Fehler bis zu 
mehr als 100% auftreten. 

Zeugen sollten daher zur Geschwindigkeit vorbeifahrender 
Fahrzeuge nur in Ausnahmefällen befragt werden, bzw. die Aus­
sagen mit großer Vorsicht (Solidarisierungseffekt, eigene 
Gefährdung etc.) bewertet werden. 

Zeugen und Lenker, die ein zweitbeteiligtes Fahrzeug zunächst 
übersehen oder unerwartet, überraschend kommen sehen, 
geben immer eine wesentlich zu hohe Geschwindigkeit an. Ein 
Fahrzeug, das zunächst noch nicht in einem bestimmten Fahr­
bahnbareich gesehen wird (weil es übersehen wird), dann aber 
"plötzlich" da ist, "muß" schnell gefahren sein. Eine sehr 
brauchbare Kontrollfrage ist die nach der Strecke, die das Fahr­
zeug während der Beobachtungszeit zurücklegte. 

ln die Gerichtspraxis übertragen heißt das, daß aus der Unauf­
merksamkeit des Wartepflichtigen die überzeugte Behauptung 
einer überhöhten Geschwindigkeit des Bevorrangten wird. 

4.3 Zeitschätzungen 

Jedermann kennt die krassen Fehleinschätzungen von kur­
zen Zeitspannen. Statt weniger Sekunden werden oft Minuten 
geschätzt. Noch mehr als bei Geschwindigkeitsschätzungen 
sollten derartige Fragen nur in Ausnahmefällen gestellt werden. 
Eine gewisse Annäherung an die Realität könnte der soge­
nannte "Doppelklopftest" bringen, bei dem etwa der Richter 
durch ein erstes Klopfzeichen beispielsweise den Beginn der 
Stillstandsphase und der befragte Lenker durch sein Klopfzei­
chen den Moment des Auffahrans veranschaulicht. Die dazwi­
schen liegende Zeitspanne wird gemessen. 

Wie wertvoll oder wichtig derartige Fragen allerdings sein kön­
nen, hängt vom Einzelfall ab.lm Fall der Serienkollision kann die 
Frage nach der zeitlichen Abfolge der Stöße - ob größenord­
nungsmäßig 1/10 s oder 1 s- viel Information bieten. (8. Wielke, 
"Der SerienauffahrunfalL Wer fuhr zuerst auf?", Der Verkehrsun­
fall, 1/1984, 23). Erfahrungsgemäß kann, etwa wieder durch ein 
doppeltes Klopfen veranschaulicht, von vielen Befragten relativ 
sicher zwischen 1/10 s und 1 s unterschieden werden. 

4.4 Bremsen auf Glatteis wird als Beschleunigung empfunden 

Der inhaltlich objektiv falsche Satz "ich versuchte, voll zu brem­
sen, aber das Fahrzeug beschleunigte" ist weder durch eine fal­
sche Wahrnehmung noch durch falsche Erinnerung bedingt, 
sondern entspricht einer erklärlichen Sinnestäuschung. 

Um sich im Gravitationsfeld der Erde bewegen zu können, istder 
Mensch von Sinneseindrücken abhängig, die ihn die Richtung 
der Erdbeschleunigung erkennen lassen. Gravitationskräfte 
und Trägheitskräfte sind physikalisch und daher auch wahrneh­
mungspsychologisch äquivalent. Jeder kennt das unange-
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nehme Gefühl des Fallans oder Steigans im "Magen", wenn eine 
Aufzugkabine nicht in jener Richtung losfährt, die man erwartet. 
Sinneswahrnehmungen alltäglicher Erfahrungen werden nur 
gefiltert weiterverarbeitet und werden nicht bewußt, wenn sie 
irrelevant sind. Normalerweise "spürt" man im Aufzug dessen 
Beschleunigung nicht. 

Auch beim Bremsen stellt sich der Körper auf die gewohnte, 
erwartete Verzögerung, die zu Trägheitskräften führt, ein. Wird 
wie gewohnt verzögert, nimmt der Lenker diese Trägheitskräfte 
gar nicht bewußt war. (Beifahrer empfinden Beschleunigungen 
und Verzögerungen stärker als der Lenker, oft sogar als unange­
nehm, weil sie sie nicht selbst steuern). Bleibt die Verzögerung 
während der Bremsung auf Glatteis weit hinter der Erwartung 
zurück, wird das Fehlen der Trägheitskraft, die den Körper nach 
vorne bewegen würde, als umgekehrt wirkende Trägheitskraft 
wahrgenommen, die den Körper wie bei einer Beschleunigung 
im Sitz hält. Wahrgenommen wird eine "unerwartet geringe" Ver­
zögerung als Beschleunigung (physikalisch Vorzeichenum­
kehr). 

4.5 Zurückprallen nach Kollision 

Fährt ein Pkw auf einen anderen Pkw auf, der entweder langsa­
mer fährt oder stillsteh!, ist es physikalisch unmöglich, daß der 
auffahrende Pkw zurückgeschleudert wird. Dennoch wird oft -
objektiv falsch- ausgesagt, der eigene Pkw sei zurückgeprallt. 

Die Wahrnehmung und die physikalische Beschreibung von 
Bewegungen benötigen Bezugssysteme. Bewegungen sind 
immer relativ, es gibt keine absolute Bewegung. Zwei "nahelie­
gende" Bezugssysteme für den Fahrzeuglenker sind sein Fahr­
zeug und die Fahrbahn. Unmittelbar vor einem Auffahrunfall 
konzentriert sich die Wahrnehmung derartig auf das Vorder­
fahrzeug, daß nur der sich ändernde Tiefenabstand wichtig ist. 

Wesentliche Konsequenzen der eingeschränkten Wahrneh­
mungen sind: Es kann in der Regel nicht angegeben werden, ob 
das Vorderfahrzeug in Bewegung (relativ zur Fahrbahn) war 
oder im Stillstand. Oft wird es zum Schaden des eigenen 
Rechtsstandpunkts als stillstehend angegeben, weil es eben als 
Bezugssystem für die eigene Annäherung empfunden wurde. 
Die Trennung der beiden Fahrzeuge nach dem Stoß wird fälsch­
licherweise als eigenes Zurückprallen empfunden, obwohl sich 
beide Fahrzeuge weitervorwärts bewegen, weil noch immer das 
Vorderfahrzeug und nicht die Fahrbahn wahrnehmungsmäßi­
ges Bezugssystem bleibt. 

4.6 Beabsichtigte Kollision (Nachfahren) 

Beispiel: Es war Platz genug zum Ausweichen 

Ein aus Sicht des Bevorrangten von rechts Kommender, 
biegt in seiner Fahrtrichtung gesehen nach links ein, 
kommt also dem Bevorrangten letztlich entgegen. Im Zuge 
der Abwehrhandlung lenkt der Bevorrangle reflektorisch 
"weg von der Gefahr" nach links. Es kommt zur Frontalkolli­
sion auf der Gegenfahrbahnhälfte des Bevorrangten. 

Der Bevorrangle sieht sich mit einer Reihe von Vorwürfen 
konfrontiert. Er sei in keiner Weise behindert worden. Hätte 
er gar nicht reagiert, wäre er hinter dem Einbiegenden kolli­
sionstrei vorbeigekommen. Erst durch sein Linkslenken 
sei es zur Kollision auf der Fahrbahnhälfte des Anderen 
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gekommen, er sei dem Anderen förmlich nachgefahren. (F. 
Sacher [1993) hat die "zusammenpassende" oder nicht 
zusammenpassende Abwehrhandlung am Beispiel des 
Fußgängerunfalls detailliert analysiert). 

Nur in der nachträglichen Betrachtung scheinen diese Argu­
mente sinnvoll zu sein. Der zu einer Abwehrhandlung gezwun­
gene Verkehrsteilnehmer kann nicht absehen, wie das künftige 
Verhalten des Zweitbeteiligten sein wird. Wäre etwa der Warte­
pflichtige zwar ein Stück herausgefahren, dann aber wieder, 
wegen des Bevorrangten so stehen geblieben, daß er dessen 
Fahrbahnhälfte behinderte, wäre das Auslenken eine geeignete 
Abwehrhandlung gewesen, die Kollision zu verhindern. Ande­
rerseits hätte möglicherweise das Bremsen nicht ausgereicht, 
weil im höheren Geschwindigkeitsbereich Auslenken auch in 
Fällen erfolgreich sein kann, in denen Bremsen nicht ausreicht. 
Im geringen Geschwindigkeitsbereich ist Bremsen meist erfolg­
reicher als Lenken (8. Wielke [1982]). Auch theoretische mathe­
matische Überlegungen beweisen die Problematik nachträgli­
cher "Vermeidbarkeitsbetrachtungen" (8. Wielke {1982]). 

Die Rechtsprechung, die Bremsen oder Lenken als zulässige 
Abwehrhandlungen wertet, auch wenn sich, ex post betrachtet, 
deren Unzweckmäßigkeit herausstellt, muß auch aus sachver­
ständiger Sicht unterstrichen werden. 

4.7 Körperbewegung beim Stoß von hinten 

Wird ein Fahrzeug von hinten gestoßen, wird es relativ zur Fahr­
bahn beschleunigt. Diese Beschleunigung muß auf den Fahr­
zeuginsassen übertragen werden. Das geschieht vor allem 
durch Kraftübertragung über die Sitzlehne. Der inzwischen 
schnellere Sitz "stößr' gegen den Rücken des Insassen, die 
Kopfstütze gegen den Kopf. Im Bezugssystem Fahrzeug wird 
der Kopf nach hinten gegen die Kopfstütze geschleudert, die 
bekannte HWS-Verletzung kann die Folge sein. Dieser primäre 
Bewegungsablauf erfolgt in Sekundenbruchteilen. 

in weiterer Foige wird durch das elastische Rückfedern der Sitz­
lehne der Körper nach vorne bewegt und kann eventuell in den 
Gurt fallen. 

Nahezu ausnahmslos wird bei derartigen Unfällen von den 
Betroffenen die erste Bewegungsphase nicht wahrgenommen 
bzw. in Erinnerung behalten, weil durchwegs angegeben wird, 
daß sich ihr Körper zuerst nach vorne bewegt habe und danach 
in die Sitzlehne geprallt sei. Offensichtlich läuft die primäre 
Bewegung so schnell ab, daß sie nicht wahrgenommen werden 
kann und erst die wesentlich langsamere Sekundärbewegung 
wahrgenommen wird und in Erinnerung bleibt. 

Wenn jemand unvoreingenommen und ohne den Ablauf bewußt 
zu analysieren, seine Sinneseindrücke wiedergibt, wird er 
"falsch" aussagen. Insbesondere in Zusammenhang mit der 
Problematik der HWS-Verletzung bei sehr geringen Kollisions­
geschwindigkeiten (8. Wielke [1989]) stellt sich daher die Frage, 
wie die erfahrungsgemäß sehr seltenen "richtigen" Aussagen 
zu würdigen sind, die nicht der Wahrnehmung entsprechen 
können. 

4.8 "Schuldeingeständnis" durch Fahrzeugveränderung? 

Der Autor konnte oft beobachten, daß subjektiv Schuldtra­
gende ihr Fahrzeug sofort nach dem Unfall lagemäßig verän-
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dern, während subjektiv Unschuldige sofort nach der Polizei 
verlangen. Meyer-Gramcko hält es für denkbar, daß das Verän­
dern der Fahrzeugposition den Versuch darstellt, das Gesche­
hene durch örtliches Rückwärtsfahren auch zeitlich ungesche­
hen zu machen. Eine alternative Erklärung wäre ein in seiner 
Ausführung nur angedeuteter Fluchtreflex. Ein Schuldaner­
kenntnis im rechtlichen Sinn kann selbstverständlich nicht 
abgeleitet werden, dennoch wäre eine genauere Untersuchung 
dieses Verhaltens interessant. 
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Fotografie von Verkehrsunfallspuren 
und Fahrzeugschäden 
Die Auswertung von Unfall- und Schadensberichten zeigt 
immer wieder, daß bei der Fotografie der Unfallspuren, einer­
seits bei den Aufnahmen der Unfallstelle und -spuren, anderer­
seits insbesondere auch bei der Fotografie der Schäden und 
Spuren an KFZ in der Praxis Mängel auftreten, die dem Sachver­
ständigen, dem Gericht und den Sachbearbeitern der Scha­
densversicherer eine Beurteilung der gegebenen Fakten 
erschweren oder ohne Neuaufnahme des Befundes (Lokalau­
genschein und/ oder Nachbesichtigung) sogar unmöglich 
machen. 

Mängel in der fotografischen Dokumentation erlauben es dann 
ev. einer Partei zumindest den Versuch zu unternehmen, die 
Unfallsituation zu ihren Gunsten umzudeuten, bzw. bei Sach­
schäden wird der Versuch begünstigt bei der Versicherung 
diese als Parkschaden zu reklamieren. 

Um die Ergebnisse zu verbessern, erweist es sich daher als 
zweckmäßig, das Thema der Fotografie im Zusammenhang mit 
Verkehrsunfällen und Fahrzeugschäden an Anwendern in Erin­
nerung zu rufen. 

Zuerst etwas über die verwendeten Geräte: idR. wird heute mit 
Spiegelreflexkameras gearbeitet, da eine wirklich brauchbare 
Aufnahme in der Regel nur mit einer derartigen Kamera zu 
erzielen ist, weil hier durch das Objektiv der Bildausschnitt zwei­
felsfrei eingestelltwerden kann.Scharfstellen, Blendenwahl und 
Belichtung erledigen moderne Geräte automatisch, wobei irn 
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Einzelfall durchaus ein Eingriff des Fotografen (Änderung der 
Belichtungszeit oder Blende) möglich sein sollte; da die moder­
nen Kameras meist ihre Werte auf einen bestimmten Bildbe­
reich einstellen, der nicht immer den gesamten Aufnahmebe­
reich abdeckt. 

Das Objektiv sollte möglichst eine Makro-Schaltung aufweisen, 
günstig ist auch ein Zoomobjektiv (etwa 30-80). Man sollte mit 
einem Normalobjektiv oder dem Zoomobjektiv im Bereich einer 
Brennweite 45-50 mm arbeiten, aber z. B. bei havarierten Fahr­
zeugen, die auf engem Raum abgestellt sind, ist eine Über­
sichtsaufnahme ohne Weitwinkelobjektiv oder eine Detailauf­
nahme ohne Teleobjektiv faktisch unmöglich. Hat man daher ein 
Zoomobjektiv, so erspart man sich den ObjektivwechseL Die 
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Fotografievon Verkehrsunfallspuren und Fahrzeugschäden 

Frage der Beleuchtung wird durch ein Elektronen-Blitzgerät 
gelöst, dieses sollte von der Kamera getrennt werden können 
und einen schwenkbaren Kopf aufweisen.ln der Regel wird man 
im rechten Winkel zum Objekt fotografieren (Abbildung 1 ). Für 
bestimmte Aufnahmetechniken ist es zweckmäßig, wenn man 
das Objekt aus einem schrägen Winkel beleuchtet. Streifendes 
Licht zeigt bekanntlich Unebenheiten besonders deutlich 
(Abbildung 2), nur muß dann auch eine weitere Aufnahme aus 
der Gegenrichtung erfolgen, oder man verwendet zwei Licht­
quellen mit schrägem Lichteinfall (Abbildung 3). Man braucht 

T 

Abb.3 

daher Verbindungskabel, dann kann man mit einer Hand die 
Kamera bedienen und mit der anderen den Blitz seitlich weghal­
tend, durchaus brauchbare Nahaufnahmen ausführen. Auch ein 
Zweitblitz mit gleichzeitiger automatischer Auslösung wie der 
Hauptblitz kann zweckmäßig sein. Manchmal kann man auch 
mit Scheinwerfern, die mit Halogenlampen bestückt sind oder 
Handleuchten mit Leuchtstoffröhren mit tageslichtähnlichem 
Licht eine gute Ausleuchtung erzielen. Normale Lampen haben 
ein gelb getöntes Licht, was bei der Verwendung von Farbfilm 
unweigerlich zu Farbverfälschungen führt. Grundsätzlich ist die 
Verwendung eines UV-Filters günstig, dieser schützt gleichzei­
tig die Frontlinse des Objektivs vor Beschädigungen. 

Als Filmmaterial wird üblicherweise ein Farbnegativfilm verwen­
det, Dia- oder Schwarzweißfilme kommen nur in Spezialfällen 
zur Anwendung. 

Insbesondere KFZ-Werkstätten bevorzugen Polaroidfotos. 
Diese sind meist nicht optimal, es gibt Farbverfälschungen, 
Unschärfen usw., das Verfahren ist temperaturempfindlich, es 
werden billige Apparate verwendet und die Fotos werden eher 
gedankenlos gemacht, das Ergebnis ist daher für eine Spuren­
auswertung fast nicht geeignet. Auch Kompaktkameras sind 
nicht optimal; schon der Abstand von Sucher und Objektiv führt 
zumindest bei Nahaufnahmen zu Verzerrungen. 

Wieweit die digitale Fotografie- spezielle Apparate, die statt auf 
Film ähnlich wie Videokameras auf Magnetband analoge Auf­
zeichnungen - Einzelbilder auf Speicherkarten festhalten und 
dann über einen Videoprinter oder über Computer und Farb­
drucker Bilder herstellen lassen, sich für die Unfallaufnahme als 
brauchbar erweisen wird, ist noch abzuwarten. Auch hier gibt es 
noch Probleme mit der Temperatur und Witterung (das heißt, die 
Geräte sind idR. nur zwischen o· und 40" und nicht bei Regen 
verwendbar), außerdem kommt es zu Farbverfälschungen. 

Letztlich ist es auch möglich mit einer Videokamera s. o. die 
betreffenden Objekte aufzunehmen. Man kann dann bei der 
Wiedergabe von bestimmten wesentlichen Stellen Standbilder 
erzeugen und mit einem Videoprinter ausdrucken bzw. die Bi I-
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der in den PC zur Weiterverarbeitung leiten. Die Methode ist 
zwar nicht so einfach wie die Erzeugung eines Polaroidbildes, 
aber man hätte die Möglichkeit aus einer solchen Magnetband­
aufzeichnung die brauchbaren Bilder herauszufiltern und für 
die aktenmäßige Bearbeitung zu übertragen. Dies ist sicher zeit­
raubend, aber bei der Aufarbeitung von Serienunfällen oder der 
Dokumentation eines Unfallablaufs fallweise zweckmäßig, ob 
und wie sie in der normalen Aktenbearbeitung der Schadens­
versicherer sich als brauchbar erweist, ist derzeit im Versuchs­
stadium. 

Oie Fotodokumentation soll folgende Gliederung aufweisen: 

1. Obersichtsaufnahmen 
2. Verbindungsaufnahmen (falls erforderlich) und 
3. Detailaufnahmen der Spuren. 

Die Unterschiede zwischen der Unfallaufnahme an der Unfall­
stelle und einer KFZ-Besichtigung im Zuge eines Blechscha­
dens sind gering, da diese Bereiche einander überlappen. 

1. Oberslchtsaufnahmen: Sofort nach dem Eintreffen am 
Unfallsort sollten jene Fotos gefertigt werden, die die unverän­
derte Situation darstellen. Fotos bei Sichtbehinderungen, die 
sich verändern können, sollten in und gegen die Fahrtrichtung 
sogleich erfolgen (Sichtbehinderungen bei Nebel, Regen und 
oder Dunkelheit, durch an der Unfallstelle abgestellte oder 
geparkte Fahrzeuge können sich rasch verändern; bei Nacht 
können Beleuchtungskörper, die die Ausleuchtung der Unfall­
stelle beeinflussen, im Laufe der Zeit ein- oder ausgeschaltet 
werden). Bei Dunkelheit wären die Lichtverhältnisse sofort nach 
dem Eintreffen an der Unfallstelle durch eine Aufnahme (ev. mit 
Stativ ohne Blitz) zu dokumentieren. 

Aus den Übersichtsaufnahmen sollen der Fahrbahnverlauf, 
unfallrelevante Sichtweiten und Sichtbehinderungen (etwa 
Bewuchs, Baustellen, Nebel, parkende Fahrzeuge, Endstellun­
gen der beteiligten Fahrzeuge usw.) ersichtlich werden. Die 
ersten Aufnahmen sollten vor Veränderung der Unfallstelle 
erfolgen. 

Die Aufnahmen zur Darstellung von Sichtbehinderungen sind 
etwa aus jenen Positionen, die auch der Fahrerdes betreffenden 
Unfallfahrzeuges jeweils eingenommen hat, zweckmäßig. Es 
wird im Verlaufe der Fahrlinie (bei mehrspurigen KFZ also eher 
nächst der Leitlinie, bei einspurigen Fahrzeugen in der Regel 
näher dem Fahrbahnrand) zu fotografieren sein, auch die Höhe 
der Kamerastandorte sollte der Augenhöhe der Unfallbeteilig­
ten angepaßt sein (gerade bei unübersichtlichen Stellen kann 
der Unterschied der Sichtverhältnisse etwa für einen Sportwa­
genfahrer völlig anders sein, als für den Lenker eines Busses 
oder Schwer-LKW's). 

Die Übersichtsaufnahme soll aus solcher Entfernung erfolgen, 
daß alle Spuren (Brems-, Schleuderspuren usw.) von ihrem 
Beginn an einwandfrei abgebildet werden, (leider werden sol­
che Spuren oft sehr unvollkommen dargestellt oder im Foto 
abgeschnitten, der tatsächliche Beginn solcher Spuren, selbst 
der von mit einem ASS-System (Antiblockiersystem) ausgerü­
steter Fahrzeuge- erkennbar an den sogen. "Regelflecken"­
wird von der Kamera meist wesentlich besser erkannt, als vom 
unbewaffneten Auge. Es ist daher angezeigt, diesen Umstand 
zu berücksichtigen und sicherheitshalber etwas "anscheinend 
spurenfreien" Vordergrund mit abzubilden, weil dann ein 
Abschneiden von Spuren kaum noch passieren wird. 
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Aufnahmen in der Gegenrichtung und auch von den Seiten des 
Unfallortes sind ebenfalls unabdingbar. 

Verkehrstechnische und fotogrammetrische Sachverständige 
benötigen unbedingt Aufnahmen aus überhöhter Position z. B. 
vom Dach des Einsatzfahrzeuges oder mittels eines Überkopf­
stativs. Sind solche Möglichkeiten nicht vorhanden, könnte etwa 
die Ladefläche eines LKW's, eines ähnlichen Fahrzeuges oder 
eine Leiter eine solche Möglichkeit bieten. 

Versuche zeigten, daß z. B. eine ABS-Spur faktisch verschwin­
det, wenn man etwas seitlich dieser Spur stehend, fotografiert. 
Diese "Regelflecken" sind oft kaum erkennbar, sie lassen sich 
fallweise eher erkennen, wenn man parallel zur Spur in gebück­
ter Stellung die Fahrbahn absucht, auch die Verwendung einer 
Polaroidsonnenbrille kann das Erkennen solcher Spuren 
erleichtern, sie sind dann wie o. a. mit gen9gend "Vordergrund" 
fotografisch festzuhalten. 

Die Übersichtsaufnahme soll außer dem Fahrbahnverlauf 
natürlich auch die beteiligten Fahrzeuge entsprechend deutlich 
darstellen. Bei Nacht könnte es sein, daß man vorerst nur die 
Fahrzeuge und die engere Unfallstelle fotografieren kann, weil 
trotz mehrfacher Blitzlichtaufnahmen der Ausleuchtung einer 
sonst unbeleuchteten Unfallstelle natürliche Grenzen gesetzt 
sind. Auf alle Fälle gehört bei nasser Fahrbahn und/oder bei 
Nachtunfällen eine Nachbesichtigung der Unfallstelle bei Tag 
und/oder aufgetrockneter Fahrbahn unbedingt zur Unfallauf­
nahme. Viele Spuren werden erst dann eindeutig sieht- bzw. 
erkennbar. Es ist darauf zu achten, daß bei der Aufnahme der 
Unfallstelle die wesentlichen Fixpunkte, also idR unveränder­
bare Stellen, wie Maste, Gehsteigkanten, Hausecken, Geländer, 
Kanaldeckel usw. von zwei verschiedenen Kamerastandorten 
aus aufgenommen werden. Solche Aufnahmen erlauben dann 
auch die Auswertung der Unfallaufnahmen mit fotogrammetri­
schen Methoden. 

Wesentlich ist auch die Verwendung von Meßlatten und/ oder 
Geometermaßstäben (haben eine farblieh abgesetzte Markie­
rung der Zentimeterteilungen) und deren ablesbare Dokumen­
tation auf den Fotos. 

Blitzlichtaufnahmen sind auch bei hellem Sonnenschein erfor­
derlich. Die abgeschatteten Teile erscheinen sonst auf den 
Fotos als dunkle Flecken und man kann nicht erkennen, was in 
diesem Bereich tatsächlich abzubilden gewesen wäre. 

Manche Stellen arbeiten seit einiger Zeit mit einbild-fotogram­
metrischen Verfahren. Es stellte sich heraus, daß dieses Verfah­
ren nur in einem beschränkten Bereich wirklich einwandfreie 
Ergebnisse liefert (Voraussetzung ist u. a. ebenes Gelände, ein 
korrekt aufgelegtes Meßkreuz). Das Verfahren umfaßt nur einen 
eingeengten Unfallbereich, wobei die entfernteren Punkte nicht 
mehr exakt in eine fotogrammetrische Skizze übertragbar sind). 
Außerdem wird dann eine zu geringe oder gar keine Fotodoku­
mentation gemacht, die Umgebung mit Sichtbehinderungen, 
Einmündungen anderer Straßen usw. wird nicht festgehalten 
und es gibt dann oft keine Skizzen über die Situation an der 
Unfallstelle, was seitens der Gerichte, Staatsanwaltschaften 
bzw. der Verkehrssachverständigen wegen des Fehlens 
wesentlicher Prämissen (Verkehrszeichen, Sichtbehinderung 
durch parkende Fahrzeuge usw.) zu Recht bemängelt wird. 
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Kraftfahrzeuge sind von allen Seiten (beim Frontalaufprall also 
von vorne, von links und rechts vorne und links und rechts seit­
lich) aufzunehmen (Abbildung 4 zeigt einen derartigen Vor­
schlag aus dem sog. NATO/CCMS-Report 1970).Auch eine Auf­
nahme von einem überhöhten Standort (Dach des VUK.-KW. 
oder Pritsche eines LKW's) ist sehr nützlich. Maßstab oder Meß­
latte am Foto abzubilden nicht vergessen! 
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Abb.4 

Ein deutliches Zeichen des tatsächlichen Unfallortes ist der 
Spurenknick, d. i.eine mehr oderweniger deutliche Unstetigkeit 
der Spur. Diese Stelle wird oft übersehen und auf den Fotos nicht 
abgebildetihre fotografische Darstellung ist aber von wesentli­
cher Bedeutung für die Bestimmung der tatsächlichen Anprall­
stelle. 

Die Markierung von Spuren mittels Kreide oder dergleichen 
sollte unterlassen werden. Keinesfalls dürfen die Spuren selbst 
damit verdeckt werden. Kreide neben der Spur wird auch durch 
vorbeifahrende KFZ verblasen und kann die richtige Spur ver­
decken, insbesondere aber das Auffinden eines "Spurenknicks" 
erschweren oder sogar unmöglich machen. 

Die Verwendung von Farbspraydosen und Öl kreiden ist proble­
matisch, wenn z. B. bei einer Fahrerflucht noch das Opfer auf der 
Fahrbahn liegt, seine Lage so markiert wird und dabei diese 
Farbe auf Kleidung gelangt. Der Gerichtsmediziner und/oder ·(ij 
Kriminaltechnikerfindet solche Spuren und könnte sie eventuell 
als Lackspuren eines flüchtigen Fahrzeuges ansprechen. 

2. Verbindungsaufnahmen sind dann notwendig, wenn zwi­
schen der Übersichtsaufnahme und der Detailaufnahme eine 
klare Beziehung hergestellt werden muß. Sie müssen also die 
Spuren und Fahrzeuge eindeutig darstellen. Beginnend vor 
dem Spurenbeginn kann man nötigenfalls die Spuren auch auf 
mehreren überlappenden Fotos darstellen. Ein Maßstab zwi­
schen zwei vermeintlichen Brems- oder Blockierspuren, an 
zwei verschiedenen Stellen abgebildet, könnte dann auch zei­
gen, daß es sich hier nicht um parallele Spuren handelt, sondern 
daß sich die beiden Spuren einander nähern oder trennen, es 
sich also bereits um eine Schleuderspur handelt - oder die 
einem bestimmten Fahrzeug anscheinend zugehörigen Spuren 
- nicht von diesem stammen können (z. B. wegen unterschiedli­
cher Spurbreite). 

Wichtig ist, daß Übersichts- und Verbindungs- bwz. Detailauf­
nahmen sich überlappen, wenn die Detailaufnahme nicht in das 
Gesamtbild der Unfallstelle zweifelsfrei eingeordnet werden 
kann, ist sie wertlos. 
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3. Detailaufnahmen sollen die einzelnen Kontaktspuren an den 
Fahrzeugen (mit Maßstab) und Einordnungsmöglichkeit in die 
Aufnahme des Fahrzeuges selbst darstellen (aus Abbildung 5 
wird ersichtlich, worum es sich handelt). Ebenso Kratzspuren 
auf der Fahrbahn. Schleifspuren eines angefahrenen Fußgän­
gers auf der Fahrbahn - man findet manchmal sogar die Stelle, 
wo der Schuh beim Anprall aufgesetzt war und der Fußgänger 
angefahren wurde- oft in Verbindung mit einem geringen Spu­
renknick. 

Nie Fahrzeuge zusammenstellen, ehe nicht die Spuren an den 
einzelnen Fahrzeugen fotografiert und gesichert wurden, weil 
sonst der Einwand kommen könnte, die Spuren wären durch 
ungeschicktes Zusammenstellen nachträglich verursacht wor­
den. 

Auch das Innere des Fahrzeuges kann von Bedeutung sein, ins­
besonders, wenn strittig ist oder wird, wer wo im Fahrzeug saß 
bzw. der Lenker war, siehe auch Abbildung 4. Die Benützung 
oder Nichtbenützung der Sicherheitsgurten, Ansprechen von 
Gurtstrammern und/ oder Airbags ist so zu dokumentieren. 

Abb. 5 

. { Erst in weiterer Folge kommen dann die eigentlichen Spuren­
aufnahmen im Fahrzeug (Kontaktstellen, Pedale, Blut- und 
Haarspuren, Kopfeinschlag, Gurtspuren) noch als zusätzliche 
Aufnahmen hinzu. 

Die Aufnahme von Fahrzeugschäden im Zuge der Besichtigung 
durch die KFZ -Sachverständigen soll nicht nur eine Übersicht 
der gesamten Beschädigung sondern auch die detaillierten 
Spuren, alle unbedingt mit Maßstab, umfassen. Nur dann lassen 
sich bei inzwischen reparierten oder aus sonstigen Gründen 
nicht mehr zur Verfügung stehenden Fahrzeugen, im Zuge von 
anhängigen Verfahren noch brauchbare Feststellungen treffen 
und entsprechende Schlüsse ziehen. 

Die Schäden und Spuren an KFZ sind hinsichtlich ihrer Foto­
dokumentation insbesondere dann ein besonderes Problem, 
wenn berechtigte Zweifel am behaupteten Sachverhalt entste­
hen. Oft gibt es nur ein mehr oder weniger unscharfes Polaroid­
foto der Werkstätte, das aber meist auch nicht farbecht ist. 
Gerade bei Streifschäden, die den Verdacht eines "Leitschie­
nenkontaktes", eines Anfahrans an einem Geländer oder Schä­
den eines Mastes, Baumes oder dergleichen hervorrufen, kann 
man mit einem solchen Foto kaum eine Rekonstruktion vorneh­
men. Hier wäre es die vordringliche Aufgabe des Schadenbe-
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gutachterseinwandfreie Fotos seinem Bericht beizulegen, denn 
eine noch so ausführliche Eurotax-Aufschlüsselung ersetzt kei­
nesfalls die Schadensdokumentation. 

Bei der Fotodokumentation der Schäden am Fahrzeug ist es 
besonders wichtig, daß die betreffenden Fahrzeugteile im rech­
ten Winkel aufgenommen werden. Ein Maßstab ( Geometermaß­
stab mit deutlich ablasbaren Einteilungen) ist dazu ebenfalls 
senkrecht bzw. waagrecht mit dem Fahrzeugteil abzubilden 
(Abbildung 6 zeigt die Übersicht über die betreffenden Fahr­
zeugteile, Abbildung 8 eine gute Detailaufnahme der Spuren). 
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Sind verschiedene Spuren vorhanden, die man markieren muß, 
so sollte man magnetische Pfeile (aus Filmtitelsätzen siehe 
Abbildung 7) oder selbstklebende Pfeile (Papierfachhandel 
siehe Abbildung 9) verwenden, nicht aber mit Kreide oder der­
gleichen zusätzliche "Gemälde" im Spurenbereich verursa­
chen. 

Abb. 9 

Meist müssen diese Aufnahmen mit Hilfe eines Blitzlichtes 
erfolgen. Wird im rechten Winkel geblitzt, so reflektieren die 
KFZ-Teile das Blitzlicht und die Aufnahme wird überblendet. 
Hier kann man durch indirektes Blitzen (Blitz nach oben richten 
oder seitlich der Kamera halten, diese Reflexionen, die außer­
dem im Randbereich fallweise regenbogenartige Farbreflexio­
nen hervorrufen, vermindern oder sogar vermeiden und man 
sollte ein Blitzlichtgerät benützen, das eine Reduktion der Blitz­
intensität in Abhängigkeit zur Entfernung ermöglicht. Außer der 
Übersichtsaufnahme sind entsprechende Detailaufnahmen der 
Spuren (mit Maßstab!) erforderlich, damit man ev. die Entste­
hungsrichtung der Spuren erkennen kann. Wesentlich wäre 
auch eine Aufnahme der Beschädigungen von oben, die die Ein­
dringtiefe der Schäden am Fahrzeug erkennen läßt. Die Spuren 
können durch streifende Beleuchtung besonders deutlich dar­
gestellt werden, nur braucht man dann auch eine Aufnahme aus 
der Gegenrichtung. Bei Tageslicht und Aufnahmen im Freien ist 
die Verwendung eines Blitzes unbedingt erforderlich, weil sonst 
abgeschattete Teile als dunkle Stellen dargestellt werden und 
man nicht feststellen kann, was dort wirklich zu erkennen wäre. 

Ein Markieren mit Kreide oder Farben von Kontaktspuren ist 
unbedingt zu unterlassen, weil dies zu Fehlern bei der Spuren­
auswertung führen kann. 

Die Aufbewahrung der Filme ist ein Problem, das oft zu wenig 
Beachtung findet. Man kann sie in einer Schutzhülle zum Hand­
akt heften, aber nicht mit der Heftklammer durch das Negativ! 
Negativstreifen sollten auch nicht geknickt werden. Die Ausar­
beitung der aufgenommenen Fotos erfolgt meist durch 
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Betriebe, die die Abzüge nach Schema "F" ausarbeiten. Was 
das Negativ tatsächlich an Details bietet, läßt sich oft erst nach­
träglich durch spezielle Ausarbeitungstechniken herausarbei­
ten. Meist ist es hier der Fotogrammeter, der mit diesem Problem 
befaßt wird. 

Ein weiteres Problem ist, daß manchmal - insbesondere bei 
Besichtigungsberichten-die Fotobeilagen gefaltet werden und 
das dann auch noch mitten durch ein oder mehrere Fotos! 
Genau in diesem Knick wären dann die wesentlichen Spuren zu 
suchen und natürlich nicht mehr zu finden. 

Zusammenfassend ist also anzuführen 

Übersichtsaufnahmen an der Unfallstelle vor der Veränderung 
derselben anfertigen. 

Genügend ,,Vordergrund", damit Spuren nicht abgeschnitten 
werden, bei der Aufnahme beachten. .- ~ .. 

Sichtbehinderung usw. möglichst sofort festhalten. 

Auch bei Tageslicht "Blitzen", weil sonst abgeschattete Stellen 
nur als dunkle Flecken abgebildet werden. 

Unfallstelle und Fahrzeuge von allen Seiten abbilden. 

Bei der Fotografie von Fahrzeugschäden Übersichtsaufnah­
men des Fahrzeuges und Detailaufnahmen der Spuren mit 
Maßstab im rechten Winkel zur Spur anfertigen, dabei Über­
strahlung durch Blitz vermeiden. 

Ich hoffe, daß dieser Artikel hilft, sicher bekannte aber manch-
mal bereits wieder vergessene Kenntnisse in Erinnerung zu 
bringen und seine Beachtung dazu beitragen kann, entspre-
chend verwertbare Fotos anzufertigen. Trotz aller erforderlichen 
Sparsamkeit sei noch angeführt, daß in der Regel viel zu wenig 
fotografiert wird. Eine Fotodokumentation mit ein oder zwei 
mehr als undeutlichen Aufnahmen der Fahrzeuge, wie man sie 
leider zu oft beim Aktenstudium finden kann, sollte nicht vor­
kommen. Besser also einige Aufnahmen zu viel. Dies verhindert 
sicher viele nachträgliche Rückfragen oder die Unmöglichkeit 
einer entsprechenden Spurenauswertung: 
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Korrespondenz: 
Hofrat lng. Heribert Bürger 
Allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger 
für Kriminologie 
1220 Wien, Siebenbürgerstraße 2-121519 
Tel. 02221202 27 93 

Prim. Univ. Doz. Dr. Peter Schmid, Prim. Dr. Harald Kritz, Univ.·Prof. Dr. Helmut Sinzinger 

Pharmakologisches Belastungsverfahren 
bei der Myocardszintigraphie 
Bewertung aus gutachterlieber Sicht 
Einleitung: 

Das Grundprinzip der Myocardszintigraphie beruht darauf, daß 
sich geeignete Isotope intravenös injiziert in ischämischen 
Myocardarealen bzw. in Narbengewebe in vermindertem Aus­
maß und/oder verzögert anreichern. Das entsprechend man­
geldurchblutete oder narbig veränderte Herzmuske~ewebe ist 
unter der Gammakamera von gesundem Myocard dadurch 
abgrenzbar, daß in diesen Arealen weniger Gammastrahlung 
emittiert und somit delektiert wird, als dies bei dem umgeben­
den gesunden, gut durchbluteten, nicht narbig veränderten 
Myocard der Fall ist. Die unterschiedliche Anreicherung kann in 
Form von Schwarzweiß- oder Farbbildern am Bildschirm sicht­
bar gemacht werden. Dargestellt wird aufgrund seiner Wand­
stärken üblicherweise der linke Ventrikel, der rechte nur in Aus­
nahmefällen ( Gorpulmonale etc.). 

Im Laufe der Jahre wurden verschiedene Isotope im Rahmen 
der Myocardszintigraphie verwendet. Durchgesetzt haben sich 
das Thallium 201 und Technetium 99·m markierte Tracer (lsoni· 
tril ~ MIBI ~ Cardiolite R; Tetrafosin ~ Myoview R). 

Während eine Myocardszintigraphie in Ruhe zum Nachweis 
von transmuralen Narben oder akut ischämischen Myocarda­
realen, wie dies z. B. im Rahmen eines frischen Infarktes der 
Fall wäre, in dertäglichen Routine nurselten angewandt wird, ist 
die Suche nach belastungsinduziert ischämischen Myocarda­
realen, also die Frage nach hämedynamisch wirksamen Coro­
narstenosen in einem der drei Herzkranzgefäße, der Haupt­
schwerpunkt dieser Methode. 

Indikationen: 

ln der täglichen Routine zur Diagnose einer hämodynamisch 
wirksamen Coronarstenose geht man üblicherweise nach 
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einem Stufenschema vor, das sich aus einer exakten cardialen 
Anamnese zusammensetzt, gefolgt von z. B. einer Fahrradar­
gametrie oder einer Laufbandergometrie. Da für eine exakte 
cardiale Anamnese eine Sensitivität und Spezifität von knapp 
60% gegeben ist, für die Ergametrie eine Sensitivität und Spe­
zifität von rund 75% angenommen wird, ergibt eine Kombina­
tion beider Verfahren, insbesondere wenn die Anamnese bzw. 
die Ergametrie im Bezug auf eine Coronarsklerose jeweils in 
beiden Fällen positiv erscheint, eine Anhebung von Sensitivität 
und Spezifität auf etwas über 80%. Geht man davon aus, daß 
für die Myocardszintigraphie nach körperlicher oder pharmako­
logischer Belastung eine Sensitivität und Spezifität von knapp 
90% anzunehmen ist (SPECT-Verfahren siehe später), letzt­
endlich aber nur die Coronarangiographie den exakten Schwe­
regrad und die genaue Lokalisation einer Coronarstenose 
widerspiegelt, so ergibt sich für die Myocardszintigraphie in die­
ser diagnostischen Kaskade folgender Stellenwert: ein bedeu­
tender diagnostischer Zugewinn nach ergometrischer oder 
pharmakologischer Intervention ist immer dann zu erwarten, 
wenn die cardiale Anamnese typisch für eine Coronarstenose 
erscheint, das Belastungs-EKG jedoch keinen lschämiepara· 
meter bietet oder wenn das Belastungs-EKG einen typischen 
Ischämieparameter aufzeigt und die Anamnese negativ ist. Bei 
positivem Belastungs-EKG und positiver Anamnese ist der dia­
gnostische Zugewinn durch eine Myocardszintigraphie etwas 
geringer. 

Eine weitere Indikation zur Myocardszintigraphie besteht nach 
bereits erfolgter Coronarangiographie, wenn es darum geht, die 
eventuelle hämedynamische Wirksamkeit einer grenzwertigen 
z. B. 50-60%igen Stenose festzustellen (siehe später). 

Die zugrunde liegende Überlegung für eine Belastungsuntersu­
chung z. B. für eine Ergametrie ist die Tatsache, daß durch die 
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Ergomairie der Sauerstoffverbrauch des Herzmuskels erhöht 
wird. Coronarstenosen, die unter Ruhebedingungen noch nicht 
hämodynamisch wirksam sind, d. h. daß das distal dieser Ste­
nose liegende Myocardareal noch ausreichend mit Sauerstoff 
versorgt wird, werden unter Ergametrie sehr wohl hämedyna­
misch wirksam, d. h. das distal der Stenose liegende Myocarda­
real ist im Verhältnis zur Belastungsintensität mangeldurchblu­
tet und somit sauerstoffunterversorgt bzw. ischämisch. Unter 
Belastungsbedingungen können schon 50%ige Stenosen 
hämedynamisch wirksam sein, während dies in Ruhe erst ab 
einem Stenosegrad von über 80% der Fall ist. Mit anderen Wor­
ten: am myocardszintigraphischen Bild ist distal einer 50%igen 
Coronarstenose in Ruhe üblicherweise keine myocardiale Akti­
vitätsminderung festzustellen, sondern erst ab einer minde­
stens 80%igen Stenose. Unter Belastung ist aber möglicher­
weise schon ab einem Stenosegrad von 50% eine Belastungs­
ischämie mit verminderter Traceraufnahme nachweisbar. Daher 
ist sowohl die ergometrische wie die pharmakologische Bela­
stungsszintigraphie (siehe unten), wenn es um die Aufdeckung 
bzw. den Schweregrad einer coronaren Herzkrankheit geht, der 
Ruheszintigraphie bei weitem überlegen. 

Eine weitere Möglichkeit der Identifizierung von Coronarsteno­
sen kann mit coronardilatierenden Pharmaka, z. 8. mit Dipyrida­
mol oder Adenosin durchgeführt werden. Das Grundprinzip 
beruht darauf, daß Myocardareale im Bereich nicht-stenosierter 
Herzkrankgefäße wesentlich stärker mit Blut bzw. dem Isotop 
angereichert werden, da durch die Coronardilatation eine 
Luxusdurchblutung einsetzt, als dies in Myocardarealen, die 
nach hämedynamisch wirksamen Stenosen lokalisiert sind, der 
Fall ist (steal effect).Ähnlich wie bei der Belastungsszintigraphie 
kann durch einen Vergleich der Bilder unmittelbar nach 
Belastung gegenüber der Redistributionsphase ein ischämi­
sches Myocardareal identifiziert werden. Eine weitere pharma­
kologische Möglichkeit besteht in der i. v.-Gabe von Dobutamin. 
Dies führt, ähnlich wie bei einer körperlichen Belastung (Ergo­
metrie) zu einer Erhöhung des myocardialen Sauerstoffver­
brauches. 

Planare Aufnahmen gegenüber Spect-Aufnahmen: 

a) Planares Verfahren: 
Üblicherweise erfolgen beim planaren Verfahren nach Bela­
stungsende und nach z. B. weiteren 2-3 Stunden im Liegen die 
Aufnahmen des linken Ventrikels in anteriorer Position, in LAO (~ 
Left-Anterior-Oblique ~ Boxerstellung), d. h. die Kamera hat über 
dem liegenden Patienten eine Position von 45-50 Grad links von 
der Senkrechten. Die dritte Aufnahme istzumeist linksseitig, d. h. 
der Kamerakopf befindet sich in einem Winkel von 70-90 Grad 
links lateral(= LLA = linkslaterale Aufnahme) von der Senkrech­
ten. 

Aus dem unterschiedlichen Aktivitätsverhalten z. B. bei der 
Thalliumszintigraphie zwischen Belastungsaufnahme und 
Redistributionsaufnahme ist es, eine normale, lehrbuchmäßige 
Coronaranatomie vorausgesetzt, bedingt möglich, nicht nur 
Narbengewebe von belastungsinduziert ischämischen Myo­
cardarealen zu differenzieren, sondern auch die Lokalisation 
anzugeben bzw. das zugehörige stenosierte bzw. nicht-steno­
sierte Herzkrankgefäß zu identifizieren. Da jedoch über die 
Coronaranatomie ohne vorausgehende Coronarangiographie 
keine exakten Aussagen gemacht werden können, sollte bei 
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fehlendem Gorenarbefund nur das Myocardareal z. B. Vorder­
wand, Septum, Hinterwand, Lateralwand etc., aber nicht das 
zugehörige Coronargefäß definiert werden. 

b) Spect-Verfahren: 
Unter SPECT (= Single-Photon-Emission-Computed-Tomogra­
phy) versteht man ein Verfahren, das darauf beruht, daß das 
linksventrikuläre Myocard im Gegensatz zum planaren Verfah­
ren, in dem es in seiner Gesamtheit mit allen dreidimensionalen 
Überlagerungen dargestellt wird, in sagittaler, horizontaler und 
entsprechend der Längsachse des linken Ventrikels in "obli­
quer" bzw."coronarer" Richtung im Abstand von z. B.3 Bogenmi­
nuten, vergleichbar mit einer Computertomographie im Rönt­
gen, in "Scheiben" geschnitten wird. Somit ist beim Vergleich der 
Bilder nach Belastungsende und nach z. B. 2-3 Stunden (Thalli­
umszintigraphie) nicht nur das Ausmaß einer belastungsindu­
zierten Ischämie feststell bar, sondern exakter als mit der plana­
ren Szintigraphieauch die Lokalisation bzw.- eine lehrbuchmä­
ßige Coronaranatomie vorausgesetzt - auch in etwa die Höhe 
einer unter Belastung hämedynamisch wirksam werdenden 
Coronarstenose. 

Sensitivität und Spezifität der Myocardszlntlgraphie: 
Sensitivität und Spezifität des SPECT-Verfahrens sind 5-10% höher als 
bei der planaren Thalliumszintigraphie, weswegen das SPECT-Verfah­
ren auch in zunehmendem Maße eingesetzt wird und heutzutage die 
Norm ist. Keine wesentlichen Unterschiede hinsichtlich Sensitivität und 
Spezifität ergeben sich aufgrund des Belastungsverfahrens, d. h. daß 
die Myocardszintigraphie im SPECT-Verfahren in etwa gleich gute 
Ergebnisse sowohl durch eine ergometrisch induzierte Myocardischä­
mie, als auch durch pharmakologische Coronardilatation z. B. durch 
Dipyridamol, erwarten läßt. Keine wesentlichen Unterschiede ergeben 
sich auch hinsichtlich des Tracers. Spezifität und Sensitivität sind bei 
Verwendung von Thallium 201 und Technetium 99-m bei Aufdecken 
einer KHK unabhängig vom Belastungsverfahren praktisch ident. 

Gutachterliehe Aspekte: 

a) Indikation: 
Eine signifikant verbesserte Aussagefähigkeit bezüglich einer 
potentiell vorliegenden stenosisrenden coronaren Herzkrank­
heit istdurch die Myocardszintigraphie immer dann zu erwarten, 
wenn eine positive Anamnese mit einer negativen Ergametrie 
bzw. eine negative Anamnese mit einer positiven Ergametrie 
zusammenfallen. Sind beide Parameter positiv, istderdiagnosti­
sche Zugewinn etwas geringer. 

b) Verfahren: 
Das SPECT-Verfahren ist der planaren Untersuchungstechnik 
überlegen. Bei beiden Verfahren ergeben sich hinsichtlich der 
Verwendung von Thallium 201 bzw. Technetium 99-m keine 
Unterschiede. Keine Unterschiede in der Diagnose einer KHK 
zeigen sich prinzipiell auch zwischen ergometrischen und den 
verschiedenen pharmakologischen Belastungsverfahren, vor­
ausgesetzt, der Patient ist bereit bzw. seitens des Bewegungs­
apparates imstande, sich bei der Ergametrie entsprechend 
anzustrengen bzw. sich auszubelasten, da mit Zunahme der 
Herzfrequenz und der damit einhergehenden Zunahme der 
myocardialen Ischämie die Aussagefähigkeit der Myocardszin­
tigraphie zunimmt. Bricht der Patient z. B. aufgrundangeblicher 
subjektiver Symptome wie allgemeine Erschöpfung, Angina 
pectoris, Dyspnoe, Beinschwäche, Schwindel etc. die Ergame­
trie zu früh ab, um so dem Gutachter einen gravierenderen als 
den wirklichen Schweregrad einer möglicherweise vorhande­
nen stenosierenden KHK vorzutäuschen und liegt bei Bela-
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stungsabbruch eine niedrige Herzfrequenz vor, so ist eine 
exakte Diagnostik erschwert bzw. unmöglich. Aus diesen Grün­
den ist bei der Begutachtung potentiell coronarkranker Patien­
ten einer pharmakologischen Belastung gegenüber einer Erga­
metrie der Vorzug zu geben, da bei pharmakologischen Bela­
stungen keine Beeinflussung des Untersuchungsergebnisses 
z. B. durch mangelnde Mitarbeit des Patienten möglich ist. 

Zusammenfassung: 

a) Spezifität und Sensitivität von Anamnese und Belastungs­
EKG hinsichtlich einer KHK sind geringer als die myocard­
szintigraphischer Verfahren 

b) Das SPECT-Verfahren ist der planaren Aufnahmetechnik 
überlegen 

c) Nicht signifikant unterschiedlich sind die Ergebnisse, die mit 
Thallium 201 bzw Technetium 99-m erzielt werden. 

Dkfm. Dr. Friedrich Stöferle 

d) Spezifität und Sensitivität sind zwischen ergometrischen 
und pharmakologischen Belastungsverfahren nicht signifi­
kant unterschiedlich 

e) Pharmakologische Belastungsverfahren sind bei Begutach­
tungen vorzuziehen, da sie unabhängig von der Mitarbeit des 
Patienten sind. 

Korrespondenz: 
Prim. Univ. Doz. Dr. Peter Schmid 
Rehabilitations- und Kurzentrum "Austria" 
4701 Bad Schallerbach, Stifter Straße 11 

Prim. Dr. Harald Kritz 
Kurhaus Baden, 
2500 Baden, Weihburgstraße 7-9 

Univ.-Prof Dr. Helmut Sinzinger 
1090 Wien, Nadlergasse 1 

Allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger für Betriebswirtschaft/Betriebswissenschaft 
sowie Betriebsberatung 

Betriebswirtschaftliche Überlegungen 
zum "Branchenmietzins" bei Geschäftslokalen 
1. Vorbemerkungen 

Nach langwierigen Verhandlungen und einer Vielzahl von Kom­
promissen "in letzter Minute"" trat am I. 3. 1994 das dritte Wahn­
rechtsänderungsgesetz (WÄG) mit verschiedenen Änderun­
gen - unter anderem - bei Geschäftsmieten in Kraft. Das Miet­
rechtsgesetz (MRG) enthält nun - partiell doch ein Novum -
auch etwas stärkere Eingriffsmöglichkeiten in bestehende Miet­
verträge. 

Eine Intention des Gesetzgebers war es, die - besonders in 
guten innerstädtischen Lagen gegebenen, z. T. enormen- Diffe­
renzen zwischen "Aitmieten" und "Neumieten" langsam abzu­
bauen. Weiters sollten "arbeitslose" Einkommen, wie sie z. B. 
aus der Verpachtung (z. T. mit hohem Pachtschilling) von Betrie­
ben mit mietgünstigen Lokalen entstanden waren, möglichst 
reduziert bzw. beseitigt werden. Diese Differenzbeträge zwi­
schen Pacht und Miete sollten - soweit sie dem Standort und 
Geschäftslokal zuzurechnen sind - dem jeweiligen Haus zu­
gute kommen. Eine analoge Situation war z. T. bei Gesellschaf­
ten gegeben: Mieter des Lokals war die Gesellschaft, die allge­
mein marktbedingten Mietpreissteigerungen wurden von den 
Anteilseignern beim Verkaufder Anteile lukriert und flossen wie­
derum "am Haus vorbei". Weiters sollten generell liberalisie­
rungsschritte mit dem neuen MAG gesetzt werden. 

Um Härtefälle bei den Mietern zu vermeiden, ist nunmehr bei der 
Festsetzung des angemessenen Mietzinses u. a. die Art der im 
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Mietgegenstand ausgeübten Geschäftstätigkeit zu berücksich­
tigen. Damit sollten insbesonders Nahversorgungsbranchen 
geschützt un·d auch in guten - teuren - Innenstadtlagen gehal­
ten werden. Weiters sollten Härtefälle auch dadurch vermieden 
werden, daß bei Eingriffen in bestehende Verträge die Anhe­
bung der Miete nur in 15-Jahresschritten erfolgen kann, der 
Betrieb bzw. der Unternehmer sich also auf die Erhöhung der 
Miete einstellen kann. 
Soweit - etwas vereinfacht - die Vorgeschichte zum neuen 
MRG. ln der Praxis dürften dann nach lnkrafttreten des neuen 
MRG die Vermieter in der Mehrzahl der Fälle, wo eine Mietzins­
erhöhung prinzipiell möglich war, auch versucht haben, die 
Miete anzuheben. Hiervon waren verschiedenste renommierte, 
alteingeführte Innenstadtbetriebe (u. a. Cafii Hawelka, Figlmül­
ler. GrottaAzurra, Buchhandlung Gerold etc.) betroffen.ln diesen 
Fällen wurden von den Vermietern das bis zu 45fache der alten 
Miete gefordert,'} wobei festzuhalten ist, daß diese Altmieten in 
den meisten Fällen sehr gering waren. 
Von der Presse wurden diese Erhöhungen mit "Horrormieten", 
"Ausverkauf der Nahversorgung" etc. kommentiert und eine 
Novaliierung des Gesetzes gefordert. Vorteilhafterweise hat 
sich nunmehr die Diskussion etwas beruhigt; allerdings kann 
keineswegs von einer befriedigenden Situation gesprochen 
werden. Materiell - und zwar im wahrsten Sinne des Wortes -
gesehen treffen die nunmehrigen Mietzinsanhebungen viele 
Betriebe in einem Zeitpunkt dramatischer Ertragseinbußen. 
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Zum Procedere ist anzumerken, daß sich bei den Schlichtungs­
stellen eine Vielzahl von Verfahren "staut" und viele Mieter damit 
einer ungewissen ökonomischen Zukunft- ja Existenz- entge­
genschauen. 

Generell hat sich aber in letzter Zeit die Meinung durchgesetzt, 
daß statt einer- kaum in absehbarer Zeit denkbaren- Novaliie­
rung ein Ausjudizieren des MRG sinnvoller sei. Bei den z. T 
vagen Formulierungen des MRG und den vielfältigen Ermes­
sensspielräumen kommt den Immobilien- und den Betriebswirt­
schafts-Sachverständigen eine wichtige Bedeutung zu und 
sind diese Berufsgruppen besonders gefordert. 

Eine spezifische Aktualität unseres Beitrags ergibt sich auch 
daraus, daß das ZRS Wien als Rekursgericht entschieden hat 
(41 R 1123/95s),daß bei Gerichtsverfahren zur Bestimmung des 
angemessenen Hauptmietzinses die Frage der im Mietgegen­
stand ausgeübten Geschäftstätigkeit explizit zu berücksichti­
gen sei und hierzu ein Gutachten eines "Branchensachverstän­
digen" zusätzlich zum Gutachten eines Immobiliensachver­
ständigen einzuholen sei. 

Bei nachfolgendem Artikel wird zunächst ein kurzer Überblick 
über jene Fälle gegeben, in denen bestehende Mieten auf Basis 
des MRG auf den .. angemessenen Mietzins" angehoben wer­
den können. Diese rechtlichen Aspekte sind kurz darzustellen, 
weil sie für die betriebswirtschaftliehen Überlegungen relevant 
sind. Im Hauptteil schließlich erfolgen dann die betriebswirt­
schaftlichen Überlegungen zum angemessenen Mietzins unter 
Berücksichtigung der Geschäftstätigkeit. 

Bekanntlich sind die Mietrechtsprobleme in Wien am größten; 
wir beziehen uns in weiterer Folge deshalb stark auf die Bun­
deshauptstadt; unsere Überlegungen gelten aber mit entspre­
chenden Modifikationen durchaus auch für die (übrigen) Bun­
desländer. 

2. Die Anhebungsfälle auf den angemessenen Mietzins 
unter Berücksichtigung der Geschäftstätigkelt nach dem 
MAG 

(1) Unternehmensveräußerung an Personen, die nicht 
gesetzliche Erben des bisherigen Unternehmers sind 
(§ 12 a, Abs. 1 u. 2 MRG) 
Bei einer Veräußerung des Unternehmens gehen die Haupt­
mietrechte eines Geschäftslokals, in dem das Unternehmen 
betrieben wird, auf den Erwerber über. Andererseits hat der Ver­
mieter das Recht, den Hauptmietzins auf den branchenübli­
chen, angemessenen Hauptmietzins zu erhöhen. Handelt es 
sich hierbei um eine Nahversorgungsbranche mit geringen 
Ertragsmöglichkeiten, so bedeutet dies, daß nur eine branchen­
übliche, reduzierte Miete verlangt werden kann. 

(2) Neuabschluß eines Pachtvertrages (§ 12 a, Abs. 5 u. 
6 MAG) 
Verpachtet der Hauptmieter das Unternehmen, so hat der Ver­
mieter wiederum das Recht, den Hauptmietzins auf einen ange­
messenen Betrag zu erhöhen. 

(3) Wesentliche Veränderungen der rechtlichen und wirt­
schaftlichen Einflußmöglichkeiten in einer Mietergesell­
schaft (§ 12 1, Abs. 3 MAG) 
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Hiermit soll- wie oben beschrieben wurde- verhindert werden, 
daß Lokale mit günstigen Mieten über Gesellschaften weiterge­
geben werden, ohne daß der Vermieter eingetretene generelle 
Mietzinserhöhungen in Ansatz bringen kann. 

Obige drei Fälle betreffen die Möglichkeit der sofortigen Anhe­
bung des Mietzinses, in den nachfolgenden Fällen ist nur eine 
Anhebung der Miete in 15-Jahres-Schritten möglich. 

(4) Veräußerung des Unternehmens an gesetzliche Erben, 
insbes. Ehegatten, eigene Kinder (§ 46 a, Abs. 2 MAG) 

(5) Vererbung des Unternehmens (§ 46 a, Abs. 2 MAG) 
Diese Regelung gilt nur dann, wenn der Hauptmietvertrag 
bereits vor dem 1. 3. 1994 abgeschlossen wurde. 

(6) Altpachtverträge (vor dem 1. 3. 1994 abgeschlossen) 

(7) Frühere, wesentliche Veränderungen der rechtlichen 
und wirtschaftlichen Einflußmöglichkeiten in einer Mieter­
gesellschaft vor dem 1. 3. 1994 (§ 46 a, Abs. 4 MAG) 
Die Details dieser- sehr komplizierten- Bestimmungen mögen 
den juristischen Fachkommentaren entnommen werden; daß 
diese Regelungen zu einer Fülle von Problemen führen, liegt auf 
der Hand2l. 

(8) Gespaltene Mietverhältnisse, die vor dem 1. 1. 1982 ent­
standen sind (§ 46 a, Abs. 5 MAG) 
Gespaltene Rechtsverhältnisse entstanden früher häufig 
dadurch, daß der Veräußerer eines Unternehmens Hauptmieter 
blieb und mit dem neuen Unternehmer zusammen die Miet­
rechte ausübte. Soweit der Vermieter den Erwerber des Unter­
nehmens nunmehr als neuen Hauptmieter anerkennt, kann er 
eine schrittweise Anhebung des Hauptmietzinses innerhalb 
von 15 Jahren begehren. 

3. Betriebswirtschaftliche Überlegungen 

3.1 Grundsätze 
Im§ 12 a, Abs. 2 hält der Gesetzgeber fest, daß unter gewissen 
Bedingungen die .. Art der im Mietgegenstand ausgeübten 
Geschäftstätigkeit" zu berücksichtigen ist. Mit dieser Bestim­
mung soll sichergestellt werden, daß in guten Innenstadtlagen 
Betriebe bzw. Branchen, die nur geringe Erträge erzielen kön­
nen, nicht von Branchen mit höheren Ertragsmöglichkeiten ver­
drängt werden. 

Das MRG läßt offen, in welcherWeise die Artder Geschäftstätig­
keit zu berücksichtigen ist; im Abschlußbericht des Bauten­
ausschusses wird zwar etwas konkreter von den "mit der 
Geschäftstätigkeit verbundenen Ertragsmöglichkeiten" 
gesprochen, letztlich muß aber dieser Punkt von Sachexperten 
geklärt werden. ln diesem Sinne halten wir fest: 

1. ln der Praxis wird häufig vom .. Branchenabzug", .. Branchen­
sachverständigen" etc. gesprochen. Tatsächlich stellt diese 
Gleichsetzung von "Geschäftstätigkeit" und "Branche" aber 
eine - zu grobe - Vereinfachung dar. Ein kleiner Greißler hat 
sicherlich kaum etwas mit einem florierenden Supermarkt 
gemeinsam (beide zählen zur Lebensmitteleinzelhandelsbran­
che), ein Kaffeehaus Wienarischer Prägung und ein McDonalds 
sind beides Gastronomiebetriebe, aber in ihren Ertragsmöglich­
keiten komplett verschieden. Die Art der Geschäftstätigkeit -
synonym würden wir von einem "Geschäftstyp" oder "Betriebs-
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typ" sprechen -darf mithin nicht mit dem allgemeineren Begriff 
der "Branche" gleichgesetzt werden. Mietabschläge können 
nicht mit einer eventuell schlechten, generellen Ertragslage der 
Branche begründet werden, sondern müssen - detaillierter -
auf den spezifischen Betriebstyp eingehen. 

lnfolge des Mangels an detailliertem Datenmaterial über 
Betriebstypen wird man zwar häufig gezwungen sein, von 
(Durchschnitts-) Branchenwerten auszugehen, doch ist es eben 
dann die Aufgabe des Sachverständigen - ausgehend von 
Branchenwerten - realistische Werte für die jeweilige konkrete 
Art der Geschäftstätigkeit abzuleiten. 

2. Weiters kann es bei Mietfestsetzungen nicht um die Ertrags­
möglichkeiten eines konkreten Unternehmens gehen, sondern 
lediglich um die generelle Ertragssituation der jeweiligen 
Geschäftstätigkeit. ln diesem Sinne argumentiert auch das 
ZRS Wien bei ob. zit. Entscheidung. Allerdings liefern die Ergeb­
nisse eines konkreten Unternehmens wertvolle Hinweise, so 
daß dieselben sehr wohl zu prüfen sind. 

3. Die Berücksichtigung des Standorts - hier als die Lage 
interpretiert - ist von wesentlicher Bedeutung für die Ertrags­
möglichkeiten; schließlich hängtauch die Miete ganz wesentlich 
vom Standort des Mietobjekts ab. Es sind mithin die standort­
spezifischen Ertragsmöglichkeiten des Betriebstyps abzuklä­
ren. Wien verfügt z. B. über ein ausgeprägtes Geschäftsstraßen­
system, das sich grob wie folgt systematisieren läßt3): 

• Spitzencity-Lagen wie Graben - Stephansplatz- Kärnt­
ner · Straße mit Donnerstags-Passantenfrequenzen 
(8.30-18.30 Uhr) um 35.000 Personen pro Tag, 

• Innere Mariahilfer Straße (zwischen Gürtel und Getreide­
markt), 

• Sogenannte Hauptgeschäftsstraßen mit Regionalzen­
trumscharakter (Meidlinger Hauptstr., LandstraBer 
Hauptstr. etc.), 

• gute Bezirkszentren wie Simmeringer Hauptstraße, Tha­
liastraße etc., 

• kleinere Bezirkszentren wie Taborstraße, Nußdorfer 
Straße/ Alserbachstraße etc., 

• Nebengeschäftsstraßen wie z. B. Ottakringer Straße, 
innere Favoritenstraße etc., 

• qualifizierte Streulagen wie z. B. Amerlinggasse, Zollar­
gasse etc., 

• normale Streulagen ohne nennenswerten Geschäfts­
besatz. 

ln analoger Weise - wenn auch weniger detailliert - können 
Standortlagen in anderen Städten klassifiziert werden. 

4. Ferner sind neben dem Standortspezifische Eigenschaften 
des Lokals von Einfluß auf die Ertragsmöglichkeiten. Ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit sind in diesem Sinne beispielhaft 
zu erwähnen: 

• Sichtbarkeit eines Betriebes/Fernwirkung, (ein Betrieb 
sollte aus etwas 50 Meter wahrgenommen werden kön­
nen), 
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• Attraktivität der Außenfront (wird auch wesentlich von 
den darüberliegenden Stockwerken, ja z. T. auch von den 
Nachbarn, mitbestimmt), Anrainer, "Frequenzbringer" in 
Standortnähe, 

• Lage, Größe, Attraktivität etc. des Eingangsportals, 
• Größe und Anzahl der Schaufenster, 
• Einsahbarkeil des Verkaufsraumes von der Geschäfts­

straße aus, 
• Größe des Lokals; z. T. bestehen optimale Größen, in 

allen Fällen aber betriebstypenspezifische Mindest­
größen, 

• Konfiguration des Verkaufsraumes (Lokale mit breiter 
Front und geringer Ladentiefe sind wesentlich günstiger 
als schmale Laden lokale), 

• baulicher Zustand, Ecken im Verkaufslokal, Säulen, 
Raumhöhen, Anlieferungs- und Lagermöglichkeiten, 

• relevante Behördenauflagen, 
• Installationen (Elektro, Heizung, Wasser, WC etc.), 
• Lage von Flächen im Erdgeschoß/Untergeschossen 

bzw. Obergeschossen, 
• sonstige Ausstattung des Lokals. 

Auf den ersten Blick handelt es sich hierbei um Faktoren, die 
zum größten Teil schon immer berücksichtigt wurden und sich 
auch zum Teil mitden im Gesetz(§ 16 (1) MRG)genannten Krite­
rien "Größe, Art, Beschaffenheit, Lage, Ausstattungs- und Erhal­
tungszustand" decken. Unserer Ansicht nach ist aber wesent­
lich stärker als bisher auf den Konnex zwischen Geschäftstätig­
keit einerseits und Lokal und Standort andererseits einzugehen. 
Das Fehlen großer Schaufenster z. B. ist für eine Damenoberbe­
kleidungsboutique ein ganz wesentlicher Mangel, wenn nicht 
sogar ein sogenanntes "K.O.-Kriterium", kann von einer gut 
gelegenen Trafik aber häufig verschmerzt werden. Ähnliche 
Beispiele gibt es in Hülle und Fülle. 

3.2 Berechnungsmethoden 
Idealtypischerweise ermittelt sich die angemessene Miete wie 
folgt: 

Umsatz-Kostenmodell: 
Umsatz/Betriebsleistung b. der Art der 
Geschäftstät i. geg. Lokal 

- Wareneinsatz 

- Fremd-Personalaufwand 

-Zinsen 

- Afa und GWG 

-sonstige Kosten (jedoch ohne Miete) 

= Zwischenergebnis 

- Unternehmerlohn 

= angemessene Miete 

........... öS 

........... öS 

........... öS 

. .......... öS 

........... öS 

........... öS 

. öS 

öS 

........... öS 
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Sämtliche obigen Werte sind im Sinne von Normwerten der 
entsprechenden Geschäftstätigkeit bei durchschnittlicher 
marktkonformer Betriebsführung unter Berücksichtigung 
der spezifischen Gegebenheiten des Standortes und 
Lokals i. Si. der obigen Punkte anzusetzen. 

Durchschnittsmietkosten und Verkaufsflächenproduktivi­
täten-Modell für den Einzelhandel 

Eine bei Einzelhandelsbetrieben -in den meisten Fällen- ver­
tretbare Verkürzung und Vereinfachung obiger Rechnung ist: 

standort- und angemessene 
Miete 
p. m2 GfiJMonat 

x lokalspezifischer Umsatz 
der Geschäftstätigkeil p. 
m2 Gfl. p. Monat 

Gfl. = Geschäftsfläche 

Beträgt z. B. die Durchschnittsmietkostenbelastung für Damen­
oberbekleidungsboutiquen 6% des Gesamtumsatzes und die 
standort-und lokalspezifische Verkaufsflächenproduktivität öS 
5.000,- pro 1 rrf und Monat, so liegt die angemessene Miete bei 
öS 300, -lrrf. 

Die angemessene Miete ist bei dieser Formel eine Funktion des 
standort- und lokalspezifischen Umsatzes; je ertragreicher 
Standort und Lokal sind, umso höher ist die angemessene 
Miete; wobei von der jeweils gleichen prozentuellen Mietkasten­
belastung ausgegangen wird. 

Es versteht sich, daß mit "angemessener Miete" jeweils nur der 
Hauptmietzins excl. MwSt., Betriebskosten und allfälliger sonsti­
ger Belastungen gemeint ist. 

Nachdem empirische (Betriebsvergleichs-)Ziffern differenziert 
nach der Art der Geschäftstätigkeit häufig nicht vorliegen, kann 
es sinnvoll sein, obige Formel dahingehend zu modifizieren, daß 
die Durchschnittsmietkostenbelastung aller Einzelhandelsbe­
triebe statt der Durchschnittsmietkostenbelastung der Art der 
Geschäftstätigkeit und zusätzlich der dann erforderliche Kor­
rekturfaktor 

Handelsspanne der jeweiligen Branche 
Höchsthandelsspanne 
in Ansatz gebracht werden. Die komplette Formel wäre in die­
sem Falle: 

angemessene 
Miete1m2 

Gfl. p. Monat 

Durchschnittsmiet­
kostenbelastung im 
Einzelhandel in % 

Handelsspanne der Branche standort- und lokalspez. 

X 

. . . . ............. . . ...... x Umsatz der Geschäftstätigkeit 
Höchsthandelsspanne pro m2 Gfl. pro Monat 

Beispiel: 
Die durchschnittliche Mietkostenbelastung der Wiener Einzel­
handelsbetriebe beträgt lt. lfH 5,3% des Umsatzes. Beträgt z. B. 
die Handelsspanne bei Textilien 39%, die Höchsthandels­
spanne im Einzelhandel 51% und der realistischerweise im 
Geschäftslokal erreichbare standort- und lokalspezifische 
Umsatz der Geschäftstätigkeit öS 5.000/rrf Gfl. p. Monat ergibt 
sich eine angemessene Miete von rundöS 203/rrf Geschäfts­
fläche und Monat. 
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Statt der Schätzung eines standort- und lokalspezifischen 
Umsatzes kann- bei mangelnden Vergleichswerten-auch nur 
der standortspezifische Umsatz in Ansatz gebracht werden, 
und können die geschäftslokalspezifischen Gegebenheiten 
(Sichtbarkeit, Schaufenster etc.) durch Zu- und Abschläge 
berücksichtigt werden. Diesen Weg schlagen die Betriebsbera­
ter F. Strafella und M. Behrens vor, die im Auftrag der Wirtschafts­
kammer Wien eine entsprechende Berechnungsmethode für 
den angemessenen Mietzins ermittelt haben (interne Unterla­
gen Wiener Wirtschaftskammer). 

3.3 Sonderprobleme 
Ein speziellesAnliegen sind uns die Investitionen des Mieters. 
Z. T. wird die Ansicht vertreten, daß Investitionen des Mieters nur 
von geringer Bedeutung seien, weil derartige Aufwendungen 
betriebsspezifische Kosten wären, die steuerlich abgesetzt 
werden können und auch bei Weitergabe der Mietrechte partiell 
weiter verrechnet werden könnten. 

Dem istentgegen zu halten, daß nach§ 16 (1) MRG u.a.der Aus­
stattungs- und Erhaltungszustand des Mietgegenstands bei 
Vertragsabschluß sehr wohl zu berücksichtigen ist. Es war ins­
bes. früher gängige Praxis, daß der Mieter das Geschäftslokal 
nach seinen Vorstellungen umbaute. Oftwurden erst vom Mieter 
modernere Verkaufsräume geschaffen, indem Räume zusam­
mengelegt, große zusammenhängende Schaufenster geschaf­
fen wurden etc. Dieser Aspekt wird häufig vergessen, wenn von 
billigen Mieten gesprochen wird. Bei der Bewertung dieser Inve­
stitionen sind betriebsspezifische Investitionen, die nur dem 
jeweiligen Mieter dienen, auszuscheiden. Jene Investitionen, 
die die Substanz des Mietgegenstandes jedoch wesentlich 
erhöhen, sind zu kapitalisieren und bei der Berechnung der 
angemessenen Miete zu berücksichtigen. 

3.4 Datenmaterial/Quellen 
Die Frage des Datenmaterials kann hier aus Platzgründen nicht 
erschöpfend behandelt werden. Ohne Anspruch auf Vollstän­
digkeit sind folgende wichtigen Institutionen und Stellen, die 
zum Teil über einschlägiges Datenmaterial verfügen, zu nen­
nen: Wirtschaftskammern/Wifis inkl. jeweilige lnnungen4l, Insti­
tut für Handelsforschung, Institut für Gewerbeforschung, Österr. 
Statistisches Zentralamt, Betriebsberater, lmmobilienfirmen. 

4. Zusammenfassung 
Die Bestimmungen des MRG hinsichtlich der angemessenen 
Miete und der Berücksichtigung der Art der Geschäftstätigkeit 
sind relativ allgemein gehalten. Hierbei kommt den Sachver­
ständigen die wichtige Aufgabe zu, bei der Ausjudizierung des 
Gesetzes den entsprechenden sachkundigen Beitrag zu lei­
sten . 

Ausgehend von betriebswirtschaftliehen Überlegungen ist 
unbedingt zu fordern, daß bei den Abschlägen auf die Miete 
wegen der Art der Geschäftstätigkeit nicht von der Branche, 
sondern von der Art der Geschäftstätigkeit- also dem Betriebs­
bzw. Geschäftstyp - ausgegangen wird. Hierbei kann es nicht 
um die Ertragsmöglichkeiten eines konkreten Unternehmens 
gehen, sondern um die Ertragsmöglichkeiten der jeweiligen 
Geschäftstätigkeit. Unbedingt zu berücksichtigen ist der Stand­
ort; dieser bestimmt - ceteris paribus - am stärksten die 
Ertragsmöglichkeiten. Zusätzlich sind die spezifischen Eigen­
schaften des Lokals zu berücksichtigen. 
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Grundsätzlich ist die angemessene Miete dadurch zu ermitteln, 
daß vom normalerweise erreichbaren Standort- und lokalspezi­
fischen Umsatz des Betriebstyps die Kosten der Geschäftstä­
tigkeit und in weiterer Folge der Unternehmerlohn in Abzug 
gebracht werden. Die Restgröße ist die angemessene Miete. Bei 
Einzelhandelsbetrieben kann die angemessene Miete auch 
anhand der Miets-Durchschnittskostenbelastung, der Handels­
spannen und den standort- und lokalspezifischen Umsätzen 
ermittelt werden. 

Nachdrücklich und zusammenfassend muß aber festgehalten 
werden, daß vielfältige Ermessensspielräume verbleiben, die im 
gutachterliehen Sinne nach bestem Wissen und Gewissen 
abzuschätzen sind. 

,l Vgl. u. a. Kurier vom 18. 7. 1995, S. 7: "Ausverkauf der Nahversorgung" 
2l Vgl. u. a. Ofner, H. und Prunbauer, M.: Der Unternehmer und das MietM 
recht; Verlag Bondi & Sohn, 1995 
3l Vgl. u. a. Stöferle, F.: Das Wiener Geschäftsstraßensystem, in: WIST­
Informationen 3/1979 sowie Standort & Markt: Zentrensituation im 
Raum Wien, Auftragsgutachten für Stadt Wien und WKW, 1996 
4) U. a. sei der Immobilien-Preisspiegel der Bundesinnung der Immobi­
lien- und Vermögenstreuhänder genannt. 

Korrespondenz: 
Dklm. Dr. Friedrich Stäterle 
1230 Wien, Kerngasse 23 

Empfehlung der Kapitalisierungszinssätze für Liegenschaftsschätzungen 

Bezugnehmend auf die im Heft 3/1995 erschienene Empfehlung wird nach Rücksprache mit den Landesverbänden 
mitgeteilt, daß derzeit keine Änderung der empfohlenen Kapitalisierungssätze erfolgen muß. 

Der neue Nutzungsdauerkatalog 
ist erschienen 

baulicher Anlagen eine nachvollziehbare und schlüssige Ein­

schätzung der voraussahbaren Zeitspanne wirtschaftlich 

vertretbarer Nutzung von Anlagegütern zu ermöglichen. 

Der von einem Arbeitskreis der Fachgruppe "Wertermittlung" Dipl.-lng. Franz Josef SEISER 

des Hauptverbandes der allgemein beeideten gerichtlichen Fachgruppenobmann für Wertermittlung 

Sachverständigen Österreichs, Landesverband Steiermark 

und Kärnten im Jahre 1991 herausgegebene Nutzungsdau­

erkatalog baulicher Anlagegüter konnte sich eines großen 

Zuspruchs erfreuen und war in relativ kurzer Zeit vergriffen. 

Anstelle eines Nachdruckes hat sich der Arbeitskreis für eine 

Überarbeitung und wesentliche Erweiterung entschieden. ln 

diesem Zusammenhang erschien eine Teilung in die 

Abschnitte HOCHBAU -TIEFBAU - HAUSTECHNIK ange­

bracht. Der Katalog will als Sammlung von Erfahrungswerten 

verstanden werden und soll helfen, in Fragen der Bewertung 
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Format A5, 80 Seiten, Mehrfarbendruck 

Preis: 

Mitglieder S 350,- + MwSt und Versandkosten 

Nichtmitglieder S 450,- + MwSt und Versandkosten 

Bestellung: 

Landesverband Steiermark und Kärnten 

8020 Graz, Hanuschgasse 6 

Telefon 0316/91 10 18, Fax 0316/ 91 10 18-4 
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Dr. Harald Krammer 

Senatspräsident des Oberlandesgerichtes Wien 

Wichtige neue Gesetze 
Zum 1. 1. 1997 (bzw. 1. 3. 1997) sind einige auch für Sachver­
ständige wichtige gesetzliche Neuregelungen in Kraft getre­
ten, auf die kurz hingewiesen werden soll: 

1. Bundesgesetz zum Schutz vor Gewalt in der Familie -
GeSchG, BGBI. 1996/759 

Mit diesem Gesetz wird das Institut der einstweiligen Verfü· 
gung, mit der einem Gewalttäter das Verlassen der Woh· 
nung aufgetragen werden kann, auf einen größeren Perso­
nenkreis ausgeweitet (etwa nahe Angehörige, Lebensge­
fährte, nahe Angehörige des Lebensgefährten), die Voraus­
setzungen werden verringert und die Durchsatzung der 
einstweiligen Verfügung erleichtert (§§ 382 b ff EO). Über· 
dies werden den Sicherheitsbehörden und den Organen 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes zusätzliche Kompe­
tenzen zum Einschreiten bei Gewalt in der Familie über­
tragen (§ 38a Sicherheitspolizeigesetz). 

Auch die Schadenersatzregelung des§ 1328 ABGB- bei 
geschlechtlichem Mißbrauch durch Beeinträchtigung der 
geschlechtlichen Selbstbestimmung - wurde grundlegend 
geändert und ein Ersatz des immateriellen Schadens (ange· 
messene Entschädigung für die erlittene Beeinträchtigung, 
eine Art "Schmerzengeld") angeordnet. 

2. Bundesgesetz, mit dem das ABGB, das Konsumenten­
schutzgesetz, das Versicherungsvertragsgesetz und 
das Bundesgesetz über den erweiterten Schutz der Ver­
kehrsopfergeändert werden, BGBI. 19971/6 ("Konsumen­
tenschutzgesetz-Novelle 1997") 

Durch den dem§ 864 ABGB angefügten Absatz 2 soll das 
Ärgernis der Zusendung unbestellter Waren eingedämmt 
werden, indem sie der Empfänger weder verwahren oder 
zurückleiten muß, sondern sie auch wegwerfen darf. 

Als Schutz vor Überrumpelung wird für den Konsumenten 
ein Rücktrittsrecht für den Fall geschaffen(§ 3a KSchG), 
daß vom Unternehmer versprochene Vorteile - wie Steuer­
begünstigungen, Förderungen oder Kreditfinanzierungen -
nicht oder nur in geringerem Ausmaß eintreten. Erweitert 
wird der Katalog unzulässiger Vertragsklauseln: So kön· 
nen Preisgleitklauseln nur mehr dann vereinbart werden, 
wenn sich auch der Unternehmer zur Preissenkung ver­
pflichtet; vertragliche Freizeichnung von bloß leicht fahrläs­
sig verursachten Personenschäden wird nicht mehr möglich 
sein 
(§ 6 KSchG). 

Auch Bemühungen gegen das Problem der Verschuldung 
von Ehegatten werden gesetzt: Die Einführung eines rich­
terlichen Mäßigungsrechts soll helfen, das oftmals schwere 
Los von Partnern, die "automatisch" in die Mitschuldner­
schaft einbezogen werden (sogenannte "Interzession" 
eines Verbrauchers als Mitschuldner, Bürge oder Garant), 
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entscheidend zu erleichtern (§§ 25a-25d KSchG). 
Begrenzt wird der oft überhöhte Verzugszinssatz mit fünf 
Prozent über dem Vertragszinssatz (§ 6 Abs. 1 Z 13 KSchG). 

Wichtig sind auch die neuen Form· und Inhaltsvorschriften 
für Verträge über Leistungen zur Sanierung von Wohnun­
gen (Wohnungsverbesserung) im neuen § 26 d KSchG. 

Verbessert wird überdies die Stellung von Unfallsopfern 
bei absichtlich herbeigeführten Verkehrsunfällen durch 
"Selbstmörder": Sie werden künftig nicht nur den Sach­
schaden, sondern auch den Personenschaden bei der Ver­
sicherung des verstorbenen Unfallgegners geltend machen 
können. 

3. Bauträgervertragsgesetz - BTVG, BGBI. 1997 117 

Mit dem Bauträgervertragsgesetz werden Erwerber bzw. 
Mieter von Wohnungen vor dem Verlust ihrer Vorleistungen 
im Falle einer Insolvenz des Bauträgers geschützt - die 
ihrerseits Vorkehrungen (grundbücherliche Sicherstellung, 
Pfandrechte) leisten müssen. Weitere Sicherungsmaßnah· 
men sind schuldrechtliche Sicherungen durch Bürgschaft, 
Garantie oder geeignete Versicherung, Zahlung nach 
Ratenplan, Bestellung eines Treuhänders, Feststellung des 
Baufortschritts und Bewertung von Pfandrechten etc. 
Beschleunigt wird der Vorgang der Grundbucheintragung. 

ÖVP-Justizsprecherin Maria Fekter wies darauf hin, daß in 
die Bauträgerbestimmungen auch die gemeinnützigen 
Wohnbaugesellschaften einbezogen sind -obwohl sie die 
Bitte um Ausnahme geäußert hatten. Bei diesem Gesetz sei 
man einen "richtigen Mittelweg" gegangen, der es ohne 
"unsinnige Verteuerung" den Bauträgern auch weiterhin 
ermögliche, der Aufgabe, Wohnungen zu errichten, nachzu­
kommen, meinte SPÖ·Justizsprecher Willi Fuhrmann. Von 
einem "tauglichen Kompromiß zwischen unterschiedlichen 
lnteressenlagen" sprach FPÖ·Abg. Reinhard Firlinger (APA­
Aussendung vom 13. 12. 1996). 

Für allgemein beeidete gerichtliche Sachverständige 
ganz besonders wichtige Bestimmungen sind§ 13 BTVG 
und der mit diesem Gesetz geänderte§ 3 Wohnungseigen­
tumsgesetz 1975, der für die Festlegung des Mindestan· 
teils beim Erwerb von Wohnungseigentum im allgemeinen 
nicht mehr ein gerichtliches Parifizierungsverfahren, son­
dern das Gutachten eines Ziviltechnikers für Hochbau 
oder eines allgemein beeideten gerichtlichen Sachver­
ständigen für das Hochbau· oder das Immobilienwesen 
vorsieht.§ 13 BTVG normiert- in ähnlicher Weise- Aufga­
ben für allgemein beeidete gerichtliche Sachverständige 
bei Feststellung des Baufortschritts und bei der Bewer­
tung der zu bebauenden Liegenschaft zur Feststellung 
der ausreichenden Deckung eines vom Bauträger angebo­
tenen Pfandrechtes. 
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Diese für Sachverständige so bedeutsamen Bestimmungen 
gehen auf eine Initiative des Hauptverbandes zurück. 

ln der Vorsprache des Präsidenten des Hauptverbandes 
Dipl.-lng. Dr. Matthias Rant und des Syndikus Dr. Krammer 
beim Bundesminister für Justiz Dr. Nikolaus Michsiek 
und Sektionsleiter Generalanwalt Dr. Peter Reindl am 16. Juli 
1996, bei der eine von Syndikus ausgearbeitete fundierte 
Stellungnahme zu diesen Problemen überreicht werden 
konnte, wurde ein wesentlicher Beitrag zu der nunmehr 
erfolgten gesetzlichen Festschreibung dieser neuen Auf­
gabenleider für allgemein beeidete gerichtliche Sach­
verständige erreicht (vgl. dazu auch den Bericht des Präsi­
denten Dipl.-lng. Dr. Rant in SV 1996/3, 2). 

Wegen der besonderen Wichtigkeit dieser Gesetzesstellen 
werden sie im folgenden wörtlich wiedergegeben: 

§ 13 BTVG lautet: 

Feststellung des Baufortschritts, Bewertung des Pfand­
rechts 

§ 13.(1) Der Abschluß eines Bauabschnitts (§ 10 Abs.2) ist nach 
dem Fertigstellungsgrad der Hauptanlage zu beurteilen. Bei 
mehreren selbständigen Bauwerken istder Fertigstellungsgrad 
desjenigen Bauwerks maßgeblich, auf das sich der Anspruch 
des Erwerbars bezieht. 

(2) Zur Feststellung des Abschlusses des jeweiligen Bauab­
schnitts kann der Treuhänder einen für den Hochbau zuständi­
gen Ziviltechniker, einen allgemein beeideten gerichtlichen 
Sachverständigen für das Bauwesen oder eine im Rahmen der 
Förderung des Vorhabens tätige inländische Gebietskörper­
schaft beiziehen. Diese haften dem Erwerber unmittelbar; sie 
gelten nicht als Erfüllungsgehilfen des Treuhänders. 

(3) Zur Feststellung der ausreichenden Deckung eines vom 
Bauträger gemäß§ 11 angebotenen Pfandrechts sowie zur Fest­
stellung des Wertes der zu bebauenden Liegenschaft im Sinn 
des§ 10 Abs.3 kann der Treuhänder einen allgemein beeideten 
gerichtlichen Sachverständigen für das Immobilienwesen bei­
ziehen. Dieser haftet dem Erwerber unmittelbar; er gilt nicht als 
Erfüllungsgehilfe des Treuhänders. 

§ 3 Wohnungseigentumsgesetz 1975 lautet: 
Mindestanteil 

§ 3. (1) Der zum Erwerb des Wohnungseigentums erforderliche 
Mindestanteil istein solcher Anteil, der dem Verhältnis des Nutz­
werts der im Wohnungseigentum stehenden Wohnung oder 
sonstigen Räumlichkeit zum Nutzwert aller Wohnungen und 
sonstigen Räumlichkeiten der Liegenschaft entspricht. Die 
Nutzwerte sind von einem für den Hochbau zuständigen Zivil­
techniker oder von einem allgemein beeideten gerichtlichen 
Sachverständigen fürdas Hochbau- oderdas Immobilienwesen 
zu berechnen; dessen Gutachten ist- abgesehen von den Fäl­
len der Festsetzung der Nutzwerte durch das Gericht (Abs. 2)­
der Einverleibung des Wohnungseigentumszugrunde zu legen; 
bezieht sich die Nutzwertberechnung auch auf eine Wohnung, 
an der Wohnungseigentum nach§ 1 Abs. 3 nicht bestehen kann 
(Substandardwohnung), so ist im Gutachten ausdrücklich dar­
auf hinzuweisen. 
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(2) Der Nutzwert ist vom Gericht auf Antrag insbesondere fest­
zusetzen: 

1. wenn das Gutachten über die Berechnung der Nutz­
werte (Abs. 1 zweit'\r Satz) um mindestens 3 vH von den 
tatsächlichen Gegebenheiten abweicht; der Antrag ist 
bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Eintritt der 
Rechtskraft des Beschlusses zulässig, mit dem erstmals 
die Einverleibung von Wohnungseigentum bewilligt wor­
den ist; für einen Wohnungseigentumsbewerber beginnt 
die Frist erst mit der Verständigung von dieser Einverlei­
bung zu laufen; 

1 a. wenn sich der Nutzwert einer Wohnung oder einer son­
stigen Räumlichkeit bis zur Vollendung der Bauführung 
durch Vorgänge, die einer baubehördlichen Bewilligung 
bedürfen, um mindestens 3 vH ändert; der Antrag ist bis 
zum Ablauf eines Jahres nach dem Eintritt der Rechts­
kraft der baubehördlichen Benützungsbewilligung 
zulässig; 

2. wenn sich der Nutzwert durch Änderungen im Bestand 
räumlich unmittelbar aneinandergrenzender Wohnun­
gen oder sonstiger Räumlichkeiten oder durch die Über­
tragung von Teilen der Liegenschaft, die nach § 1 Abs. 2 
mit einer Wohnung odereiner sonstigen Räumlichkeit im 
Wohnungseigentum stehen, von dieser auf eine andere 
Wohnung oder sonstige Räumlichkeit ändert; 

3. wenn sich der Nutzwert einer Wohnung oder einer son­
stigen Räumlichkeit nach der Vollendung der Baufüh­
rung durch andere bauliche Vorgänge auf der Liegen­
schaft, die einer baubehördlichen Bewilligung bedürfen, 
wesentlich ändert; der Antrag ist bis zum Ablauf eines 
Jahres nach dem Eintritt der Rechtskraft der hierfür 
erforderlichen baubehördlichen Bewilligung zulässig. 

(3) ln den Entscheidungen über die Festsetzung von Nutz­
werten (Abs. 2) ist überdies festzustellen, ob und inwieweit 
sich hiefdurch die Summe der Nutzwerte aller Wohnungen 
und sonstigen Räumlichkeiten der Liegenschaft ändert oder 
daß sich die Festsetzung auf diese Gesamtsumme nicht 
auswirkt. 

(4) Die Änderung der Nutzwerte wird ab der der Rechtskraft 
des Beschlusses folgenden Abrechnungsperiode wirksam. 

4. Bundesgesetz, mit dem das Mietrechtsgesetz, das Woh­
nungsgemeinnützigkeitsgesetz, das Wohnungseigen­
tumsgesetz 1975 und die Zivilprozeßordnung geändert 
werden, BGBI. 1997 1/22 

Nach diesem in der Öffentlichkeit vieldiskutierten Gesetz, 
das in seinen wesentlichen Bestimmungen mit 1. März 1997 
in Kraft getreten ist, können die nach der früheren Rechts­
lage auf drei Jahre befristeten Mietverträge einvernehm­
lich bis auf zehn Jahre verlängert werden. 

Der Verlängerungszeitraum muß mindestens drei Jahre 
betragen. Solche derzeit auf drei Jahre befristete Mietver­
träge können auch stillschweigend - durch Nichthandeln 
des Vermieters- verlängert werden, wobei dann der Verlän­
gerungszeitraum ein Jahr beträgt. Diese stillschweigende 
Verlängerung kann rechtswirksam nur einmal erfolgen. 
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Neue Hauptmietverträge über Mietwohnungen können auf 

mindestens drei Jahre und höchstens auf zehn Jahre befri­

stet werden. Das gleiche gilt für Mietverträge über Eigen­

tumswohnungen, die vor dem 8. Mai 1945 errichtet worden 

sind, allerdings mit der Änderung, daß bei solchen Objekten 

keine Höchstgrenze für die Befristung besteht. Mietverträge 

über jüngere Eigentumswohnungen können beliebig befri­
stet werden. 
Neben vielen weiteren Detailregelungen im Mietrechtsge­
setz wird die Einwendungsirist gegen gerichtliche Auf­
kündigungen und Übergabsaufträge von bisher zwei 
Wochen auf vier Wochen verlängert (§§ 562 Abs. 1 und 
567 Abs. 1 ZPO). 

Entscheidungen + Erkenntnisse 
bearbeitet von Dr. Harald Krammer, Senatspräsident des OLG 

Zur Stellung des Privatgutachters 
im Strafverfahren 
1. Privatgutachten sind keine Sachverständigengutachten 

im Sinne der StPO, auch wenn sie von einem allgemein 
beeideten gerichtlichen Sachverständigen stammen. 

2. Wird aber ein Privatgutachten in der Hauptverhandlung 
verlesen, bildet es ab diesem Zeitpunkt ein beachtliches 
Beweismittel, mit dessen Inhalt sich das Gericht ausein­
anderzusetzen hat. 

3. Hat das Gericht den Antrag des Verteidigers, ihm Gele­
genheit zu geben, mit dem im Gerichtssaal anwesenden 
Privatgutachter über die vom Gerichtssachverständigen 
vorgelegten technischen Unterlagen zu sprechen, mit 
Zwischenerkenntnis abgewiesen, so kann diese Vor­
gangsweise mit dem Nichtigkeitsgrund des § 281 
Abs. 1 Z 4 StPO behaftet sein. Eine ergänzende Befra­
gung des Gerichtssachverständigen durch den vom Pri­
vatgutachter ergänzend informierten Verteidiger könnte 
eine Besserstellung der Verteidigungsrechte ergeben 
haben. 

LGSt Wien vom 6. Dezember 1996, 13 c BI 984/96 

Zwar ist die Berufung insoweit nicht berechtigt, als es dem 
Angeklagten jederzeit aus dem Grunde des Artikels 6 MRK frei­
stehen müsse, einen Privatsachverständigen als relevantes 
Beweismittel in das gerichtliche Verfahren einzuführen, zumal 
an dieser Rechtslage auch die Ergänzung des§ 281 Abs. 1 Z 4 
StPO durch BGBI. 1993/526 nichts geändert hat. Die Prüfung, 
ob und welcher Sachverständige, ob deren einer oder unter den 
Voraussetzungen der§§ 118 Abs. 2, 125 und 126 weitere beizu­
ziehen sind, steht nach wie vor dem Gericht zu(§§ 119, 254 Abs. 
2 StPO). Die geänderte Fassung des formellen Nichtigkeits­
grundes nach§ 281 Abs.1 Z4 StPO hatauch nichtsdaran geän­
dert, daß private Sachverständigengutachten, mögen sie auch 
von einer als Sachverständiger ständig beeideten Person stam­
men, keine Sachverständigengutachten im Sinne der Strafpro­
zeßordnung sind, zu mal sie insbesondere zufolge Honorierung 
der Tätigkeit dieser Privatsachverständigen durch die jeweili­
gen Auftraggeber nicht mit der Garantie der Unparteilichkeit 
(§ 120 StPO) ausgestattet sind (RZ 1958/150, RZ 1962/37, 
SSt 30/83, SSt 32/100 und andere). 
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Wird aber ein derartiges Privatgutachten in der Hauptverhand­
lung verlesen, bildet es ab diesem Zeitpunkt ein beachtliches 
Beweismittel (RZ 1958/150, JBI. 1951, 440), in welchem Fall sich 
das Erstgericht mit dessen Inhalt auseinanderzusetzen hat. 
Auch dieser Aufgabe hatsich das Erstgericht insoferne unterzo­
gen, als es in eine Gegenüberstellung des vom gerichtlichen 
Sachverständigen verwendeten modernen Computerprogram­
mes mit dem Gutachten des Privatgutachters eingetreten ist. 
Die weiteren Differenzen der beiden Gutachten wurden jedoch 
vom Erstgericht nicht aufgegriffen. 

Das Argument des letzten Halbsatzes leitet über zu den von der 
Verteidigung unter dem Titel des§ 281 Abs. 1 Z 4 StPO gerügten 
beiden Verfahrensmängeln, wonach 

1. der Verteidiger zu Beginn der Hauptverhandlung vom 17. 1. 
1996 ausdrücklich den Antrag gestellt habe, daß das Gericht 
dem Verteidiger die Beiziehung der "fachkundigen Hilfsperson" 
Univ. Prof. Dr. A. (Privatgutachter) ermöglichen wolle. 

Dieser Antrag ist der vorliegenden Übertragung des Kurzschrift­
protokolles nicht zu entnehmen. Ein seitens des Verteidigers mit 
der gleichen Zielrichtung eingebrachter Protokollberichti­
gungsantrag wurde mit Beschluß des Erstgerichts ON 36 
rechtskräftig abgewiesen. Da der geltend gemachte formelle 
Nichtigkeitsgrund des§ 281 Abs. 1 Z 4 StPO aber aus dem Inhalt 
des Hauptverhandlungsprotokolles ableitbar sein muß, war hie­
rauf nicht näher einzugehen. 

2. Gedeckt durch die Protokollierung hat der Verteidiger am 
Ende der Hauptverhandlung vom 17. 1. 1996 beantragt, ihm 
Gelegenheit zu geben, im Hinblick auf die vom technischen 
Sachverständigen vorgelegten Unterlagen mit dem im 
Gerichtssaal anwesenden Privatsachverständigen des 
Beschuldigten zu sprechen. 

Dieser Antrag wurde mit Zwischenerkenntis deshalb abgewie­
sen, weil "das Fragerecht dem anwaltlieh vertretenen Beschul­
digten zustehe." 

Die Judikatur zu diesem Rechtsbereich hat dahin geschwankt, 
daß ein Antrag auf Vertagung oder auch nur auf Unterbrechung 
der Hauptverhandlung zwecks Vorbereitung des Verteidigers 
mangels Vorliegans der Voraussetzungen des § 273 StPO 
ursprünglich schlichtweg für unbeachtlich erklärt wurde (RZ 
1960/12). Doch hat ein Teil der Judikatur schon früher (SSt 11/ 
88), in der Folge unter dem Eindruck des Artikels 6 der MRK (RZ 
1970/151, EvBI 1975/180) dahin erkannt, daß die Abweisung 
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eines solchen Antrages mit dem Nichtigkeitsgrund des § 281 
Abs. 1 Z 4 StPO behaftet sein kann. Die prozessuale Situation ist 
ähnlichjenerdes § 40 Abs. 2 StPO gestaltet, wo es dem Beschul­
digten freisteht (zwecks gegenseitiger Beratung) mehrere Ver­
teidiger beizuziehen, solange hiedurch keine Vermehrung der 
dem Angeklagten in der Hauptverhandlung gestatteten Vor­
träge eintritt. Das Berufungsgericht hat daher vor dem Hinter­
grund des§ 281 Abs. 3 StPO dahin zu erkennen, daß eine ergän­
zende Befragung des gerichtlichen Sachverständigen durch 
den vom Privatgutachter ergänzend informierten Verteidiger 
eine Besserstellung der Verteidigungsrechte ergeben haben 
könnte. Dabei verkennt das Berufungsgericht gar nicht, daß 
allein die Länge der hier abgezeichneten Verzögerungsspuren 
von 14,5 bzw. 22,6 m eine Bremsausgangsgeschwindigkeit von 
mehr als 50 km/h indiziert, und nach dem gerichtlichen Sach­
verständigengutachten bei einer Bremsausgangsgeschwindig­
keit von etwa 45 km/h- wie dies der Angeklagte ja behauptet­
gleichzeitigem Bremsentschluß und selber Endstellung eine 
Spurenzeichnung überhaupt unterblieben wäre (Sachverstän­
digengutachten). Die prozessuale Relevanz des abweisenden 
Zwischenerkenntnisses liegt daher im wesentlichen auf der 
Frage der Gefahrenverminderung bei rechtmäßigem Alternativ­
verhalten. Hierübervermag aber das Berufungsgericht bei inso­
weit einander derzeit entgegenstehendem gerichtlichen und 
vom Erstgericht verlesenen privaten Sachverständigengutach­
ten nicht abzusprechen. 

Da sohin schon vor Anordnung eines Gerichtstages feststand, 
daß das angefochtene Urteil zu beheben und ein erneuter Ver­
fahrensgang anzuordnen sein werde, war unter den Vorausset­
zungen des§ 470 Z 3 StPO spruchgemäß zu entscheiden. (Auf­
hebung des Strafurteils und Zurückverweisung). 

Liegenschaftsschätzung im 
Exekutionsverfahren (§ 144 EO) 
1. Vor Erlassung des Beschlusses, mit dem der Schätzwert 

festgesetzt wird, sind die in§ 144 EO angeführten Perso­
nen, darunter auch der Verpflichtete, einzuvernehmen 
(§ 55 Abs. 1 EO). 

2. Auf das Vorbringen im Rekurs gegen den Beschluß auf 
Festsetzung des Schätzwertes darf nur dann Rücksicht 
genommen werden, wenn es bei der Einvernehmung 
bereits erstattet, das heißt ausdrücklich vorgebracht 
wurde(§ 1441etzter Satz EO). Diese Einschränkung geht 
über das bloße Neuerungsverbot hinaus. Es ist daher auf 
ein Rekursvorbringen, das Erörterungen des Sachver­
ständigen in seinem Gutachten releviert (hier: ungenü­
gender Abstand des Bauwerkes zur Grundstücks­
grenze), nicht Bedacht zu nehmen, weil der Verpflichtete 
diesen Umstand in seinen Einwendungen nicht aus­
drücklich vorgebracht hat. Eine im Zuge von Beweisauf­
nahmen gemachte Aussage ersetzt ein Parteienvorbrin­
gen nicht. 

OGH vom 10. September 1996, 3 Ob 2063/96 w 
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Gegenstand des Zwangsversteigerungsverfahrens, das vom 
Erstgericht auf Grund eines am 7. 1 0. 1994 eingelangten Exeku­
tionsantrags bewilligt wurde, ist ein Grundstück, auf dem sich 
ein Haus befindet. 

Das Erstgericht bewertete mit Beschluß vom 18. 7. 1995 nach 
Einholung des Gutachtens eines Sachverständigen die zu ver­
steigernde Liegenschaft mit S 3,300.000 und sprach aus, daß 
Anträge, Erinnerungen und Einwendungen gegen die Beschrei­
bung und Schätzung oder gegen den angegebenen Schätzwert 
binnen vierzehn Tagen einzubringen sind. 

Der Verpflichtete brachte in den von ihm erhobenen "Einwen­
dungen" unter anderem vor, daß für den "gegebenen Bestand" 
keine Baubewilligung vorhanden sei und daß er das Haus höher 
errichtet habe, als in den Einreichplänen vorgesehen gewesen 
sei. Überdies stimme auch die in der Natur vorhandene Grund­
stücksgrenze mit der Mappengrenze nicht überein. Es habe in 
den letzten Jahren zwar eine Vermessung stattgefunden, doch 
sei das daraus sich ergebende Ergebnis nicht bücherlieh durch­
geführt worden. 

ln einer über die Einwendungen anberaumten Tagsatzung gab 
der dazu beigezogene Sachverständige zu den Einwendungen 
des Verpflichteten an, daß an der hinteren Seite des Hauses der 
(gemeint offensichtlich: nach der TirBauO) vorgeschriebene 
Abstand zur Grenze des Nachbargrundstückes nicht gegeben 
sei. Wenn dieser Fehler durch eine Vereinbarung mit dem 
Eigentümer des Nachbargrundstücks nicht behoben werden 
könne, müsse ein Teil des Hauses abgerissen werden, wodurch 
etwa S 1 ,200.000 an Baukosten anfallen würden. 

Der vom Erstgericht vorgeladene Eigentümer des Grundstücks, 
das an das zu versteigernde Grundstück angrenzt, bot dem 
Ersteher "verbindlich" um den Preis von S 2.000 je Quadratme­
ter den Erwerb jenes Teiles seines Grundstückes an, der not­
wendig ist, um den gesetzlichen Abstand zur Grundstücks­
grenze zu erreichen, wobei der Ersteher auch die Kosten der 
Vermessung, der Vertragserrichtung und der Durchführung des 
Vertrages tragen müsse. Er erklärte sich damit einverstanden, 
daß dieses verbindliche Anbot beim Versteigerungstermin ver­
lesen wird. 

Der Sachverständige ergänzte sein Gutachten dahin, daß zur 
Herstellung des ordnungsgemäßen Zustandes etwa70m2 vom 
Nachbargrundstück erworben werden müßten, was im Hinblick 
auf den vom Eigentümer des Nachbargrundstücks verlangten 
Preis einschließlich der Nebenkosten etwaS 160.000 erfordere. 
Der Verkehrswert der zu versteigernden Liegenschaft betrage 
daher unter Berücksichtigung dieser Kosten S 3,140.000,-. 

Das Erstgericht bewertete mit Beschluß vom 30. 1 0. 1995 die zu 
versteigernde Liegenschaft "endgültig" mit S 3,300.000. Es 
bestehe die Möglichkeit, daß über den Erwerb des zur Herstel­
lung des bauordnungsgemäßen Zustandes erforderlichen 
Grundstücksteils schon vor der Erteilung der Baubewilligung 
eine Vereinbarung getroffen worden sei, wofür spreche, daß 
diese Bewilligung erteilt wurde. Sollte eine solche Vereinbarung 
nicht getroffen worden oder nicht beweisbar sein, so käme die 
verbindliche Erklärung des Eigentümers des Nachbargrund­
stückes zum Tragen. Der Schätzwert müsse deshalb aber nicht 
geändert werden, weil nicht klar sei, ob ein Teil des Nachbar­
grundstücks gekauft werden müsse oder ob hierüber schon 
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eine Vereinbarung vorliege. Es müsse also der Beurteilung der 
Interessenten überlassen bleiben, ob sie einen zusätzlichen 
Aufwand berücksichtigen oder vernachlässigen. 

Das Rekursgericht hob infolge Rekurses des Verpflichteten die­
sen Beschluß des Erstgerichtes auf,·soweit damit der Schätz­
wert mit einem S 2,150.950,- übersteigenden Betrag bestimmt 
wurde, und verwies die Exekutionssache in diesem Umfang an 
das Erstgericht zur Verfahrensergänzung und neuerlichen Ent­
scheidung zurück. Es sprach aus, daß der ordentliche Revi­
sionsrekurs (richtig gemäß§ 78 EO iVm § 527 Abs. 2 ZPO: der 
Rekurs) zulässig sei. Ein Verstoß gegen die Bauvorschriften, der 
zur Folge habe, daß das Gebäude abgetragen und daß zur Her­
stellung des konsensmäßigen Zustandes Umbauarbeiten 
durchgeführt werden müssen, verringere den Verkehrswert. Es 
liege zwar eine Baubewilligung für das Gebäude vor. Gemäß 
§ 44 Abs. 5 TirBauO könne der Abbruch eines Gebäudes jedoch 
dann aufgetragen werden, wenn ein Bauvorhaben von der Bau­
bewilligung abweichend ausgeführt wurde und diese Abwei­
chungen eine Änderung des Bauvorhabens darstellt, zu deren 
Vornahme auch dann, wenn das Bauvorhaben bereits ausge­
führt wäre, eine Baubewilligung erforderlich wäre. Allenfalls 
könne die Behörde stattdessen die Herstellung des der Baube­
willigung entsprechenden Zustandes auftragen. Ob diese Vor­
aussetzungen gegeben seien, müsse geklärt werden, wobei 
auch durch Einsicht in den Bauakt festgestellt werden müsse. 
worauf es zurückzuführen ist, daß die notwendigen Grenzab·­
stände nicht eingehalten wurden, und ob dies dazu führen 
könne, daß das Gebäude ganz oder teilweise entfernt oder 
umgebaut werden müsse. Da sich Interessenten scheuen wür­
den, einen Umbau in Kauf zu nehmen, würde durch die Notwen­
digkeit zum Umbau der Verkehrswert aber entscheidend beein­
flußt. Es sei daher die vom Erstgericht ins Auge gefaßte Möglich­
keit, den gesetzmäßigen Zustand durch Kauf eines Teils des 
Nachbargrundstückes herzustellen, vorzuziehen .... Alle in die­
sem Zusammenhang bedeutsamen Umstände wären im zwei­
ten Rechtsgang vom Sachverständigen im Sinn des§ 9 Abs. 1 Z 
2 LBG im Rahmen eines Ergänzungsgutachtens zu bewerten. 

Der vom Verpflichteten gegen diesen Beschluß des Rekursge­
richts erhobene Rekurs ist berechtigt. 

Auf das Verfahren zur Festsetzung des Schätzwertes ist§ 144 
EO idF des Liegenschaftsbewertungsgesetzes (LBG) anzu­
wenden. Das Erstgericht hat dies offenbar nicht beachtet, weil es 
noch das Verfahren eingehalten hat, das früher im§ 31 RSchO 
vorgesehen war. Es hat nämlich die Liegenschaft zweimal, 
davon beim zweiten Mal "endgültig", bewertetim § 144 EO sind 
jedoch in der geltenden Fassung zwei Beschlüsse nicht mehr 
vorgesehen, sondern es ist der Schätzwert mit einem einzigen 
Beschluß festzusetzen. Vor Erlassung dieses Beschlusses sind 
allerdings die im Gesetz angeführten Personen, darunter auch 
der Verpflichtete, einzuvernehmen (§ 55 Abs. 1 EO). Der erste 
Beschluß des Erstgerichtes, mit dem die Parteien u. a. aufgefor­
dert wurden, Einwendungen gegen den Schätzwert binnen 
14 Tagen bei Gericht anzubringen, kann aber als Abforderung 
einer schriftlichen Äußerung im Sinn des§ 55 Abs. 1 EO angese­
hen werden. 

Gemäß§ 1441etzter Satz EO darf auf das Vorbringen im Rekurs 
gegen den Beschluß auf Festsetzung des Schätzwertes nur 
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dann Rücksicht genommen werden, wenn es bei der Einverneh­
mung bereits erstattet wurde. Diese Regelung bedeutet nicht 
bloß, wie anscheinend Holzhammer (Zwangsvollstreckungs­
recht' 199), Rechberger/Simotta (Exekutionsverfahren2 Rz 
466) und Feil (E04 Ri2zu § t44) meinen, daßfürden Rekursdas 
Neuerungsverbot gilt, weil dies schon bisher einheitliche Auf­
fassung in der Rechtsprechung und im Schrifttumwar(RZ 1991 I 
49; RZ 1990/26; SZ 55/33; Fucik in ÖJZ 1992, 429; Heller/Ber­
ger/Stix I 649 f; Holzhammer aaO 137f; Rechberger/Simotta 
aaO Rz 129, 319) und nicht anzunehmen ist, daß der Gesetzge­
ber diese Rechtsprechung gerade für den Rekurs gegen den 
Beschluß über die Festsetzung des Schätzwertes festschrei­
ben wollte. Wenngleich die Erläuterungen zur Regierungsvor­
lage des LBG hierüber keinen Aufschluß geben (vgl. 333 BlgNR 
18 GP 19), muß doch schon nach dem Wortlaut der Bestimmung 
davon ausgegangen werden, daß im Rekurs nur diejenigen Tat­
sachen geltend gemacht werden dürfen, die im Rahmen der 
Einvernehmung ausdrücklich vorgebracht wurden. Anders als 
beim Neuerungsverbot genügt es daher nicht, daß sie aus 
Beweisergebnissen hervorgehen oder daß sie der Entschei­
dung von Amts wegen zugrunde gelegt wurden (vgl. hiezu beim 
Neuerungsverbot Fucik aaO 427; Fasching, Komm IV 162 und 
ZPR2 Rz 1728). 

Der Verpflichtete hat in seinem Rekurs gegen den erstgerichtli­
chen Beschluß ausschließlich geltend gemacht, bei der Festset­
zung des Schätzwertes sei nicht ansprechend berücksichtigt 
worden, daß das Gebäude zur Grundstücksgrenze nicht den 
nach der TirBauO erforderlichen Abstand aufweise. Dies hat er 
in seinen Einwendungen aber nicht vorgebracht. Sein Vorbrin­
gen erschöpftsich inder-unrichtigen- Behauptung, daß für das 
Gebäude keine Baubewilligung erteilt und daß es höher als in 
den Einreichplänen vorgesehen gebaut worden sei. Daß der 
Abstand zur Grundstücksgrenze nicht den Vorschriften der 
Tiroler Bauordnung entspricht, ist damit aber nicht notwendig 
gesagt und kann daher nicht als vorgebracht gelten. Eindeutig 
ergibt sich def ungenügende Abstand zur Grundstücksgrenze 
erst aus der Aussage des Sachverständigen, der dabei aber 
nicht auf das Vorbringen, wonach höher gebaut wurde, sondern 
auf das Vorbringen überdasAbweichen der Natur- von der Map­
pengrenze Bezug nahm. 

Das Rekursgericht hätte unter diesen Umständen auf das 
Rekursvorbringen nicht Bedacht nehmen dürfen. Abgesehen 
davon, daß im Zuge von Beweisaufnahmen gemachte Aussa­
gen ein Parteienvorbringen nicht ersetzen (vgl. EF 55.018, 
32.037; SZ 39/8 u. a.), konnte nach dem Gesagten das in den 
Einwendungen erstattete Vorbringen nicht wirksam erweitert 
werden. Da in dem Rekurs, den der Verpflichtete gegen den erst­
gerichtlichen Beschluß erhob, andere Umstände, die eine Auf­
hebung oder Abänderung dieses Beschlusses rechtfertigen 
könnten, nicht geltend gemacht wurden, war somit der Beschluß 
des Erstgerichtes wiederherzustellen. Dem steht nicht entge­
gen, daß nur der Verpflichtete den Beschluß des Rekursgerich­
tes bekämpfte, weil für seinen Rekurs das Verbot der reformatio 
in peius nicht gilt (JBI1985, 418; SZ 52/141; ÖBI1977, 33 u. a.). 
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Mühewaltungsgebühr bei Zivil­
technikern - Anwendung der AHR 
(§ 34GebAG) 

1. Mit dem Gebührenbestimmungsbeschluß wird über den 
selbständigen Rechtsschutzanspruch des Sachverstän­
digen bezüglich seines Honorars entschieden. 

2. Das Fehlen einer Begründung bewirkt daher nach ständi­
ger Rechtsprechung Nichtigkeit nach §§ 477 Abs. 1 Z 9, 
514 Abs. 2 ZPO. 

3. Sowohl die Honorarleitlinien für Ziviltechniker als auch 
die Autonomen Honorarrichtlinien für Ziviltechniker 
(AHR) sind gesetzlich zulässige Gebührenordnungen im 
Sinne des § 34 GebAG. 

4. Bei Gerichtsaufträgen kann der Sachverständige seine 
Mühewaltung nach jener Gebührenordnung verzeich­
nen, nach der er üblicherweise seine Honorare im außer­
gerichtlichen Erwerbsleben abrechnet. 

5. Erforderlichenfalls ist der Sachverständige förmlich zur 
Bekanntgabe und Bescheinigung aufzufordern, welche 
Einkünfte er für eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit im 
außergerichtlichen Erwerbsleben üblicherweise bezieht. 

6. Der Zeitaufwand des Sachverständigen ist eine Talfrage 
und darf nicht bloß durch richterliche Einschätzung 
bestimmt werden. 

7. Es ist jeweils der tatsächliche Aufwand des Sachverstän­
digen zu ermitteln, der keiner weiteren Angemessen­
heitsprüfung unterliegt. Bei der Ermittlung sind der Sach­
verständige und die Prozeßparteien zu hören. 

8. Auch wenn dem Sachverständigen grundsätzlich der von 
ihm angegebene Zeitaufwand zu glauben ist, muß er 
doch seine Zeitangaben nach den einzelnen Leistungen 
detaillieren, wenn von einer Partei das in Rechnung 
gestellte Zeitausmaß bestritten wird (Verbesserungsver­
fahren). 

OLG Wien vom 15. November 1996, 2 R 98/96 p 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht 
die Gebühren des Sachverständigen 01 Dr. N. N. nach dem 
GebAG mit S 180.972,- wie folgt: 

1) § 36 Aktenstudium 
2) § 34 (2) Mühewaltung 

(34 Stunden ä S 3.800,-) 
3) § 31 Sonstige Kosten Schreibgebühr 

Kopien 
4) 20% Ust 

s 400,-

s 129.200,-
s 460,-
s 750,-
s 26.162,­

s 156.972,-

und wies den Rechnungsführer an, den - von der Klägerin zu 
tragenden - Betrag von S 180.972.- nach Rechtskraft dem 
Sachverständigen aus Amtsgeldern zu überweisen. 
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Dagegen richtet sich der von der Klägerin erhobene Rekurs mit 
dem Antrag, die Gebühren des Sachverständigen unter Anwen­
dung eines Stundensatzes von S 1.442,- und einer zugestande­
nen weiteren Mühewaltung von höchstens 17 Stunden, mit 
höchstens S 31.348,80 auszumessen; hilfsweise wird ein Auf­
hebungsantrag gestellt. 

Der Rekurs ist im Sinne des Aufhebungsantrages berechtigt. 

Vorweg ist darauf hinzuweisen, daß die GebAG-Novelle 1994, 
BGBI. 623, auf den gegenständlichen Sachverhalt nicht anzu­
wenden ist, da der Sachverständige vor dem 1. 1. 1995 bestellt 
wurde. Es war daher auch auf die "Äußerung" des Sachverstän­
digen zum Rekurs der Klägerin - abgesehen davon, daß der 
Sachverständige zu einer Rekursbeantwortung nicht aufgefor­
dert wurde - nicht einzugehen. 

Gemäß dem § 39 Abs. 3 GebAG ist der Beschluß, mit dem die 
Gebühr bestimmt oder über die Gewährung des Vorschusses 
entschieden wird, zu begründen (MGA 182 § 39/38). Das Fehlen 
der Begründung bewirkt - zumal über den selbständigen 
Rechtsschutzanspruch des Sachverständigen bezüglich sei­
nes Honorars entschieden wird - nach ständiger Rechtspre­
chung Nichtigkeit nach§§ 477 Abs. 1 Z 9, 514 Abs.2 ZPO (MGA 
182 § 39/39ff; MGA 614

, § 477 /114).1n ihrer Wirkung dem Fehlen 
gleichgestellt sind Scheinbegründungen, wie etwa der Hinweis 
auf einzelne Gesetzesstellen oder die bloße Anführung von 
Gesetzesstellen (MGA 182 § 39/ 42), weshalb der angefochtene 
Beschluß als nichtig aufzuheben war. 

Gebührenordnungen, Richtlinien oder Empfehlungen sind bei 
der Bemessung der Gebühr für Mühewaltung heranzuziehen. 
Ist die Leistung darin angeführt oder einer der angeführten Lei­
stungen ähnlich, sind die darin enthaltenen Sätze als das anzu­
sehen, was der Sachverständige im außergerichtlichen 
Erwerbsleben üblicherweise bezöge(§ 34 Abs. 2 GebAG in der 
hier anzuwendenden Fassung). Oft enthalten Gebührenord­
nungen nur Mindestsätze. ln diesem Fall ist diese Vermutung 
allerdings dann widerlegbar, wenn der Sachverständige nach­
weisen kann, daß er bei seiner außergerichtlichen Tätigkeit 
mehr erhalten hätte, als die Mindesttarife vorsehen. Für die 
Honorierung von Ziviltechnikern stehen zwei verschiedene 
außergerichtliche Gebührenordnungen im Sinne des § 34 
Abs. 2 GebAG zur Verfügung: Die Honorarleitlinien für Ziviltech­
niker und die Autonomen Honorarrichtlinien für Ziviltechniker 
(AHR), deren Stundensätze sich beträchtlich unterscheiden. Bei 
Gerichtsaufträgen kann der Sachverständige seine Mühewal­
tung nach jener Gebührenordnung verzeichnen, nach der er 
üblicherweise seine Honorare im außergerichtlichen Erwerbs­
leben abrechnet (vgl. "Einkünfte ... für eine gleiche oder ähnliche 
Tätigkeit im außergerichtlichen Erwerbsleben"). Der Sachver­
ständige wird daher - allenfalls unter Berücksichtigung seiner 
am 10. 9. 1996 eingebrachten Äußerung zum Rekurs- noch­
mals förmlich zur Bekanntgabe und Bescheinigung(§ 38 Abs. 2 
GebAG) aufzufordern sein, welche Einkünfte er für eine gleiche 
oder ähnliche Tätigkeit im außergerichtlichen Erwerbsleben 
üblicherweise bezieht. Erst dann wird die Frage des anzuwen­
denden Stundensatzes entschieden werden können, wobei 
auch- im Sinne der Rekursausführungen- zu prüfen sein wird, 
ob und inwieweit dieser Stundensatz lediglich mit einer weitge­
henden Annäherung an die außergerichtlichen Erwerbsein-
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künfte zu bestimmen sein wird (zu den Annäherungssätzen vgl. 
etwa SV 1992/2, 24-90%; SV 1990/4, 24 und SV 1993/1, 27-
80%; SV 1993/1, 28-75%). 

Hinsichtlich der Stundenanzahl - etwa bei der Beiziehung von 
Hilfskräften, bei der Zeitversäumnis oder vor allem bei der 
Mühewaltung - ist jedoch in der Regel von den Angaben des 
Sachverständigen auszugehen (SV 1990/4, 24; SV 1991/4, 21; 
SV 1992/1,31 uva.). Auch wenn dem Sachverständigen grund­
sätzlich der von ihm angegebene Zeitaufwand zu glauben ist, 
muß er doch seine Zeitangaben detaillieren (z. B. Vorbereitung 
des Gutachtens, Befundaufnahme, Abfassen, Überarbeitung, 
Korrektur des Gutachtens usw.), wenn von einer Partei in der 
Äußerung zur Gebührennote das in Rechnung gestellte Zeit­
ausmaß bestritten wird und die Gebührenbestimmung nicht 
pauschal (nach § 37 Abs. 2 GebAG), sondern nach §§ 3811 
GebAG erfolgt (Verbesserungsverfahren gemäß § 39 Abs. 1 
GebAG; vgl. auch SV 1990/4, 26). Der Zeitaufwand des Sachver­
ständigen darf aber nicht- entgegen den Rekursausführungen 
- bloß durch richterliche Einschätzung bestimmt werden. Das 
Ausmaß der bei der Mühewaltung aufgewendeten Zeit ist ein 
Tatfrage. Es ist jeweils der tatsächliche Aufwand des Sachver­
ständigen zu ermitteln, der keiner weiteren Angemessenheils­
prüfung unterliegt. Bei dieser Nachprüfung des tatsächlichen 
Zeitaufwandes ist im Sinne des jedes Gerichtsverfahren beherr­
schenden Grundsatzes des beiderseitigen Gehörs (Art. 6 MRK, 
auch § 39 Abs. 1 Satz 3 GebAG) auch der Sachverständige, 
ebenso die Prozeßparteien zu hören (vgl. SV 1992/1, 31; SV 
1993/1, 29 u. v. a.). 

Nach der Ergänzung des Gebührenbestimmungsverfahrens 
wird das Erstgericht neuerlich begründet (MGA 614

, § 477/117) 
die Gebühren des Sachverständigen zu bestimmen und die 
erforderlichen Zahlungsanweisungen und Kostenentscheidun­
gen zu treffen haben. 

Im Gebührenbestimmungsverfahren findet ein Kostenersatz 
nicht statt(§ 41 Abs. 3 GebAG; MGA 182 § 41 /56). 

Warnpflicht-Anwendung der AHR 
für Ziviltechniker 
(§§ 25 Abs. 1 und 34 GebAG) 
1. Das Gericht muß die Warnung des Sachverständigen 

gemäß § 25 Abs. 1 GebAG an die Parteien weitergeben 
und allenfalls die Verfahrenslage mit ihnen in einer Tag­
satzung zur mündlichen Streitverhandlung erörtern. Eine 
Unterlassung dieser Vorgangsweise kann aber nicht zur 
Minderung der Sachverständigengebühr führen. 

2. Für die Abfassung derwarnungmuß dem Sachverständi­
gen eine gewisse Zeit zum Aktenstudium zugebilligt wer­
den (hier: 1 Monat nach der Bestellung). Ist der Zeitauf­
wand für die Mühewaltung zunächst nicht abschätzbar, 
so ist es ausreichend, wenn der Sachverständige darauf 
hinweist, daß der erliegende KostenvorschuB (von 
S 25.000,-) sicher nicht ausreichen werde, zumal er nach 
den AHR für Ziviltechniker abrechnen werde. 
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3. Eine erhebliche Überschreitung, die zum Verlust des 
Gebührenanspruchs nach § 25 Abs. 1 GebAG führt, liegt 
erst dann vor, wenn die erliegenden KostenvorschuBbe­
träge oder die vom Sachverständigen in seiner Warnung 
genannte Kostenschätzung um 100% überstiegen wer­
den. 

4. Die AHR für Ziviltechniker ist eine gesetzlich zulässige 
Richtlinie im Sinne des § 34 Abs. 4 GebAG. Die Honorie­
rung des Sachverständigen hat personenbezogen und 
nicht sach- und leistungsbezogen zu erfolgen. Die Par­
teien haben nicht behauptet, daß der Sachverständige in 
seinem außergerichtlichen Erwerbsleben, und zwar auch 
für Begutachtungen, lediglich nach den Gebührenan­
sätzen des allgemeinen Teils der Gebührenordnung für 
Ziviltechniker honoriert wird. 

5. Daß der Sachverständige vereinzelt im außergerichtli­
chen Erwerbsleben auch nach dem allgemeinen Teil der 
Gebührenordnung für Ziviltechniker entlohnt wird, recht­
fertigt nicht, die Gebühr für Mühewaltung nach diesem 
niedrigeren Stundensatz zu bemessen. 

6. Hat der Sachverständige nicht auf die Zahlung aus Amts­
geldern verzichtet, ist die Gebühr nach§ 34 Abs. 2 GebAG 
zu bestimmen. Ein Prozentsatz von 80% entspricht dem 
Erfordernis einer weitgehenden Annäherung an die 
außergerichtlichen Erwerbseinkünfte im Sinne des § 34 
Abs. 2 GebAG. 

7. Für Anfragen perFaxaus dem Büro des Sachverständi­
gen gebührt dem Sachverständigen der Ersatz der 
Schreibkosten und der Faxspesen, nicht aber Entschädi­
gung für Zeitversäumnis oder Gebühr für Mühewaltung. 

8. Ferngespräche mit den Parteien und Parteienvertretern, 
die der Vorbereitung des Gutachtens dienen und die Ein­
holung gerichtlicher Weisungen zur Konkretisierung des 
Gerichtsauftrags sind der Mühewaltung (Vorbereitung 
des Gutachtens) zuzurechnen. 

9. Mit der Mühewaltungsgebühr ist auch der Zeitaufwand 
für die Erarbeitung eines Entwurfs und einer Rohfassung 
des Sachverständigengutachtens zu entlohnen. 

10. Die Angaben des Sachverständigen über den Zeitauf­
wand sind solange als wahr anzunehmen, als nicht das 
Gegenteil bewiesen wird. Das Gericht hat nicht zu prüfen, 
ob es objektiv möglich gewesen wäre, die vom Sachver­
ständigen erbrachten Leistungen in einem kürzeren Zeit­
raum zu erbringen. Soweit kein gerichtlicher Auftrag vor­
liegt, ist es Sache des Sachverständigen, wie er an die 
Lösung des gestellten Problems herangeht. 

OLG Wien vom 20. Jänner 1997, 13 R 227/96 i 

Mit Beschluß vom 28. 3. 1995 hat das Erstgericht den Ingenieur­
konsulenten für Landwirtschaft Dipl.-lng. N. N. zum Sachver­
ständigen bestellt und ihn beauftragt, ein Gutachten darüber 
abzugeben, ob bei der Spargelspritzung unrichtige chemikali­
sche Mittel verwendet und ohne größeren Aufwand eine fristge­
rechte Spritzung mit richtigen Mitteln hätte durchgeführtwerden 
können und ob überhaupt durch eine verspätete Spritzung ein 
Schaden in welchem Ausmaß eingetreten ist. Der Sachverstän-
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dige erstattete ein am 28. Februar 1996 bei Gericht einlangen­
des Gutachten und beantragte laut Gebührennote hiefür ein 
Honorar in der Höhe von S 347.803,-. 

Der Sachverständige legte seinem Gebührenanspruch für die 
Mühewaltung gemäß§ 34 Abs. 1 GebAG die autonomen Hono­
rarrichtlinien für Ziviltechniker (AHA) zugrunde und errechnete 
einen Stundensatz bei einer Bemessungsgrundlage von 
S 632.840,- (der im Gutachten ermittelte Schadensbetrag) und 
einem Faktor von 1,9 (entspricht der Gebührenklasse 4 der 
AHR) von S4.901,-.Unter anderem begehrte er für an die Partei­
envertreter gesendete Telekopien am 25. 5. und 28. 6. 1995 und 
für Ferngespräche am 13. und 27. 6. 1995 mit diesen S 470,- (2 
Std. x S 235,- Zeitversäumnis gemäß§ 32/1 GebAG). S 235,­
pro Stunde Zeitversäumnis gemäß§ 32/1 GebAG verrechnete 
er auch für die Einholung von Weisungen durch das Gericht, für 
Verständigungsschreiben wegen Befundaufnahme an die Par­
teienvertreter, für eingehende Fachgespräche mit den Parteien 
und für verschiedene Anfragen und Informationen mittels Fax. 

Die klagende Partei äußerte sich zum Sachverständigengut­
achten und Gebührenanspruch und beantragte die Ausmes­
sung der Sachverständigengebühren mit einem Betrag von 
S 36.000,-. Der Sachverständige nahm dazu Stellung und hielt 
seinen Gebührenanspruch aufrecht. 

Mit dem nunmehr angefochtenen Beschluß hat das Erstgericht 
die Gebühren des Sachverständigen antragsgemäß mit 
S 347.803,- bestimmt.ln seiner Begründung führte das Erstge­
richt im wesentlichen aus, daß der Sachverständige seiner 
Warnpflicht nachgekommen sei, die Honorierung des Sachver­
ständigen für Mühewaltung personenbezogen zu erfolgen 
habe, die Anfrage bei der Österreichischen Hagelversicherung 
durch das Gericht genehmigt worden und die eingehenden 
Ferngespräche mit den Parteien zur Befundaufnahme zu zäh­
len seien; eine Fahrzeit von 6 Stunden sei für die Strecke von E. 
nach M. und retour angemessen. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Rekurs der klagenden 
Partei. Sie macht "Nichtigkeit, Mangelhaftigkeit des Verfahrens 
und unrichtige rechtliche Beurteilung" geltend und beantragt 
die Abänderung des angefochtenen Beschlusses dahin, daß die 
Sachverständigengebühren mit einem Betrag von S 36.000,-. in 
eventu mit einem Betrag von S 106.975,48 bestimmt werden, in 
eventu werde die Herabsetzung der Sachverständigengebüh­
ren "auf einen angemessenen Betrag" beantragt. 

Der Sachverständige Dipl.-lng. N. N. beantragte, dem Rekurs der 
klagenden Partei nicht Folge zu geben. 

Der Rekurs ist teilweise berechtigt. 

Soweit der Rekurs rügt, daß das Erstgericht es sowohl bei 
Beweisaufnahme mittels Sachverständigengutachten als auch 
im Zuge der Bestimmung der Sachverständigengebühren unter 
Mißachtung des Grundsatzes der Parteienmaxime unterlassen 
habe, den Parteien die Möglichkeit zu geben, nach den beiden 
Hinweisen des Sachverständigen selbst zu entscheiden, ob der 
Sachverständigenbeweis weiter aufzunehmen ist oder nicht, ist 
ihm nicht zu folgen. 

Es ergibt sich zwar aus§ 25 Abs. 1 GebAG und§ 3 GEG, daß der 
Richter die Warnung des Sachverständigen an die Parteien wei­
tergeben und allenfalls die Verfahrenslage mit ihnen in einer 
Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung erörtern muß 
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(vgl. Krammer in SV 1995/3, 12), doch kann eine derartige Unter­
lassung des Gerichtes nicht zur Minderung der Sachverständi­
gengebühren führen, sofern das vom Sachverständigen ent­
sprechend gewarnte Gericht die vom Sachverständigen vorge­
schlagene Vorgangsweise billigt und am Auftrag zu Befund und 
Gutachten festhält (vgl. OLG Linz 2 R 75/95, SV 1995/2, 28).1n 
diesem Zusammenhang sind auch die §§ 363 Abs. 2 und 183 
ZPO zu erwähnen, wonach der Richter auch von Amts wegen, 
selbstwenn beide Parteien auf den Sachverständigen- z. B. aus 
Kostengründen -verzichten, die Begutachtung durch Sachver­
ständige anordnen kann. 

Da der Sachverständige nach dem 1. 1. 1995 bestellt wurde, 
kommen die Bestimmungen des GebAG 1975 idFd BGBI. 1994/ 
623 zur Anwendung (Art. IV). Gemäß§ 25 Abs. 1 GebAG nF hat 
der Sachverständige, wenn zu erwarten ist oder sich bei der 
Sachverständigentätigkeit herausstellt, daß die tatsächlich ent­
stehende Gebühr des Sachverständigen den Wert des Streitge­
genstandes oder erheblich die Höhe des erlegten Kostenvor­
schusses übersteigen wird, das Gericht darauf hinzuweisen. 
Unterläßt der Sachverständige dies, so hat er für seine Leistun­
gen insoweit keinen Gebührenanspruch (vgl. SV 1996/2, 20). 
Der Sachverständige hat bereits am 27. Mai 1995, somit 1 Monat 
nach Zustellung des Bestellungsbeschlusses und vor Vor­
nahme der ersten Befundaufnahme, das Gericht unter Bezug 
auf seine Warnpflicht darauf hingewiesen, daß der von den Par­
teien erlegte Kostenvorschuß von S 25.850,- nicht für die Sach­
verständigengebühren ausreichen werde, er keine Erfahrungs­
sätze bekanntgeben könne, wie hoch der Zeitaufwand im Rah­
men der Mühewaltung für die Vorbereitung des Sachverständi­
gengutachtens, des Studiums einschlägiger Fachliteratur, die 
Einholung der erforderlichen Informationen und schließlich die 
aufgewendete Zeit für das Konzipieren, Schreiben der Rohfas­
sung und der Reinschrift des Sachverständigengutachtens sein 
werde, und daß er seine Gebühren nach den autonomen Hono­
rarrichtlinien für Ziviltechniker beantragen werde. Diese erste 
Warnung ist_ rechtzeitig, da dem Sachverständigen zum einen 
eine gewisse Zeit zum Aktenstudium zugebilligt werden muß, 
andererseits noch keine weiteren Kosten aufgelaufen sind, da 
die erste Befundaufnahme noch bevorstand. Die Warnung ist 
auch ausreichend (vgl. OLG Wien, 4 R 212/92, SV 1993/4, 29; 
Krammer in SV 1995/3, 12), zumal der Sachverständige darauf 
hinwies, nach dem AHR für Ziviltechniker abrechnen zu wollen. 

Der Sachverständige teilte überdies am 28. Juni 1995 den Par­
teienvertretern mit, daß er das Gericht als Auftraggeber gewarnt 
habe, daß der von den Parteien erlegte Kostenvorschuß mit 
Sicherheit nicht für die Sachverständigengebühren ausreichen 
werde, und daß das Gericht ihm mitgeteilt habe, daß er der 
Warnpflicht des Sachverständigen Genüge getan hätte und 
seine Sachverständigentätigkeit fortsetzen könne. Die kla­
gende Partei war daher von der zu erwartenden Überschreitung 
des Kostenvorschusses informiert und hätte die Möglichkeit 
gehabt, entsprechende Erklärungen (z. B. Verzicht auf das 
Sachverständigengutachten) gegenüber dem Gericht, allen­
falls nach Akteneinsicht, abzugeben. 

Mit Schreiben vom 13. 11. 1995 teilte der Sachverständige dem 
Gericht u. a. mit:". .. Zuvor möchte ich jedoch der nunmehr kon­
kretisierbaren Warnpflicht des Sachverständigen im Sinne des 
§ 25 Abs. 1 leg. cit. nachkommen. Ich werde die Sachverständi­
gengebühr nach § 34 Abs. 1 iVm den Honorarfaktoren der AHR 
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für Ziviltechniker beantragen. Bereits mit Schreiben vom 27. Mai 
1995 habe ich das Gericht dara"f hingewiesen, daß der von den 
Parteien erlegte Kostenvorschuß von S 25.850,- mit Sicherheit 
nicht für die Sachverständigengebühren ausreichen wird. Das 
Gericht hat meine Warnpflicht im Ferngespräch vom 27. Juni 
1995 zustimmend zur Kenntnis genommen. Nunmehr kann ich 
nach Abschluß der Befundaufnahme die Warnpflicht konkreti­
sieren. Bereits aufgelaufene SV-Gebühren: 15 Stunden Befund­
aufnahme x S 3.810,75 = S 57.161,25 + 20% MwSt; zuzüglich 
Gebühr für Aktenstudium, Aktenkopien, Kilometergeld, Gebühr 
für Zeitversäumnis und Aufenthaltskosten. Noch auflaufende 
Sachverständigengebühren: Ausarbeitung von Befund und 
Gutachten, Entwurf, Rohfassung und Reinschrift: (knapp kalku­
liert) 40 Std. x S 3.810,75 = S 152.430,- + 20% MwSt; zuzüglich 
Gebühr für Originale, Kopien, Fotos, Telefon- und Fax- und Por­
tospesen. Gemäß § 25 Abs. 2 leg. cit. hole ich die gerichtliche 
Weisung ein, ob ich nach Erhalt der noch fehlenden Unterlagen 
Befund und Gutachten in obiger Rechtssache fertigsteilen soll." 
Zu diesem Zeitpunkt lagen Kostenvorschüsse in der Höhe von 
S 45.850,- vor. Selbst wenn das Erstgericht mit der Fertigstel­
lung von Befund und Gutachten nicht einverstanden gewesen 
und die zweite Warnung verspätet wäre, hätte der Sachverstän­
dige nach ständiger Rechtsprechung, wonach eine Überschrei­
tung des Kostenvorschusses um das Doppelte noch nicht zum 
Verlust der über den Kostenvorschuß liegenden Sachverständi­
gengebühren führt (vgl. SV 1995/2,27, SV 1995/2,24, u. a.; nach 
lnkrafttreten der GabAG-Novelle 1994: SV 1996/2, 20), 
Anspruch auf die bisher aufgelaufenen Gebühren gehabt. 

Bei der Beurteilung derweiteren Gebühren war davon auszuge­
hen, daß das Erstgericht am 21. 11.1995 dem Sachverständigen 
den Auftrag erteilte, Befund und Gutachten fertig zu stellen. Der 
schließlich geltend gemachte Gebührenanspruch von 
S 347.803,- übersteigt die eigene Kostenschätzung vom 13. 11. 
1995 nicht erheblich. 

Der Verlust des Gebührenanspruchs tritt nicht ab jeder Über­
schreitung des Kostenvorschusses_ ein, sondern erst ab einer 
Höhe, die die Grenze der Erheblichkeil überschreitet. Zur Beur­
teilung der Erheblichkeilsgrenze kann die bisherige Rechtspre­
chung herangezogen werden. Danach stellt die Verdoppelung 
der eigenen Kostenschätzung, oder mangels einer solchen 
Kostenschätzung, der im Zeitpunkt der verrechneten Gutach­
tertätigkeit erliegenden Kostenvorschüsse, die noch tolerier­
bare und zu billigende Obergrenze der zuzusprechenden 
Gebühr dar (vgl. SV 1995/2, 20; SV 1995/2, 27). Eine Kürzung 
der Sachverständigengebühren wegen einer Verletzung der 
Warnpflicht ist daher nicht vorzunehmen. 

Der Rekurs rügte weiters, daß das Erstgericht es zum einen 
unterlassen habe, bei Bestimmung der Gebühren des Sachver­
ständigen, aber auch bei Zugang der beiden Hinweise zu über­
prüfen, wieweit von der'Anwendung·der autonomen Honorar­
richtlinien Abstand zu nehmen und der Sachverständige zu ver­
halten ist, nach den Sätzen des allgemeinen Teiles der Gebüh­
renordnung für Ziviltechniker abzurechnen, zum anderen selbst 
von seiner Möglichkeit Gebrauch hätte machen müssen, im 
Rahmen seines Ermessens die Gebühren unter Zugrundele­
gung des allgemeinen Teiles der Gebührenordnung für Zivil­
techniker auf das Ausmaß von stündlich S 1.436,- für Leistun-

gen im Jahr 1995 und S 1.442,- für Leistungen im Jahr 1996 her­
abzusetzen. 

Gemäß§ 34 Abs. 1 GebAG steht dem Sachverständigen für die 
Befundaufnahme und die Erstattung des Gutachtens eine 
Gebühr für Mühewaltung zu, die sich - sofern Abs. 2 keine Aus­
nahme bestimmt- nach richterlichem Ermessen nach der auf­
gewendeten Zeit und Mühe und nach den Einkünften, die der 
Sachverständige für eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit im 
außergerichtlichen Erwerbsleben üblicherweise bezöge, 
bestimmt. Wenn der Sachverständige nicht auf Zahlung der 
gesamten Gebühr aus den Amtsgeldern des Gerichtes verzich­
tet, ist bei der Bemessung der Gebühr nach Abs. 1 einerseits auf 
die öffentlichen Aufgaben der Rechtspflege zum Wohl der All­
gemeinheit Bedacht zu nehmen und andererseits eine weitge­
hende Annäherung an die außergerichtlichen Einkünfte im 
Sinne des Abs. 1 anzustreben (§ 34 Abs. 2 GebAG). § 34 Abs. 4 
GebAG normiert, daß bei Sachverständigen, die für die gleichen 
oder ähnlichen außergerichtlichen Tätigkeiten Honorar nach 
gesetzlich zulässigen Gebührenordnungen, solchen Richtli­
nien oder solchen Empfehlungen beziehen, die darin enthalte­
nen Sätze in der Regel als das anzusehen sind, was sie im Sinn 
des Abs. 1 im außergerichtlichen Erwerbsleben üblicherweise 
beziehen. 

Solche Gebührensätze sehen auch die auf der Grundlage des 
§ 31 lngKG von der Bundesingenieurkammer beschlossenen 
AHA für Ziviltechniker vor. Laut§ 1 dieser Richtlinie finden diese 
auf Leistungen der Ziviltechniker Anwendung, soweit deren 
Honorar nicht durch Gesetz oder Verordnung geregelt ist oder 
die Anwendung der AHA für Ziviltechniker 1991 vereinbart 
wurde. 

Das Honorar nach den AHA für Ziviltechniker 1991 ist je nach 
Höhe der Bemessungsgrundlage und Schwierigkeitsgrad des 
Gutachtens gestaffelt. Der Sachverständige war als Ingenieur­
konsulent für Landwirtschaft berechtigt, die AHA für Ziviltechni­
ker heranzuziehen, da es sich bei Landwirtschaft um ein Fach­
gebiet der Bodenkultur handelt, er in seinem Fachgebiet das 
gegenständliche Gutachten erstellte und es sich bei den AHA 
für Ziviltechniker um gesetzliche zulässige Richtlinien im Sinne 
des § 34 Abs. 4 GebAG handelt. Die Ermittlung der Gebühr für 
Mühewaltung hat bei Ziviltechnikern gemäß § 34 Abs. 2 und 
Abs. 4 GebAG grundsätzlich nach den Stundensätzen der auto­
nomen Honorarrichtlinien für Ziviltechniker (AHA) und nicht 
nach den Sätzen des allgemeinen Teiles der Gebührenordnung 
für Ziviltechniker zu erfolgen. Die Honorierung des Sachver­
ständigen hat personenbezogen, und nichtsach- und leistungs­
bezogen zu erfolgen (vgl. OLG lnnsbruck, 10. 11. 1992, 1 R 286/ 
92- OLG Wien, 21. 12.1992, 1 R 246/92; Anmerkung Krammer; 
alle in SV 1993/1, 27ff; OLG Wien, 31. 3. 1995, 2 R 127/94, SV 
1995/4, 28). 

Daß der Sachverständige in seinem außergerichtlichen 
Erwerbsleben, und zwar auch für Begutachtungen, lediglich 
nach den Gebührensätzen des allgemeinen Teiles der Gebüh­
renordnung sein Einkommen bezöge, hat die klagende Partei 
nicht behauptet. Der Umstand, daß ein Sachverständiger ver­
einzelt im außergerichtlichen Erwerbsleben auch nach den all­
gemeinen Teilen der Gebührenordnung für Ziviltechniker ent­
lohnt wird, rechtfertigt nicht, die Gebühr für Mühewaltung nach 
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diesem niedrigeren Stundensatz zu bemessen. Es wardennoch 
ein Abzug vom nach AHR verzeichneten Stundensatz vorzu­
nehmen, da der Sachverständige nicht auf Zahlung der gesam­
ten Gebühr aus den Amtsgeldern des Gerichtes verzichtete und 
somit nicht § 34 Abs. 1 GebAG, sondern Abs. 2 leg. eil. zur 
Anwendung kommt. Die weiteren Voraussetzungen für die 
Bestimmung in voller Höhe, wie sie im § 34 Abs. 2 GebAG 
genannt sind, lagen nicht vor. Ein Prozentsatz von 80% ent­
spricht dabei dem gesetzlichen Erfordernis einer weitgehenden 
Annäherung an die außergerichtlichen Erwerbseinkünfte (vgl. 
SV 1993/1,27, Krammer-Schmidt, SDG-GebAG2 [1987] E 20-22 
zu § 34 GebAG), sodaß ein Stundensatz von S 3.920,80 ange­
messen ist (vgl. Krammer, Zur GabAG-Novelle 1994, SV 1995/3, 
11 ). 

Zu Recht bemängelt der Rekurs, daß für die Anfragen per Fax, 
für die Telekopien und für die verschiedenen Mitteilungen per 
Fax eine Gebühr für Zeitversäumnis zugesprochen wurde. 

Für die Anforderung von Unterlagen und für die Abwicklung der 
Korrespondenz mittels Fax stehen dem Sachverständigen 
weder Gebühren für Zeitversäumnis, noch, soweit es sich nicht 
um Befundaufnahme handelt, für Mühewaltung zu (vgl. Kram­
mer-Schmidt, SDG, GebAG2 [1987], Anm. 7 zu§ 31 GebAG). Eine 
Gebühr für Zeitversäumnis scheidet aus, es sei denn, das 
Schreiben der Faxnachrichten und deren Absendung wäre 
außerhalb der Wohnung oder gewöhnlichen Arbeitsstätte des 
Sachverständigen erfolgt. Daß der Sachverständige für den 
Weg zur Post, hätte er kein Faxgerät, nach§ 32 GebAG entlehnt 
worden wäre, ist unerheblich, da es auf die tatsächliche Tätig­
keit, und nicht auf die dadurch ersparte ankommt. 

Eine Entlohnung gemäß§ 34 GebAG ist nicht möglich, da es sich 
bei der Anforderung von Unterlagen und bei einfachen Berich­
ten an das Gericht, die nicht dazu dienen, den Inhalt oder 
Umfang des Gutachtens abzustecken, nicht um Befundauf­
nahme handelt. Es steht dem Sachverständigen aber der Ersatz 
der Schreibkosten und der Faxgebühren zu (vgl. Krammer­
Schmidt, E 45 zu§ 31 GebAG und Anm. zu E 7 zu § 34 GebAG). 
Da die Faxspesen gesondert geltend gemacht und bestimmt 
wurden, waren in Abänderung des erstinStanzliehen Beschlus­
ses die Kosten für das Reinschreiben der Faxnachrichten 
anstelle der Zeitversäumnis zuzusprechen. 

Ferngespräche mit den Parteien und Parteienvertreter, die der 
Befundaufnahme und Vorbereitung des Gutachtens dienen, 
sowie die Einholung gerichtlicher Weisungen, die der Konkreti­
sierung des Gerichtsauftrages und somit der Vorbereitung des 
Gutachtens dienen, sind der Mühewaltung zuzurechnen (vgl. 
Krammer-Schmidt, Anm. zu E 2 zu § 32). Wo der Sachverstän­
dige jedoch lediglich die Sätze der Entschädigung für Zeitver­
säumnis beantragte, war die niedrigere Gebühr zuzusprechen. 

Die Übergabe der Proben des Spargelkrautes erfolgte außer­
halb der Arbeitsstätte des Sachverständigen, weshalb die Ent­
schädigung für Zeitversäumnis nach§ 32, und, weil das in Wien 
befindliche Bundesamt und Forschungszentrum für Landwirt­
schaft mehr als 30 km vom Ort der Tätigkeit des Sachverständi­
gen im gerichtlichen Verfahren entfernt ist, nach § 33 Abs. 1 
GebAG. 

Da mit Wissen und Genehmigung des Erstgerichtes eine Beob­
achtung der Spargelplantagen und Spritzungen im Jahr 1995 
erfolgte, war auch die Untersuchung des Spargelkrautes vom 
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Gerichtsauftrag umfaßt und zu entlehnen. Der Sachverständige 
war beauftragt zu prüfen, ob bei der Spargelspritzung, entspre­
chend dem Einwand der klagenden Partei, unrichtige chemi­
sche Mittel verwendet wurden. Der Vergleich mit dem Jahr 1995 
sollte darüber Aufschluß geben. Die Untersuchung war daher 
auch sinnhaftund notwendig. 

Das Erstgericht hat richtig ausgeführt, daß der Sachverständige 
fürdie Strecke E.- M.- E."unterEinhaltung der StVO" mehr als 5 
volle Stunden benötigt, auf die Begründung des Erstgerichtes 
kann verwiesen werden. 

Nicht zutreffend ist die Rüge der klagenden Partei, die Erarbei­
tung eines Entwurfs und einer Rohfassung des Sachverständi­
gengutachtens sowie die Verrechnung dafür von jeweils 10 
Stunden entspräche in keiner Weise dem gerichtlichen Auftrag 
und es sei vollkommen unverständlich, warum ein Entwurf oder 
eine Rohfassung eines Sachverständigengutachtens gemacht 
werden muß, wo ohnedies für die Ausarbeitung der Reinschrift 
15 Stunden an Arbeitszeit verrechnet werden. 

Mit derGebühr für Mühewaltung ist auch der Zeitaufwand für die 
Vorbereitung des Gutachtens zu honorieren. Dabei sind die 
Angaben des gerichtlich beeideten Sachverständigen über den 
Zeitaufwand so lange als wahr anzunehmen, als nicht das 
Gegenteil bewiesen wird. Das Gericht hat nicht zu prüfen, ob es 
objektiv möglich gewesen wäre, die vom Sachverständigen 
erbrachten Leistungen in einem kürzeren Zeitraum zu erbrin­
gen. Soweit kein gerichtlicher Auftrag vorliegt, ist es Sache des 
Sachverständigen, wie er an die Lösung des gestellten Pro­
blems herangeht. Eine Prüfung der "Angemessenheit" der vom 
Sachverständigen aufgewendeten Zeit hat im Rahmen des Ver­
fahrens über die Bestimmung der Gerichtsgebühren - im allge­
meinen- nicht zu erfolgen (vgi.OLG Wien, 18.1.1995,31 Ra 196/ 
94, SV 1995/1, 25; Krammer-Schmidt E 27 und 28 zu § 34 
GebAG). 

Dem Rekurs war daher teilweise Folge zu geben und der ange­
fochtene Beschluß hinsichtlich der Ansätze für die Telekopien 
sowie des Allsatzes für Mühewaltung abzuändern. 

Zur Anfechtbarkeit von 
KostenvorschuBaufträgen 
(§§ 332 Abs. 2, 365 ZPO) -
Mühewaltungsgebühr von 
Ziviltechnikern - Anwendung 
der AHR (§ 34 GebAG) 
1. Ein Auftrag des Gerichts zum Erlag eines Kostenvor­
schusses kann nur der Höhe nach angefochten werden und 
nur dann, wenn der Gesamtbetrag der im Gerichtshofver· 
fahren aufgetragenen Vorschüsse S 30.000,- übersteigt. 

2. Die Frage, wer Beweisführer ist und wer daher dem 
Grunde nach verpflichtet ist, einen Kostenvorschuß zu lei­
sten, kann im Rekursverfahren nicht aufgeworfen werden. 
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3. Die Angaben eines gerichtlich beeideten Sachverständi· 
gen über den erforderlichen Zeitaufwand sind solange als 
wahr anzunehmen, als nicht das Gegenteil bewiesen wird. 

4. Bei der Frage der Anwendung der AHR für Ziviltechniker 
ist nach der ständigen Rechtsprechung auf die tatsächli­
che konkrete außergerichtliche Einkommenssituation 
des Sachverständigen abzustellen. Rechnet der Sachver­
ständige in seinem außergerichtlichen Erwerbsleben 
regelmäßig auf Grund der AHR für Ziviltechniker ab, so 
kann er nach dieser Gebührenordnung auch im gerichtli­
chen Verfahren seine Gebühren verzeichnen. 

OLG Wien vom 5. September 1996, 13 R 169/96 k 

Die Beklagten werden mit dem Vorbringen in Anspruch genom­
men, der Kläger habe für sie Architektenleistungen und Baumei­
sterarbeiten erbracht. Auf Grund der umfangreichen Einwände 
der Beklagten beauftragte das Erstgericht den Sachverständi­
gen Dipl.-lng. Dr. N. N. mit der Erstattung eines Gutachtens. Mit 
Beschluß vom 12. 2. 1996 trug das Erstgericht dem Sachver­
ständigen auf, sein Gutachten vom 12. November 1993 im Sinne 
der von der klagenden Partei in ihrem Schriftsatz ON 49 aufge­
worfenen Fragen zu ergänzen und auf die Äußerungen der 
beklagten Parteien Bedacht zu nehmen. Auf Grund dieses 
Beschlusses teilte der Sachverständige dem Erstgericht mit, 
daß die im genannten Schriftsatz aufgeworfenen Fragen zu 
einer umfangreichen Neubearbeitung des Gutachtens führen 
müssen und legte eine detaillierte Schätzung des Aufwandes an 
Zeit und Mühe bei. Bei Verrechnung auf Grund der autonomen 
Honorarrichtlinien für Ziviltechniker entsprechend der Gebüh­
renklasse 4 des§ 7 ergebe sich ein gesamter Kostenaufwand 
von S 871.200,-. 

Mit Beschluß vom 7. Mai 1996 trug das Erstgericht der klagen­
den Partei auf, zur Abdeckung dieser Kosten einen Kostenvor­
schuß von S 800.000,- binnen 14 Tagen bei Gericht zu erlegen. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Rekurs der klagenden 
Partei mit dem Antrag, ihn dahin abzuändern, daß beiden Streit­
teilen ein Kostenvorschuß von je S 25.000,- aufgetragen 
werde. 

Zunächst wendet sich der Rekurswerber dagegen, daß er allein 
zur Tragung des Kostenvorschusses herangezogen wurde, die 
von der klagenden Partei gewünschte Gutachtenserörterung 
ändere nichts an der grundsätzlichen Beweispflicht der beklag­
ten Partei, letztlich diene das Gutachten den Interessen beider 
Parteien, sodaß eine gleichzeitige Kostentragung geboten sei. 

Nach§ 365 ZPO ist dem Beweisführer ein Kostenvorschuß auf­
zutragen, wobei § 332 Abs. 2 ZPO sinngemäß anzuwenden ist. 
Nach der zuletzt genannten Bestimmung kann ein solcher 
Beschluß nur der Höhe nach angefochten werden und nur dann, 
wenn der Gesamtbetrag der im Gerichtshofverfahren aufgetra­
genen Vorschüsse S 30.000,- übersteigt. Damit kann die Frage, 
wer Beweisführer ist und wer daher dem Grunde nach verpflich­
tet ist, einen Kostenvorschuß zu leisten, im Rekursverfahren 
nicht aufgeworfen werden. Die Lehre hat teilweise darauf hinge­
wiesen, daß hiedurch im Einzelfall für eine der Parteien eine 
unzumutbare Prozeßsperre eintreten könne. Die Abwägung der 
beiden gegenteiligen Prozeßziele, nämlich einerseits 
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Beschleunigung des Verfahrens und andererseits Risikover­
minderung, da sich der mit dem Kostenvorschuß Belastete nicht 
auf eine Sachentscheidung ohne Sachverständigenbeweis ein­
lassen könne, müsse mittels teleologischer Auslegung dahin 
entschieden werden, daß ab einer S 30.000,- übersteigenden 
Belastung auch die Beweispflicht dem Grunde nach überprüft 
werden könne (Rechberger in Rechbarger ZPO Rz 4 zu § 365, 
Fasching ZPR2 Rz 1009). Es ist dieser Lehrmeinung zuzugeben, 
daß der Gesetzgeber bei Vorbereitung der ZVN 1983 bei der 
Rekursbeschränkung des § 332 Abs. 2 ZPO zwischen der 
Bekämpfung der Beweispflicht dem Grunde nach und der 
Bekämpfung der Kostenschätzung unterschieden hat und im 
Ausschußbericht zunächst ausführte, bei einer Belastung, die 
S 30.000,- übersteige, solle der Beschluß "selbständig anfecht­
bar" sein (AB 1337 Blg. XV. GP). Der später gewählte klare Wort­
laut des § 332 Abs. 2 ZPO läßt jedoch die von der Lehre 
gewünschte Interpretation nicht zu. Zur Rechtfertigung dieser 
Rekursbeschränkung kann auch darauf verwiesen werden, daß 
die oft schwierig zu lösende Frage der Beweislastverteilung 
nicht schon in einem früheren Stadium des Rechtsstreites ent­
schieden werden soll und darüberhinaus noch mit den 
Beschränkungen des Rekursverfahrens und der fehlenden 
Anfechtbarkeil der zweitinstanzliehen Entscheidung gemäß 
§ 528 Abs. 2 Z 5 ZPO. Die Rechtsprechung hat daher einheitlich 
die Überprüfung der Frage, wer dem Grunde nach zum Vor­
schuß verpflichtet ist, für ausgeschlossen erklärt (WR 147, WR 
576, OLG Wien 13 R 122/96y, OLG Wien 16 R 144/86 u. a.). 

Zur Bekämpfung der Höhe ist zu sagen: 

Der Sachverständige hat im Detail ausgeführt, welche Arbeiten 
er auf Grund der Anträge der klagenden Partei zu erbringen 
haben wird und welcher Zeitaufwand auf die einzelnen Arbeits· 
schritte entfallen werde. Die Angaben eines gerichtlich beeide­
ten Sachverständigen über den erforderlichen Zeitaufwand 
sind jedoch solange als wahr anzunehmen, als nicht das 
Gegenteil bewiesen wird (Krammer-Schmidt GebAG' E 27 zu 
§ 34). Die fehlende eigene Fachkenntnis des Gerichts, welche 
die Bestellung eines Sachverständigen notwendig machte, muß 
auch dazu führen, daß Umfang und Schwierigkeitder vom Sach­
verständigen noch zu erbringenden Leistungen vom Gericht 
nicht selbständig beurteilt werden können und daß auch in die­
sem Punkte zunächst den unbedenklichen Angaben des Sach­
verständigen gefolgt werden muß. 

Der Sachverständige bezieht sich in seinem Schreiben auf eine 
Entlohnung nach den AHR mit einem Stundensatz von 
S 5.358,18 während der Rekurswerber lediglich eine Ziviltechni­
kerstunde mit S 1.442,- zugestehen will. Dem ist zu erwidern: 

Nach § 7 lit a AHR für Ziviltechniker sind nach der Gebühren­
klasse 4 Befunde und Gutachten mit ausführlicher fachlicher 
Begründung sowie komplizierte Überprüfung und Kontrolle 
fremder Projekte einschließlich Rechnungsprüfungen zu hono­
rieren. Nach den bisherigen Verfahrensergebnissen und insbe­
sonders den Ausführungen des Sachverständigen zum ergän­
zenden Vorbringen der klagenden Partei wird die von ihm zu 
erbringende Leistung in diese Gebührenklasse fallen. Bei der 
Frage der Anwendung der AHR für Ziviltechniker ist nach der 
ständigen Rechtsprechung auf die tatsächliche konkrete außer­
gerichtliche Einkommenssituation des Sachverständigen 
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abzustellen (Der Sachverständige 1995/1, 22, Der Sachverstän­
dige 1994/4, 38 u. a.). Nach§ 34 Abs. 2 GebAG kann die Gebühr 
in der vollen Höhe der außergerichtlichen Einkünfte unter den 
dort näher genannten Voraussetzungen, die vorliegend gege­
ben erscheinen, bestimmt werden. Daß der Sachverständige in 
seinem außergerichtlichen Erwerbsleben regelmäßig auf 
Grund der AHR für Ziviltechniker abrechnet, wird von den 
Rekurswerbern nicht bestritten. 

Es erweist sich daher auch die Bekämpfung der Höhe nach als 
unberechtigt. 

Auftrag zum Erlag eines 
Kostenvorschusses 
(§§ 332, 365 ZPO, § 3 GEG) 
1. Ein Kostenvorschuß nach§§ 332, 365 ZPO kann nur einer 

Partei aufgetragen werden, die Beweisführerio ist. Die 
Partei, die ausdrücklich auf den Sachverständigenbe­
weis Bezug genommen hat, ist als Beweisführerio anzu­
sehen. 

2. Hat das Gericht in seinem Erlagsauftrag nicht die Folgen 
des § 332 Abs. 2, 365 ZPO angeordnet, kann dieser Auf­
trag nur in § 3 GEG seine rechtliche Grundlage haben. 

3. § 3 GEG verordnet keine Sanktion für den Fall des Nichter­
lages des Kostenvorschusses; es erwachsen der Partei 
keine verfahrensrechtlichen Nachteile. 

4. Da die Partei durch den Auftrag zum Erlag eines Kosten­
vorschusses nicht beschwert ist, ist ein Rekurs gegen 
diesen Beschluß unzulässig. 

OLG Wien vom 30. Dezember 1996, 2 R 125/96 h 

Der Kläger begehrt restliches Honorar für die Erbringung von 
Architektenleistungen. 

Die Beklagte bestritt, beantragte Klagsabweisung und erwi­
derte, der Kläger habe das ihm zustehende Entgelt erhalten. 

in der Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung vom 12. 4. 
1996 herrschte zwischen den Parteien Einvernehmen dahin, 
daß die Einholung eines Sachverständigen-Gutachtens über 
die Angemessenheil der vom Kläger begehrten Entgelte sowie 
auch die Notwendigkeit der von ihm konkret erbrachten Leistun­
gen sinnvoll sei (Vermerk im Verhandlungsprotokoll). Mit 
Beschluß vom salben Tag wurde der Beklagten die Zahlung 
eines Kostenvorschusses von S 25.000,- aufgetragen (offen­
sichtlich nach§ 3 GEG und nicht nach§§ 332, 365 ZPO). Dieser 
Betrag wurde auch erlegt. Am 7. 6. 1996 wurde Arch. Dipl.-lng. N. 
N. zum Sachverständigen bestellt und beauftragt, Befund und 
Gutachten darüber zu erstatten, "ob die vom Kläger begehrten 
Entgelte für die erbrachten Leistungen angemessen sind, sowie 
ob die vom Kläger erbrachten und in Rechnung gestellten Lei­
stungen zur Vertragserfüllung notwendig waren." Mit- nicht ein­
journalisiertem - Schreiben vom 21. 1 0. 1996 gab der Sachver-
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ständige bekannt, daß der erliegende Kostenvorschuß nicht 
ausreiche und mit einem Aufwand von S 60.000,- bisS 80.000,­
zu rechnen sei. 

Mit dem angefochtenen Beschluß wurde der Beklagten unter 
Bezugnahme auf diese Mitteilung des Sachverständigen die 
Einzahlung eines weiteren Kostenvorschusses von S 50.000,­
aufgetragen. 

Dagegen richtet sich der Rekurs der Beklagten mit dem Antrag, 
den angefochtenen Beschluß dahin abzuändern, daß der der 
Beklagten aufzutragende weitere Kostenvorschuß mit lediglich 
S 5.000,- festgesetzt werde, und auszusprechen, daß die 
Rekurskosten weitere Verfahrenskosten darstellen. 

Der Rekurs ist unzulässig. 

Im vorliegenden Fall kann es dahingestellt bleiben, ob die Par­
teien im Hinblick auf ihre in der Tagsatzung zur mündlichen 
Streitverhandlung am 12. 4. 1996 abgegebene Erklärung, es 
bestehe Einvernehmen, "daß die Einholung eines SV-Gutach­
tens ... sinnhalt ist", als Beweisführer im Sinne der§§ 332, 365 
ZPO anzusehen sind. Für die Qualifikation als Beweisführer 
spricht, daß sie ausdrücklich auf den Sachverständigenbeweis 
Bezug genommen haben (so etwa Fasching Komm 111, 498). Das 
Erstgericht hat im angefochtenen Beschluß, mit dem der 
Beklagten der weitere Kostenvorschuß aufgetragen wurde, 
jedenfalls nicht die Folgen der§§ 332 Abs. 2, 365 ZPO angeord­
net, sodaß dieser Erlagsauftrag nur in§ 3 GEG seine rechtliche 
Grundlage haben kann. Die Vorschrift des§ 3 GEG verordnet 
aber keine Sanktion für den Fall des Nichterlages des Kosten­
vorschusses. Damit erwachsen der Beklagten im Falle des 
Nichterlages auch keine verfahrensrechtlichen Nachteile. Sie 
wird daher durch den Auftrag des Erstgerichtes auf Erlag eines 
Kostenvorschusses nicht beschwert (vgl. OLG Wien 2 R 45/94). 

Der Ausspruch über die Unzulässigkeil des Revisionsrekurses 
gründet sich auf§ 528 Abs. 2 Z 5 ZPO (vgl. MGA ZP014 § 528/65, 
aber auch 43). 

Neue Stundensätze der 
Autonomen Honorarrichtlinien für 
Wirtschaftstreuhänder 
Gemäß§ 11 Abs. 2 der Autonomen Honorarrichtlinien für Wirt­
schaftstreuhänder (AHR) wurden die ab 1. Juli 1996 geltenden 
neuen Stundensätze im Amtsblatt zur Wiener Zeitung vom 
31. August1996. Nr. 201, wie folgt verlautbart. 

1. Die angemessene Zeitgebühr für die Leistung des Wirt­
schaltstreuhänders beträgt S 1.020,- pro Stunde 
(§ 1 Abs. 1 AHR). 

2. Das angemessene Honorar für die geleistete Arbeits­
stunde eines Revisionsassistenten beträgt S 640,-
(§ 3 Abs. 1 AHR). 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 

3. Das angemessene Honorar für die geleistete Arbeits-
stunde eines Revisors beträgt S 1.020,- (§ 2 Abs. 1 AHR). 

Die neuen Stundensätze gellen für alle Leistungen eines 
Wirtschaftstreuhänders, die nach dem 1. Juli 1996 erbracht 
werden. 

Alle anderen Bestimmungen der Autonomen Honorarrichtlinien 
werden durch die Erhöhung der Stundensätze nicht berührt. 

Allgemeiner Teil der Honorar· 
Ieitiinien für Ziviltechniker -
Neuer Zeitgrundgebührensatz 
(ab 1. 1. 1997) 
Mit der 126. Verordnung der Bundeskammer der Architek­
ten- und lngenieurkonsulenten, Zl. 438/96, die mit 1. 1. 1997 in 
Kraft getreten ist, wurde aufgrund des§ 33 Abs. 1 des Ziviltech­
nikerkammergesetzes 1993 (ZTKG), BGBI. 1994/157, von der 
Bundeskammer der Architekten- und Ingenieurkonsulenten 
verordnet: 

Die im § 4 des Allgemeinen Teiles der Honorarleitlinien (früher: 
AT der Gebührenordnungen) enthaltene Zeitgrundgebühr wird 
wie folgt festgesetzt: 

Je Stunde ATS 745,­

Geltungsbeginn: 1. t 1997 

Anmerkung: Gemäß § 4 des Allgemeinen Teiles der Honorar­
leitlinien erfolgt die Zeitverrechnung nach den dort geregelten 
Leistungsfaktoren und Klassen auf Basis der Zeitgrundge­
bühr. 

Die gerichtliche und außergerichtliche Tätigkeit fällt in die 
Klasse VII (Faktor 2); der Stundensatz dafür beträgt daher ab 
1. 1. 1997 s 1.490, -. 

Die letzte Verlautbarung von Anderungen des Allgemeinen 
Teils der Honorarleitlinien für Ziviltechniker erfolgte im Heft 
SV 199611, 3Z 
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Valorisierung der Autonomen 
Honorarrichtlinien für 
Ziviltechniker 
Mit der 127. Verordnung der Bundeskammer der Architek­
ten- und lngenieurkonsulenten, Zl. 438/96, wurde verordnet: 

Auf Basis der Zeitgrundgebühr von ATS 745,- lauten die 
Honorarfaktoren im § 8 wie folgt: 

Bem. Gr. GK1 2 3 

Wert ab f = 1 f = 1,3 f = 1,6 

50.00 1.490,- 1.937,- 2.384,-
100.000 1.811,- 2.355,- 2.898,-
500.000 2.556,- 3.323,- 4.090,-

1 Mio 2.877,- 3.740,- 4.604,-
2 Mio 3.198,- 4.158,- 5.117,-
5Mio 3.622,- 4.709,- 5.796,-

10 Mio 3.943,- 5.126,- 6.309,-
50 Mio 4.688,- 6.095,- 7 501,-

100 Mio 5.009,- 6.512,- 8.015,-
500 Mio 5.754,- 7.481,- 9.207,-

1 Mrd 6.075,- 7.887,- 9.721,-

Zwischenwerte werden linear interpoliert. 

Eine genaue Berechnung kann nach der 

Formel G = f x 1.066,0 x log Y'!_ 
2000 

vorgenommen werden. 

W = Wert der Bemessungsgrundlage 

4 

f = 1,9 

2.831,-
3.441,-
4.857,-
5.467,-
6.076,-
6.882,-
7.492,-
8.908,-
9.518,-

10.933,-
11.543,-

I = Faktor für die jeweilige Gebührenklasse. 

5 

f = 2,2 

3.279,-
3.985,-
5.624,-
6.330,-
7.036,-
7.969,-
8.675,-

10.314,-
11.020,-
12.660,-
13.366,-

Anmerkung: Geltungsbeginn: 1. 1. 1997. Die letzte Verlaut­
barung über eine Vslorisierung der Autonomen Honorarricht­
linien für Ziviltechniker erfolgte im Heft SV 199611, 37. 
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20. Internationales Fachseminar 
Straßenverkehrsunfall und Fahrzeugschaden für 
Sachverständige und Juristen 1997 
Vor genau 20 Jahren wurde das erste dieser Seminare auf Anre­
gung und unter Mitwirkung der Kollegen Fritz SAGHER und des 
leider bereits verstorbenen Helmut WALTER in Badgastein erst­
mals durchgeführt. Das Seminar wurde zu einer unverzichtba­
ren Einrichtung zur Weiterbildung und gegenseitigen Verständi­
gungsbasis für Richter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte und 
Sachverständige. 

Dem besonderen Ereignis dieses 20. Seminars entsprechend 
ist eine große Anzahl von Ehrengästen der Einladung des 
Hauptverbandes gefolgt und hat an der Eröffnung teilgenom­
men. 

Nach der Begrüßung der Ehrengäste und Tagungsteilnehmer 
durch den Vorsitzenden des Seminares, den Präsidenten des 
Landesgerichts für Strafsachen Wien Dr. Günter WORATSCH, 
richten der Präsident des Landesgerichtes Salzburg Dr. Walter 
GRAFINGER, der Präsident des Oberlandesgerichtes Unz Dr. 
Othmar HANKE, Generalprokurator Dr. Gottfried STRASSER 
und der Präsident des OGH Honorarprofessor Dr. Herbert STEI­
NINGER Grußworte an die Anwesenden und wünschten der 
Veranstaltung einen guten Erfolg. 

Weitere Grußadressen entboten der Präsident der Vereinigung 
österreichisoher Staatsanwälte Hofrat Dr. Friedrich MATOUSEK 
und äff. Notar Dr. Georg ZAKRAJSEK. 

Der Präsident der Vereinigung österreichischer Richter Dr. 
Josef KLINGLER wies in seiner Grußansprache besonders dar­
auf hin, daß Gutachter immer häufiger die Beweisverfahren 
dominieren. Daraus ergäbe sich die Gefahr, daß SV in unzulässi­
ger Weise in die Beweiswürdigung eingreifen. Weiters müsse 
sichergestellt sein, daß es auch beim Gutachter nicht den 
geringsten Anschein von Parteilichkeit oder Befangenheit gebe. 
Auch die Wertung von Privatgutachten und die Dauer der Gut­
achtenserstattungwurden angesprochen. 

Bürgermeister Manfred GRUBER betonte, daß die Gemeinde 
Badgastein sich sehr freue, daß dieses Seminar schon zum 
zwanzigsten Male hier abgehalten werde. Er hob hervor, daß die 
urkundliche Erwähnung von Gastein (GASTUNA) bereits in 
einer Urkunde von König Arnulf um 970 erfolgt sei und somit 
"Ostarrichi" zweifellos den Rang ablaufe. Nach einem kurzen 
Überblick über die Entwicklung unseres Gastortes wünschte er 
der Veranstaltung viel Erfolg und gab der Hoffnung Ausdruck, 
daß das Seminar auch in den nächsten Jahren in Badgastein 
stattfinden möge. 

Der Präsident des Hauptverbandes der allgemein beeideten 
gerichtlichen Sachverständigen Österreichs Dipl.-lng. Dr. Mat­
thias RANT wies in seiner Ansprache auf die Wichtigkeit der 
Bemühungen des Hauptverbandes um die Weiterentwicklung 
des Instituts des allgemein beeideten gerichtlichen Sachver-
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ständigen zu einem allgemein beeideten und zertifizierten 
gerichtlichen Sachverständigen und den Stand der Vorarbeiten 
hin. Präsident Dipl.-lng. Dr. RANT dankte dem Herrn Bundesmi­
nister für Justiz für sein großes Verständnis und den Beamten 
des Bundesministeriums für Justiz für die Erarbeitung eines 
ersten Entwurfs. Seine Ausführungen schloß Präsident Dipl.­
lng. Dr. RANT mit dem Dank an Kollegen Fritz SACHER für sei­
nen aufopfernden Einsatz für das Zustandekommen des ersten 
Seminars und seine Mitarbeit an den Folgeseminaren und über­
reichte ihm als besondere Anerkennung die Urkunde über die 
Verleihung der Ehrenmitgliedschaft des Landesverbandes 
für Wien, Niederösterreich und Burgen land. 

Der Bundesministerfür Justiz Dr. Nikolaus MICHALEK hob in 
seiner Eröffnungsansprache die Wichtigkeit derartiger Fachse­
minare für die Fortbildung von Sachverständigen und Juristen 
hervor und würdigte den wichtigen Beitrag der gerichtlichen 
Sachverständigen für eine effiziente Rechtspflege. Bundesmi­
nister Dr. MICHALEK wies darauf hin, daß die in bestem Einver­
nehmen mit dem Hauptverband geführten Erörterungen über 
die Harmonisierung neuer Formen der Qualitätssicherung 
durch Zertifizierung mit der bestehenden und bewährten Quali­
tätssicherungseinrichtung der allgemeinen Beeidigung von 
Sachverständigen und Dolmetschern zu einem ersten Novel­
lenentwurf zum Sachverständigen- und Dolmetscherge­
setz geführt haben, der nach einem Vorbegutachtungsverfah­
ren in nächster Zeit dem allgemeinen Begutachtungsverfahren 
zuzuleiten sein wird. Mit guten Wünschen für das diesjährige 
Seminar und die Fortbildungsseminare der nächsten Jahre 
erklärte Bundesminister Dr. MICHALEK das 20. Gasteiner Semi­
nar für eröffnet. 

Anschließend fand im Hotel Miramonte noch der traditionelle 
Empfang statt, der zu angeregten Gesprächen der Teilnehmer 
Gelegenheit bot. 

Die Vorträge begannen am folgenden Tag mit den Ausführun­
gen des allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen 
lng. Erhard MACHAC über die Umweltauswirkungen von Nutz­
fahrzeugen. Er führte aus, daß die Grenzwerte der Schadstoff­
emission von Dieselfahrzeugen in den letzten Jahren stark her­
abgesetzt wurden und noch weiter gesenkt werden. Anhand von 
Diagrammen wurde gezeigt, daß es noch immer eine beachtli­
che Anzahl von nicht ökopunktpflichtigen Fahrten in und durch 
Österreich gibt, soweit etwa nicht EG-Länder betroffen sind. 
Weiters wurde über die Vor- und Nachteile von Erdgas- und 
Flüssiggasmotoren referiert und die Wirkung des Katalysators 
besprochen. Ebenso wurde auf Projekte für Serienhybridantrieb 
verwiesen, wobei Gewicht und Volumen der Batterien und die 
dabei noch vertretbare Gewichtsverteilung besprochen wurden. 
Für bestimmte innerstädtische Bereiche werde man aber um 
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die Verwendung derartiger LKW, die innerorts mit Batterie 
betrieben werden - also schadstofffrei sind - und nur in den 
Randbereichen und Überland mit Diesel- oder Gasantrieb 
gefahren werden, in Zukunft nicht herumkommen. 

Prof. Mag. rer. nat. Johann SAMBS referierte am Nachmittag 
über Fahrtschreiber und die Auswertung von Tachographen­
scheiben. Es wurden die verschiedenen Typen und Modelle 
erklärt und auch welche Aufzeichnungen man auf den verschie­
denen Modellen finden könne. Weiters demonstrierte der Vor­
tragende, innerhalb welcher Bereiche solche Aufschreibungen 
überhaupt zustande kommen und welche die gängigen Mani­
pulationsmethoden zur Beeinflussung der Aufschreibungen 
seien. Letztlich erklärte er, daß eine Feinauswertung nur unter 
dem Mikroskop möglich sei, insbesondere um etwa die Anstoß­
geschwindigkeit (Rüttelmarke) zu ermitteln. Eine bloße Betrach­
tung mit freiem Auge oder einer Lupe könne zur Überprüfung 
der letztregistrierten Höchstgeschwindigkeit reichen, wie 
schnell das Fahrzeug aber im entscheidenden Moment war, sei 
nur bei der Feinauswertung der Aufschreibung zu ermitteln, die 
nach Überprüfung der Grundlinie im Zusammenhang mit Weg­
und Zeitaufschreibungen usw. möglich sei. Ein Auswertungsver­
such durch einen Laien und/ oder mit unzureichenden Mitteln 
führt hier sicher zu falschen Ergebnissen. 

Bei dem - alljährlich gern besuchten - Cocktailempfang im 
Spielcasino Badgastein sollen dem Vernehmen nach auch 
einige Spieler gewonnen haben und nicht nur das Casino. 

Oberprokurist Or. Wolfgang REISINGER referierte am folgen­
den Tag über die "Aufklärungspflicht in den KFZ-Versicherun­
gen". So sei in der KFZ -Haftpflichtversicherung z. B. bei der Ver­
letzung der Aufklärungspflicht eine Beschränkung der Lei­
stungsfreiheit auf S 150.000,- gegeben. Dies verpflichte den 
Versicherten, alles Zweckdienliche zur Aufklärung des Scha­
densfalles selbst dann vorzunehmen, wenn es seinen Interass­
sen zum Nachteil gereichen könnte (z. B. Verweigerung des 
Alkomattestes bei Verdacht auf Alkoholisierung, Fahrerflucht). 
Hier reiche es, wenn der Versicherer den Verdacht der entspre­
chenden Obliegenheitsverletzung beweise. 

ln der Kaskoversicherung komme noch die grob fahrlässige 
Herbeiführung eines Unfalles dazu, die zur Leistungsfreiheit 
führe, die Unterlassung der unverzüglichen Anzeige bei der 
Sicherheitsbehörde oder bewußt wahrheitswidrige Angaben 
gegenüber dem Versicherer. Falsche Angaben vor der Exeku­
tive begründeten dies nicht, wenn der Versicherte dem Versi­
cherer den wahren Sachverhalt mitteile. 

Eine gemeinsame Arbeit "Optische und andere Täuschungen" 
von Fritz SACHER, Dr.lng. habil. Hans Georg SCHLICHTER und 
Dipl.-lng. Stephan SCHWARZ, vorgetragen durch Or.lng. habil. 
Hans Georg SCHLICHTER, befaßte sich mit den ablaufenden 
Wahrnehmungsvorgängen und ließ wichtige Aussagen über die 
visuelle Informationsaufnahme im Straßenverkehr zu. Die 
Erkennbarkeil der Straßenverkehrsteilnehmer und der Ver­
kehrszeichen sei besonders wichtig. Der Vortragende kam zu 
dem Schluß, daß die momentan diskutierte obligatorische Ein­
führung des Fahrens mit Licht am Tag zu einem Verlust an Auf­
fälligkeit anderer unbeleuchteter Verkehrsteilnehmer führe. 
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Gerade das Fahren mit Licht am Tag führte dann auch zu einer 
regen Debatte zwischen den Tagungsteilnehmern mit dem Vor­
tragenden. 

Der Dienstag Abend brachte dann eine Einladung des Haupt­
verbandes anläßtich des Seminarjubiläums zu einem Abendes­
sen im "Grünen Baum" mit vorangehendem "Giühweinemp­
fang" durch den Bürgermeister von Badgaste in. Auch hier war 
wieder eine ausgezeichnete und gerne genützte Gelegenheit 
zu Gesprächen mit alten Bekannten und zu angeregten Diskus­
sionen. 

Der Mittwochvormittag war Vorträgen zum Thema "Beweiswür­
digung und Sachverständiger" gewidmet. 

Zuerst befaßte sich Richter Dr. Robert FUCIK vom LG Korneu­
burg aus der Sicht des Zivilrichters mit der Doppelfunktion des 
Sachverständigen als Beweismittel und Helfer des Richters. 
Gutachtensgegenstand seien Tat- nicht Rechtsfragen. Jede 
Einmengung des Sachverständigen in Rechtsfragen sei unzu­
lässig. Es wurde auch über die Überprüfungsmöglichkeit von 
Gerichtsgutachten und das Privatgutachten referiert. 

Anschließend erörterteHR Dr. Franz HARTL, Vizepräsident des 
LG Korneuburg, Beweiswürdigungsfragen aus der Sicht des 
Strafrichters. Der Vortragende befaßte sich mit dem Begriff des 
Sachverständigen, seiner Bestellung, aber auch mit Zweitgut­
achten, Obergutachten und Privatgutachten, letztlich auch mit 
den Anfechtungsmöglichkeiten wegen unrichtiger Beweiswür­
digung. 

Als dritter Referent hat dann Univ. Prof. Dr. Bernhard WIELKE 
"Aus der Sicht des Technischen Sachverständigen" zu diesem 
Thema Stellung genommen. Der sehr eindrucksvolle Vortrag, 
der bei den Seminarteilnehmern großen Anklang fand, wird in 
diesem Heft, Seite 7ff, abgedruckt. 

Der Facharzt für gerichtliche Medizin Dr. Wolfgang STRADAL 
berichtete über die Berechnung des Blutalkoholwertes in der 
Resorptionsphase (Schlußtrunk, Sturztrunk, Nachtrunk). Aus­
gehend vom festgestellten Blutalkoholwert aufgrund eines 
Atemalkohol- oder Blutalkoholwertes wurde die Entwicklung 
der Berechnungsmethode anhand umfangreicher Tabellen 
erklärt und darauf verwiesen, daß auch bereits ein PC-Pro­
gramm besteht, das durch Einsetzen der vorzugebenden Werte 
ein Schätzungsergebnis ergibt, das jederzeit rechnerisch nach­
vollziehbar ist. 

Am Donnerstag berichtete Dipl.-lng. Siegfried EICHINGER von 
der BMW AG München über die Entwicklung der passiven 
Sicherheit und des Fahrzeugschutzesder neuen BMW 5er Bau­
reihe. Diese weist viele Sicherheitseinrichtungen auf. So war es 
z. B. beachtlich, wie weit die Fahrgastzelle beim Crash-Test 
(Front- und Heckaufprall) unverformt bleibt; auch der Seitenan­
prallschutz wurde vervollkommnet- Seitenairbag (Thorax-Sag) 
und ein zusätzliches Kopfairbag. Die gezeigten Bilder und 
Videos waren durchaus beeindruckend. 

Senatspräsident des OLG Wien Dr. Helmut SCHMID erklärte in 
seinem Referat "Als Sachverständiger negativen Medienbe­
richten schutzlos ausgeliefert?" welche Art von Angriffen zu 
befürchten sind, gegen welche dieser Angriffe das Medienrecht 
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Schutz bietet und wie man als Betroffener solche Angriffe 
pariert. Er führte aus, daß schon das Strafverfahren wegen eines 
Mediendeliktes zufolge der Eigenheiten des Privatanklagever­
fahrens kompliziert sei, gleiches gelte auch für das sog. Ent­
schädigungsverfahren und die Durchsatzung einer Gegendar­
stellung. Dementsprechend gäbe es in Osterreich nur eine rela­
tiv geringe Anzahl von Richtern, Staatsanwälten, sowie Rechts­
anwälten, die das Medienrecht wirklich beherrschen. 

Medien seien grundsätzlich nur an einer nachteiligen Berichter­
stattung interessiert. Gegen Sachverständige werde meist der 
Vorwurf eines unrichtigen Gutachtens zufolge mangelnden 
Könnens oder mangelnden Einsatzes oder eines Gefälligkeits­
gutachtens erhoben.Anhand von praktischen Beispielen wurde 
die Materie dem Zuhörer bewußt gemacht, und die rechtliche 
Wertung des Bedeutungsinhaltes in Hinblick auf "Verleum­
dung", "Üble Nachrede" oder "Kreditschädigung" erläutert. 

Am Freitag besprachen Kommerzialrat Franz R. STEINBA­
CHER und lng. Heribert WERGINZ die Restaurierung histori­
scher Krafffahrzeuge (Oidtimerrestaurierung). Es wurde über 
die Begriffsbestimmung (Concours oder Showroom-Restaurie­
rung, Voll-, Komplett- oder Totalrestaurierung und Teilrestaurie­
rung), den historischen Hintergrund (Entwicklungsphasen des 
KFZs), die Schadenserkennung und die Restaurierung von 
Aggregaten anhand von Beispielen berichtet. 

Die Vortragsreihe endete mit dem Referat von a.o. Univ.-Prof. 
Dipl.-lng. Dr. Ernst PFLEGER und Univ. Doz. Dipl.-lng. Dr. Her­
mann STEFFAN über "Analyse häufiger Unfalltypen - Abgren­
zung der Ursachen mittels Unfallsimulation". Die Vortragenden 
führten aus, daß das Computerprogramm PC-Crash als Grund-
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Iage für die Rekonstruktion von Verkehrsunfällen entwickelt 
wurde. Hier sei auch die Einblendung der Simulation in das reale 
Landschaftsbild möglich und in weiterer Folge könne der Unfall­
ablauf am Computer in Echtzeit als Film ablaufen. Dieses Pro­
gramm sei weiterentwickelt worden und es könnten nun auch 
gemäß der österr. Richtlinie für Verkehrssicherheit RVS 1.21 die 
Unfallabläufe für alle aktuellen Unfalltypen exakt berechnet wer­
den. 

ln der sehr heftig geführten Diskussion wurde gewarnt, daß ohne 
Vorliegen aller erforderlichen Parameter eine solche computer­
gesteuerte Vorführung einer Unfallsituation einen falschen Ein­
druck hervorrufen könne. Für Gerichtsverfahren seien derartige 
Simulationen höchst bedenklich, wenn sie kritiklos und/oder 
von mit der Materie nicht ausreichend vertrauten Sachverstän­
digen präsentiert werden. 

Zwischen den Vorträgen und Diskussionen fanden sich die Teil­
nehmer in unterschiedlich zusammengesetzten Arbeitsgrup­
pen zu fachübergreifenden Besprechungen zusammen, die 
fallweise auch bis in die Abendstunden dauerten. 

Das wegen der interessanten Vorträge heuer wieder sehr gut 
besuchte Seminar wurde durch Präsident Dr. Günter 
WORATSCH mit kurzen Schlußworten beendet, nicht ohne 
zuvor Frau Helge HEINRICH für ihre unermüdliche Tätigkeit in 
der Tagungsorganisation gedankt zu haben. 

Das nächstjährige Seminar vom 18.-24. 1. 1998 wird in bewähr­
terWeise wieder in Badgastein stattfinden und hoffentlich im 
Terminkalender der Interessenten die gebührende Beachtung 
finden. 

HR lng. Heribert BÜRGER 

Internationales Fachseminar Bauwesen für 
Sachverständige und Juristen 1997 

Das Seminar war ein weiterer Schritt zur Erhöhung des Ver­
ständnisses zwischen Sachverständigen und Juristen, wo 
immer sie auch jeweils tätig sind. Das Rahmenprogramm 
brachte nicht nur persönliche Kontakte, sondern bot wiederum 
die Gelegenheit, Diskussionen außerhalb der eigentlichen 
Arbeitsveranstaltungen in kleinen Gruppen weiterzuführen. 

ln der Regel unterstütztvon Projektionen (Overheadfolien, Dias) 
wurden die Referate im allgemeinen frei und sehr lebendig vor­
getragen, Verständnisschwierigkeiten traten nur dann auf, wenn 
Detailprobleme, die nur eine der vertretenen Berufssparten 
beschäftigen, allzu ausführlich erörtert wurden. 

Die Vortragsthemen waren wieder eine gute Diskussionsgrund­
lage für die Auseinandersetzung im Plenum und danach in gro­
ßen und kleineren Runden, die die dargebotenen Problemkreise 
aus dem Gebiet der Rechtswissenschaften, der Liegenschafts-
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bewertung und der Bautechnik samt den auf dem jeweiligen 
Gebiet bestehenden Entwicklungsmöglichkeiten weiter 
ergänzten, vertieften und allen Teilnehmern wertvolle Anregun­
gen boten. 

Zu den Vorträgen im einzelnen: 

Dr. Heinz STOTTER, Präsident des unabhängigen Verwal­
tungssenates Kärnten, Klagenfurt 
Österreichischer Grundverkehr und Rechtsschutz in der EU. 

Das Referat kann als wichtig für das Verständnis der Tätigkeit in 
dem durch die EU erweiterten Arbeitsgebiet der Sachverständi­
gen angesehen werden. Sicher noch notwendige rechtliche 
Modifikationen zum Grunderwerb für Wohnsitz, Zweitwohnsitz 
und so fort wurden im Zusammenhang mit den erforderlichen 
gesamten Anpassungen und Vereinfachungen zur Erzeugung 
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einer überschaubaren Einheit diskutiert. Allerdings überschrit­
ten einige Darlegungen, die von Juristen mit Begeisterung auf­
genommen und diskutiert wurden, bei manchen Bausachver­
ständigen die Grenzen des Verständnisses. 

D.Dipl.-lng. Michel H. MÜLLER, Zivilingenieur und Sachver-
• ständiger, Wien: 
Unbebaute Grundstücke: Vergleichswertverfahren bei Mangel 
vergleichbarer Liegenschaften? Darstellung des international 
üblichen Residualverfahrens an einem praktischen Beispiel. 

Der Referent verstand es, das in Österreich unter der irreführen­
den Bezeichnung indirektes Vergleichswertverfahren bekannte 
Vorgehen -das gleichnamige Verfahren in Deutschland weicht 
nicht unerheblich davon ab- gut, übersichtlich und anschaulich 
darzustellen. Das Residualverfahren dient der Ermittlung des 
Grundanteiles neu zu verbauender Liegenschaften und bringt 
auch eine Ermittlung des nach der Bauzeit nachhaltig erzielba­
ren Ertrages.ln der Diskussion wurde nicht nur auf die Notwen­
digkeit von mit Hilfe anderer Sachverständiger eventuell durch­
zuführender Detailstudien, sondern auch auf die Überlegung 
des Abzugs eines zumindest während einer möglichst kurzen 
Planungs- und Bauführungsphase nicht lukrierbaren Gewinns 
hingewiesen. Vorbehalte (des Verfassers) bestehen hinsichtlich 
der Ungenauigkeit, die bei der Ermittlung des nachhaltig erziel­
baren Ertrages über lange Zeit (derzeit anzunehmende Nut­
zungsdauer oder unendliche Kapitalisierung) insbesondere in 
Zeiten wirtschaftlicher und wirtschaftspolitischer Verunsiche­
rung entstehen könnten. 

Rechtsanwalt Dr. Norbert KOSCH, Wiener Neustadt: 
Bewertungsbandbreite - ihre zivil- und strafrechtliche Rele­
vanz. 

Aus der Erfahrung eines langjährigen Masseverwalters stellte 
der Referent dar, in welchem Ausmaß, wie häufig und mit wel­
chen talarierbaren Bandbreiten Schätzungsergebnisse in der 
Praxis auftreten können.ln der Diskussion ergab sich, daß häu­
fig bei Versteigerungen die Schätzungen bis etwa 20% über 
dem Erlös liegen. Dem steht gegenüber, daß die jeweiligen Ver­
kehrswerte vom Veräußerungsverfahren unabhängig zu ermit­
teln sind (vgl. LBG). Der Sachverständige muß in diesem Zusam­
menhang die von ihm ermittelten Ansätze besonders sorgfältig 
und nachvollziehbar begründen. 

Workshop: Bewertung bebauter Liegenschaften- Problematik 
der Sonderobjekte (Hotels, öffentliche Bauten, Krankenhäuser, 
Schlösser) unter aktuellen Aspekten (Privatisierung, lnsolven­
zen). 

Der gewohnten und bewährten Struktur folgend wurde das 
Thema zunächstvon Dr.Jürgen SCHILLER, Präsident des Lan­
desgerichtes für ZRS Graz, vorgestellt und in der weiteren Folge 
in 4 Arbeitskreisen diskutiert, die unter der. Leitung von Hofrat 
Dr. Hansjörg SAILER, OGH, Dr. Dieter SANTNER, LG Feldkirch, 
Hofrat Dr. Paul TRAXLER, Präsident des HG Wien, und dem 
Referenten des Einführungsvortrages selbst standen. 

Der hochaktuelle und äußerst heikle Themenkreis warf zahlrei­
che Fragen und Diskussionsthemen auf, die an dieser Stelle nur 
beispielhaft und rudimentär angeführt werden können. 
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Fragen ergaben sich zur Einbringung internationaler Erfah­
rungswerte durch den Sachverständigen, die Möglichkeit des 
Erwerbes solcher überregionaler Kenntnisse, des Einbezie­
hans von bereits zugänglichem Datenmaterial (Österreichische 
Immobilien- Datenbank), allfälliger künftiger Verwendungsmög­
lichkeiten mit erforderlicher Umwidmung und Umbauten, die 
auch Denkmalschutzprobleme berühren, dazu notwendige 
Standortuntersuchungen und insgesamt die Einbeziehung 
eines möglichst breiten lnformationsmaterials. Basisdaten, die 
spezielle Experten hinzuliefern, sind auf ihre Plausibilität beson­
ders zu prüfen, wobei der Sorgfaltspflicht des Sachverständigen 
ein hoher Stellenwert zukommt. 

ln der Diskussion ergab sich auch das Problem der Kompetenz­
grenzen des Sachverständigen, insbesondere bei der Bewer­
tung lebender Betriebe, aber auch etwa der Kontaminierung von 
Liegenschaften. Allgemein wurde die Ausbildung und Heranzie­
hung eines speziellen Verfahrens für Sonderliegenschaften 
abgelehnt. Das Residualverfahren kann bei der Bewertung 
unbebauter Liegenschaften auch herangezogen werden. 

Obersenatsrat Dr. Karl SCHILLER, Leiter der Magistratsabtei­
lung 64, Wien: 
Ziviltechniker - Sachverständiger: die neue Bauordnung. 

Der in Vortrag und Diskussion souverän vorgebrachte Beitrag 
wies zentral auf die besondere Position, die Ziviltechnikern als 
öffentliche Urkundspersonen nach der Novaliierung der Wien er 
Bauordnung zukommt, hin. Erforderliche zusätzliche Gutachten 
können durch Beiziehung von gerichtlich beeideten Sachver­
ständigen oder anderen Ziviltechnikern von dem die Einrei­
chung und Überwachung leitenden Ziviltechnikern eingeholt 
werden; sie sind dann Grundlage der Fertigstellungsanzeige. 
Der Vortrag bot insgesamt anhand des Beispiels der Wiener 
Bauordnung allgemein besonders interessante Einblicke in das 
System des verwaltungsrechtlichen Bauverfahrens, wobei im 
Rahmen der [n den Vortrag einbezogenen Diskussion, die durch 
die Möglichkeit des Stellans von Zwischenfragen besonders 
lebendig gestaltet war, viele aktuelle Probleme des Baurechts 
geklärt werden konnten. 

Univ. Prof. Dipl.-lng. Wolfgang WINTER, Institut für Tragwerks­
lehre, Technische Universität Wien: 
Verstärkter Einsatz des konstruktiven Holzbaues im Hinblick auf 
die neue Bauordnung. 

Im Zusammenhang mit den bisherigen Entwicklungen des Bau­
wesens zeigte der Vortrag die Stärken des Holzbaues. Die in 
Österreich aber auch in der übrigen Welt vernünftige Einschät­
zung des Brandrisikos führt zur Genehmigungsfähigkeit von im 
allgemeinen um ein Stockwerk höheren Holzbauten. 

Architekt Univ. Prof. Dipl.-lng. Dr. techn. Horst GAMERITH, 
Graz: 
Der geplante Bauschaden und seine Folgen. 

Dieses Referat war sicher einer der Höhepunkte des Pro­
gramms. Mit unerhörtem Elan und kritischem Witz zeigte der 
erfahrene Planer und Sachverständige die Fallen und Fehler, die 
- durch Propagierung in Normenwerken - Planungsgrundlage 
werden können. Er betonte die zu geringe Bauherrenverantwor­
tung und demonstrierte an eigenen Beispielen, wie, wenn auch 
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im Widerspruch zu geltenden Normen, mängelfrei geplant wer­
den kann. Dies sollte als wichtiger Hinweis für besonders nor­
menhörige Sachverständige und Juristen verstanden werden. 
Der Verfasser dieses Beitrages möchte nicht versäumen darauf 
hinzuweisen, daß die Normen nur vereinfachend als Teile der 
Planung und System herangezogen werden können. Die soge­
nannten verbindlich erklärten Normen sind bereits auf eine sehr 
kleine Zahl gesunken (Index im Verzeichnis der Ö-Normen).lm 
einzelnen wird auf die Veröffentlichung dieses Vortrags in die­
sem Heft, Seite 3ft, verwiesen. 

Dr. Peter ANGST, Senatspräsident des Obersten Gerichtsho­
fes, Wien: 
Neueste Judikatur des OGH in Bausachen. 

Der den Seminarteilnehmern bestens bekannte, überaus erfah­
rene Vortragende stellte wiederum die aktuellsten zivilrechtli­
ehen Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes in Bausa­
chen dar, die einer zum Teil auch kritischen Diskussion unterzo­
gen wurden. Manche Entscheidungen mögen auf (schwache?) 
Sachverständigengutachten zurückzuführen sein {z. B. Ver­
schuldungsteilung Auftraggeber mit Planer und Gewerbetrei­
benden 2:1 bei einem Dacheinsturz durch geplant einzubau­
ende Kältemaschinen; die Nichtbeachtung von dynamischen 
Kräften wird als Teilverschulden des einfachen Handwerksbe­
rechtigten gewertet). Die vorgetragenen Erkenntnisse ergingen 
unter anderem zu Fragen der Gewährleistung, der Auskunfts­
pflicht des Bestellers, der Warnpflicht des Unternehmers, des 
Irrtums bei Anboterstellungen, der Geltung von Ö-Normen, der 
Nachforderung von Entgelt, der Schäden bei Grabungsarbeiten 
und durch Schwertransporte sowie zu Fragen der Verjährung 
und wurden an Einzelfällen hervorragend dokumentiert. 

Dipl.-lng. Dr. Wolfgang Klemens WEIGERT 

Eisstockschießen 1997 

Damen: 
1. Maria TAUBACEK, Bratislava 
2. Maria MESCHNIG, OÖ 
3. Liesl KAATOCHWILL, OÖ 
Letzte: 
Mag. Johanna STAGL-PUTZENDOPLEA, Stmk. 

Herren: 
1. Bau- und Zimmermeister 
Johann FEICHTINGEA, OÖ 
2. Bmst.lng. Siegtried MESCHNIG, OÖ 
3. Stadt-Bmst. lng. Siegtried JAUSCHOWETZ, Stmk. 
Letzter: 
Präsident des Handelsgerichtes Wien 
Hofrat Dr. Paul TAAXLEA 
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66 Pkt. 
62 Pkt. 
61 Pkt. 

29 Pkt. 

67 Pkt. 
66 Pkt. 
65 Pkt. 

30 Pkt. 

Badgastein 1997 - Bauwesen 
Es war ab 12. Januar, 
da trafen sich wie jedes Jahr, 
zu mehren ihren Sachverstand 
die Kundigen aus Stadt und Land. 
Die Vorträge im Seminar, 
die zeigten wieder einmal klar, 
zu wissen gilt es immer mehr, 
doch fällt das Lernen hier nicht schwer. 

Und abends konnte man statt ruh'n, 
auch zur Entspannung etwas tun: 
Casino, Stelzen und Empfang, 
da wurden auch die Nächte lang. 
Besonders haben sich gefreut 
auf's Eisstockschießen viele Leut'! 
Da wurde wohl zuvor trainiert, 
damit man sich dort nicht blamiert. 

Das Eisstockschießen ist ein Sport, 
den übt man selbst im kleinsten Ort, 
auf Eisbahn oder auf Asphalt. 
vergnüglich ist's für Jung und Alt. 
Man nimmt den Eisstock in die Hand, 
zuvor ordnet man das Gewand. 
Mit großem Schwung holt man dann aus, 
man zielt und läßt den Eisstock aus. 

Der Eisstock nimmt nun seinen Weg, 
beim Könner er ganz aufrecht steht; 
ansonst' er taumelt hin und her 
und legt sich manchmal sogar quer. 
Hast alles richtig Du getan, 
so bleibt er in der Mitt' der Bahn. 
Ganz ruhig gleitet er dort hin, 
wo hohe Punkte sind Gewinn. 

Wie war es nun in Badgastein, 
wer sollten da die Besten sein? 
Die Baumeister, die waren vorn', 
Juristen haben dort verlor'n. 
Der Punkte allerhöchste Zahl 
erreichte ohne große Qual: 
Feichtinger, der Zimmermeister 
auch am Eis war er ein Meister. 
Der Damen Erste sei auch bekannt, 
Maria Trubacek wird sie genannt. 

Getanzt wurde und viel gelacht, 
und mancher hat sich wohl gedacht: 
"Ich komme wieder nach Gastein, 
da muß man einfach dabei sein." 

Berichte 

Hermann Germ 
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Foto: Helga Nussbaumer 

Zum 70. Geburtstag 
von Primarius i. R. 
OMR Dr. Gerhard 
ROTHBAUER 
Am 13. März 1997 feiert Prima­
rius i. R. Dr. Gerhard ROTH­
BAUER den 70. Geburtstag. 

Seiner dynamischen, energiegeladenen, kenntnisreichen 
Persönlichkeit sind große Verdienste auf dem Gebiete des 
Gutachterwesens, insbesondere des Gutachternachwuch­
ses und der ärztlichen Standespolitik zu verdanken. 

Nach der Promotion im Jahre 1956 wandte sich ROTHBAUER 
dem Studium der Zahnheilkunde zu und legte 1959 mit Aus­
zeichnung die Staatsprüfung als Facharzt für Zahn-, Mund­
und Kieferheilkunde ab. Im gleichen Jahr eröffnete er eine 
eigene Praxis, arbeitete aber daneben auch zuerst in der Uni­
versitätszahnklinik und dann in der Zahnstation des Kran­
kenhauses Lainz der Stadt Wien. Im Jahr 1964 wurde ihm die 
Leitung dieser Station anvertraut und 1974 wurde er Vorstand 
des Institutes für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde in diesem 
Großkrankenhaus. Neben allen diesen sehr zeitaufwendigen 
und verantwortungsvollen Aufgaben stellte ROTHBAUER 
noch seine Arbeitskraft der ÄrztekammerWien zur Verfügung 
und übernahm abwechselnd eine Reihe wichtiger Funktio­
nen, unter anderen das Referat für ärztliche Fort- und Weiter­
bildung, das für allgemeine Wirtschaftsangelegenheiten und 

Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 

Jahreshauptversammlung 1996 -
Dipl.·lng. Dr. Rant als Vorsitzender 
wiedergewählt 

Am 2. Dezember 1996 fand im Festsaal des Alten Rathauses die 
Jahreshauptversammlung des Landesverbandes für Wien, Nie­
derästerreich und Burgenland statt. Wichtigster Tagesord­
nungspunkt waren die Neuwahlen des Vorsitzenden, eines der 
stellvertretenden Vorsitzenden und des Schriftführers sowie 
des Disziplinaranwaltes und des Vorsitzenden sowie der Mit­
glieder des Disziplinarsenales und des Schlichtungsaus­
schusses. 
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sieben Jahre hindurch war er Schriftleiter der "Mitteilungen 
der Ärztekammerfür Wien".ln 75 wissenschaftlichen Publika­
tionen und in zahlreichen Vorträgen im ln-und Ausland (Grie­
chenland, Großbritannien, Niederlanden, Italien, UDSSR, 
Deutschland) gab ROTHBAUER seine theoretischen Kennt­
nisse und großen praktischen Erfahrungen an die Fachwelt 
weiter. Von 1984 bis 1992 war er auch als Lektor an der Medizi­
nischen Fakultät der Universität Wien tätig. Zahlreiche natio­
nale und internationale Auszeichnungen und Ehrenmitglied­
schalten haben diese rastlose Tätigkeit belohnt. 

Schon 1966 wurde ROTHBAUER zum ständig gerichtlich 
beeideten Sachverständigen seiner Disziplin bestellt. Er ist 
seither ein bei den Gerichten höchst angesehener und 
besonders oft für die Begutachtung schwieriger Fälle heran­
gezogener Gutachter. Es war daher durchaus folgerichtig, daß 
ihm von der Ärztekammer Wien 1981 das Gutachterreferat 
anvertraut worden ist, das er mit der ihm eigenen Durch­
schlagskraft, mit Freude und Begeisterung verwaltet und lei­
tet. Dazu gehört auch die Organisation von Gutachtersemina­
ren zur Ausbildung des Gutachter - Nachwuchses. 

1990 wurde er Obmann der Fachgruppe der Ärzte im Landes­
verband Wien, Niederösterreich und Burgenland des Haupt­
verbandes der allgemein beeideten gerichtlichen Sachver­
ständigen Österreichs. Seit dieser Zeit ist er auch Mitglied der 
Prüfungskommission für Sachverständige. 

Der Hauptverband dankt dem Jubilar für seine hervorragen­
den Leistungen und für seine liebenswürdige und verständ­
nisvolle Art der Kooperation und wünscht ihm Gesundheit und 
eine noch lange währende Schaffenskraft und sich noch viele 
Jahre gemeinsamer erfolgreicher Zusammenarbeit. 

Wilhelm Holczabek 

Bei diesen Wahlen wurde der bisherige Vorsitzende Dipl.-lng. 
Dr. Matthias RANT einstimmig für eine vierjährige Amtsperi­
ode wiedergewählt. Auch der stellvertretende Vorsitzende 
KR lng. Peter DIETRICH und der Schriftführer Baurat h.c. 
Dipl.-lng. Dr. Peter STELZL wurden in ihren Funktionen einhel- . 
lig bestätigt. Weiters wurden die Funktionäre für den Disziplinar­
senat und den Schlichtungsausschuß bestellt. 

Die Jahreshauptversammlung wurde durch einen Vortrag des 
Leiters der Zivillegislativsektion des Bundesministeriums für 
Justiz Generalanwalt Dr. Peter REINDL zum Thema"Entwick­
lungen im Recht der allgemein beeideten gerichtlichen 
Sachverständigen und Dolmetscher" abgeschlossen.ln die­
sem Vortrag befaßte sich REINDL eingehend mit dem vom 
Hauptverband initiierten Vorhaben der Weiterentwicklung der 
allgemeinen Beeidigung von Sachverständigen im Interesse 
einer Qualtitätssicherung zu einer Einrichtung eines allge­
mein beeideten und zertifizierten gerichtlichen Sachver­
ständigen. An die Ausführungen des Vortragenden schloß sich 
eine lebhafte Diskussion. 
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Die 

Delegiertenversammlung 1997 
findet am 

Samstag, dem 24. Mai 1997, um 8.00 Uhr 

in der Aula der Kari-Franzens-Universität, 

8010 Graz, Universitätsplatz 3 

statt. 

Hauptverband der allgemein beeideten 
gerichtlichen Sachverständigen Osterreichs 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. 405 45 46-0, Fax 406 11 56 

Brandlhofseminar 

Der Landesverband für Oberösterreich und Salzburg veranstal­
tet im Zusammenwirken mit dem Hauptverband der allgemein 
beeideten gerichtlichen Sachverständigen Österreichs das 
7. Fortbildungsseminar von 

Freitag, 25. bis Sonntag, 27. April 1997, 

im Sporthotel Brandlhof, 5760 Saalfelden, Tel. 06582/78 00-0, 
Fax 06582/78 00-598 

Als Themen sind u. a. vorgesehen: 

• Senatspräsident Dr. Harald KRAMMER, Wien 
"Die Honorarnote beim Privatgutachten* 

• o. Univ. Prof. Dr. Gottfried CALL, Universität lnnsbruck, Hon. 
Prof. Dr. Helmut WÜRTH, HR d. VwGH i. R., Wien, SR Dr. Peter 
HEINDL, Zentralschlichtungsstelle des Magistrates der Stadt 
Wien, OAR Günter APFELTHALER, Leiter der Mietenschlich­
tungsstelle d. Stadt Linz, Dir. Dagobert PANTSCH I ER, Graz 
"Zu- und Abschläge beim Nutzwertgutachten" 
(Versuch einer bundesweiten Empfehlung) 

• o. Univ. Prof. Dr. Peter RUMMEL, Linz 
"Aktuelle Rechtsfragen für den Sachverständigen" 
(Berichte über den Stand der Verhandlungen betreffend 
ÖNORM B 1802 Liegenschaftsbewertung; Vorwirkung der 
Planung bei der Enteignung; Bundesenteignungsentschädi­
gungsgesetz; u. a.) 

• Präsident Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT, Wien 
"Schwerpunkte der Verbandsarbeit" 

Der Hauptverband der allgemein beeideten gerichtli­
chen Sachverständigen hat für den Briefverkehr der 
Sachverständigen einen Vorschlag für die Gestaltung 

des Briefkopfes und für die Verwendung des 

Emblems "SV" ausgearbeitet und bietet dazu eine 
Diskette an. Bezüglich der Einzelheiten wird auf das 

diesem Heft beiliegende Musterblatt hingewiesen. 
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Schriftliche Seminaranmeldung und Quartierbestellung 
beim Landesverband für Oberösterreich und Salzburg, 4020 
Linz, Robert-Stolz-Straße 12, Tel. 0732/66 22 19, Fax 0732/65 
24 62 bis zum 4. April 1997. 

Seminarbeltrag S 4.000,- + 800,- MWSt. 
ln diesem Seminarbeitrag ist das trockene Gedeck (Menü) für 2 
Mittag- und 2 Abendessen enthalten. 

Kontonummer: 5305008 bei der Ralfleisenbank Linz-Traun, BLZ 
34.500. 

Beschränkte Teilnehmerzahl 

Quartiermöglichkeit: im Seminarhotel 

Sondertarif für Seminarteilnehmer 
Doppelzimmer mit FrühstückS 750,-/Tag 
Einzelzimmer mit FrühstückS 950,-/Tag 

Damen sind herzlich willkommen: ein reichhaltiges Freizeitpro­
gramm steht zur Auswahl. 

Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. 405 45 46-0, Fax 406 11 56 

Grundseminar für Sachverständige 

Themen: Sachverständigenbeweis - Gerichts- und Privatgut­
achten - Gerichtsorganisation und Gerichtsverfahren - Eintra­
gungsverfahren - Verhalten vor Gericht - Schadensanalyse -
Aufbau eines Gutachtens - Schiedswesen - Werbung - Haf­
tung des Sachverständigen - Sachverständigengebühren -
Rechtskunde für Sachverständige 

Vortragende: Dr. Harald KRAMMER, Senatspräsident des 
OLG Wien, Mag. Dr. Ernst SCHÖDL, Richter des ASG Wien 

Folgende Termine stehen zur Auswahl: 
Mittwoch, 16. April und Donnerstag, 17. April 1997 
Mittwoch, 14. Mai und Donnerstag, 15. Mai 1997 
Mittwoch, 18. Juni und Donnerstag, 19. Juni 1997 
jeweils von 9.00 bis ca. 18.00 Uhr. 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei 
Wien 

Seminarkosten: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher 
Skripten sowie der 20%igen MwSt. 

S 5.700,- für Nichtmitglieder 
S 4.500,- für Mitglieder des Landesverbandes 

Wir möchten besonders darauf hinweisen, daß für Ärzte nur der 
erste Tag des Seminars von Interesse ist, und daher auch jeweils 
nur der halbe Preis in Rechnung gestellt wird. 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes zu richten. Wir weisen darauf 
hin, daß die Anmeldungen der Reihe nach entgegen­
genommen werden, da die Teilnehmerzahl beschränkt ist! 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit 
dem Berghotel Tulbingerkogel, Tel. 02273/73 91, Verbindung 
aufzunehmen. 
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Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, 
einen Teilbetrag von S 500,- für Verwaltungskosten einzubehal­
ten, falls jemand trotz Anmeldung und ohne vorherige Absage 
nicht am Seminar teilnehmen sollte. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gerichtliche 
Sachverständige offen, sondern auch für jene, die sich für diese 
Tätigkeit interessieren. 

Liegenschaftsbewertungsseminar 
Thema: Liegenschaftsbewertungsgesetz (Schätzung im allge­
meinen, Festsetzung des Nutzwertes nach dem Wohnungsei­
gentumsgesetz 1975, mietrechtliche Bestimmungen, Werter­
mittlungsmethoden) 

Vortragende: 
Mag. Dr. Ernst SCHÖDL, Richter des ASG Wien, SV Dr. Richard 
RAUSCHER, SV DDipl.-lng. Michel H. MÜLLER 

Termin: Donnerstag, 10.April und Freitag, 11.April1997 von 9.00 
bis 17.00 Uhr 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei 
Wien 

Seminarkosten: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher 
Skripten sowie der 20%igen MwSt. 

S 5.700,- für Nichtmitglieder 
S 4.500,- für Mitglieder des Hauptverbandes 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes zu richten. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit 
dem Berghotel Tulbingerkogel, Telefon: 02273/73 91, Verbin­
dung aufzunehmen. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß der Landesverband 
gezwungen ist, einen Teilbetrag von S 500,- für Verwaltungsko­
sten einzubehalten, falls jemand trotzAnmeldungund ohne vor­
herige Absage nicht am Seminar teilnehmen sollte. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gerichtliche 
Sachverständige offen, sondern auch für jene, die sich für diese 
Tätigkeit interessieren, jedoch hauptsächlich für den Personen­
kreis aus dem Baufach. 

Landesverband für Oberösterreich und Salzburg 
4020 linz, Aobert-Sto!z-Straße 12 Tel. (0732) 66 22 19, Fax (0732) 65 24 62 

Grundseminar für Sachverständige 
Themen: Gerichts- und Privatgutachten, Schadensanalysen, 
Schemata für Gerichtsgutachten im Zivil- und im Strafprozeß, 
Schiedswesen, Beweissicherung, Verhalten als SV vor Gericht, 
Schadenersatzrecht .. 

Seminarleiter: Dr. Helmut HUBNER, Senatspräsident des 
OLG Linz 

Tagungsorte und Termine: Landwirtschaftskammer für 00, 
4020 Linz, Auf der Gugl 3, Telefon: 0732/69 02-460 (Hrn. Wür­
mer), Fax: 0732/69 02-48 
Samstag, 8. November und Sonntag, 9. November 1997 

Gasthof Seebrunn, 5302 Henndorf/Wallersee, 
Telefon: 06214/242-0 
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Samstag, 19. April und Sonntag, 20. April 1997, 
Samstag, 27. September und Sonntag, 28. September 1997 
jeweils von 9.00 bis 17.00 Uhr. 

Sollten Sie übernachten wollen, wenden Sie sich bitte direkt an 
die oben angeführten Seminaradressen. 

Seminarkosten: S 5.700,- inkl. MwSt., 2 Mittagessen und 
Skripten 
S 4.500,- inkl. MwSt., nur für eingetragene Mitglieder und An­
wärter des LV 

Anmeldung: nur schriftlich an das Büro des Landesver­
bandes, 4020 Linz, Robert-Stolz-Straße 12, Fax: 0732/65 24 62. 

Die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt! Die Anmeldungen 
gelten ab Einzahlung des Seminarbeitrages und werden in der 
eingegangenen Reihenfolge berücksichtigt. 

Wenn Sie nach Anmeldung ohne vorherige Absage am Seminar 
nicht teilnehmen sollten, würde der Landesverband für die 
Administration einen Betrag von S 500,- einbehalten. 

Dieses Seminar ist nicht nur für Sachverst_ändige, sondern auch 
für Damen und Herren, die sich für diese Tätigkeit interessieren, 
offen. 

Der Sachverständige in Umweltverfahren 

Datum: 15.-16. Mai 1997 

Tagungsort: Linz 

Veranstalter: ÖWAV, Institut für Umweltrecht der Universität 
Linz, Institut für Pflanzenphysiologie, Universität Wien 

Seminarleiter: Univ.-Prof. Dr. Georg A. JANAUER, Univ.-Prof. 
Dr. Ferdinand KERSCHNER, MR Dr. Franz Oberleitner 

Zielsetzung: Aufgaben und Verantwortung der Umweltsach­
verständigen, insbesondere die Zusammenarbeit zwischen 
Juristen und Sachverständigen 

Anfragen bei Univ.-Prof. Dr. KERSCHNER, Universität Linz, 
4020 Linz, Altenbarger Straße 69, Tel. 0732/24 68-0 

Landesverband für Steiermark und Kärnten 
8020 Graz, Hanuschgasse 6 Te!. (0316) 91 10 18, Fax (0316} 91 10 18-4 

Brandschutz bei Feuerungsanlagen 

Dieses Seminar spricht speziell die Fachgruppen Rauchfang­
kehrermeister, Brandschutzwesen, Haustechnik, Bauwesen 
und Führungskräfte der Feuerwehren an. Es wird Ihnen die 
Möglichkeit geboten, im Kreise von Fachkollegen, Beispiele aus 
der Praxis mit den Vortragenden zu erörtern. 

Themen: Feuerungsanlagen aus der Sicht des Praktikers, Gas­
feuerstätten, gesetzliche Bestimmungen in Steiermark und 
Kärnten, Hackgutfeuerungen, Einzelfeuerstätten und die Scha­
densbewertung nach dem Brand. 
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Seminarleiter: Oberbrandrat Franz Karl PLANINSIC, allgemein 
beeideter gerichtlicher Sachverständiger und Fachgruppenob­
mann für Brandschutzwesen. 

Vortragende: Herwig HABIAN, Rauchfangkehrermeister, lng. 
Allred PÖLZL, Leiter der Abt Feuerpolizei, Magistrat Graz, 
Firma JUNKERS, Gastvortrag, Allred JANESCH, Leiter der Abt 
vorbeugender Brandschutz, Berufsfeuerwehr Klagenfurt, Dipl.­
lng. Huber! KRAXNER, Brandverhütungsstelle Steiermark, 
Dipl.-lng. Friedrich EDELSBRUNNER, Ziviltechniker, allgemein 
beeideter gerichtlicher Sachverständiger 

Termin: Samstag, 15. März 1997 von 9.00 Uhr bis ca. 16.30 Uhr 

Veranstaltungsort: Hotel Tennisparadies, 8045 Graz, Straß­
ganger Straße 380b, Tel. 0316/28 21 56-0 

Seminarkosten: Für MitgliederATS 2.400,- (inkl. 20% MwSt) 
Für NichtmitgliederATS 2.880,- (inkl. 20% MwSt) 
Im Preis enthalten sind ein Mittagessen, Getränke, Kaffee und 
Kuchen.· 

Anmeldung: Schriftlich an das Sekretariat des Landesverban­
des Hanuschgasse 6, 8020 Graz, Telefonische Auskünfte unter 
0316/91 10 18 bzw. Fax 0316/91 10 18-4 

Landesverband für Tirol und Vorarlberg 
6020 lnnsbruck, Purtschetlerstraße 6 Tel. und Fax (0512) 34 65 52 

Rechtskunde für Sachverständige 

Themen: Gerichts- und Privatgutachten - Schadensanalyse -
Schemata für Gutachten im Zivil- und Strafprozeß- Schiedswe­
sen- Verhalten vor Gericht- Gebühren- Schadenersatzrecht­
Beweissicherung u. a. 

Seminarleiter: Dr. Gerald COLLEDANI, Vizepräsident des OLG 
lnnsbruck, Dr. Dieter SANTNER, Richter des LG Feldkirch 

Termine: Montag, 26. und Dienstag, 27. Mai 1997, jeweils von 
9.00 bis ca. 18.00 Uhr. 

Tagungsort: Hotel Austrotel, lnnsbruck, Bernhard-Höfei-Straße 
16, (Autobahnausfahrt lnnsbruck-Ost) 

Der Preis für dieses zweitägige Seminar beträgt S 4.440,- (für 
Mitglieder des Verbandes S 3.670,-) einschließlich zweier Mit­
tagessen, je ein Kaffeepause vormittags und nachmittags, 
umfangreicher Skripten und der 20prozentigen Umsatzsteuer, 
jedoch ohne Nächtigung, Nächtigung und Frühstücksbuffet 
werden vom Austrotel zu einem Sonderpreis von S 820,- ange­
boten, wenn die Bestellung über den Landesverband erfolgt Die 
Zimmerbestellungen müssen jedoch bis spätestens 15. Mai 
1997 eingetroffen sein. 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes Tirol und Vorarlberg zu rich­
ten. 

Nach Anmeldung wird Ihnen ein Erlagschein zugesandt Die 
Anmeldung wird mit der Einzahlung des Seminarbeitrages gül­
tig. Die Teilnehmerzahl ist mit 40 beschränkt 
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Ein Beitrag von S 450,- wird für Verwaltungskosten einbehalten, 
falls jemand trotz Anmeldung und ohne rechtzeitige vorherige 
Absage nicht am Seminar teilnimmt 

Aus gegebenen Anlaß muß darauf hingewiesen werden, daß die 
Einladung zum Besuch des Rechtskundeseminars nicht eine 
Zusage über die Zulassung zur Begutachtung (Prüfung) dar­
stellt, wofür wir um Verständnis ersuchen. 

Sonstige Seminare 
Einführung in die Unfallanalyse 

Themen: Begriffsbestimmungen, Unfallaufnahme, Ermittlung 
des Kollisionsortes, Bremsvorgang (Bremsversuche), erziel­
bare Verzögerungen auf verschiedenen Fahrbahnverhältnis­
sen, Weg-Zeitanalysen, räumliche und zeitliche Vermeidbarkei­
ten, Reaktionszeiten, Kurvengrenzgeschwindigkeit, Wurfweiten 
und einfache KFZ-Kollisionen. 

Termine: Samstag, 12. April1997 von 14.00 bis 18.00 Uhr 
Sonntag, 13. April1997 von 9.00 bis 17.00 Uhr 

Tagungsort: Steigenbarger Golf & Thermalhotel, 7431 Bad Tatz­
mannsdorf (Burgenland), TeL 03353/88 41, Fax: 03353/88 41-
55 

Seminarkosten: Für diese zweitägige Veranstaltung betragen 
die Kosten S 4.000,- inkL 20% MwSt und umfangreicher Skrip­
ten. 

Die Anmeldung ist telefonisch, schriftlich oder per Fax an das 
Büro: 
DipL-Ing. Dr. Josef PLANK 
A-7501 Sigel in der Wart 100 
TeL: (Fax) 03352/325 67 bis 17. März 1997 zu richten. 

Bezüglich Zimmerbestellung wird gebeten, sich bis 17. März 
1997 direkt an das Steigenbarger Golf & Thermalhotel zu wen­
den. TeL 03353/88 41, Fax: 03353/88 41-55. 

"Kunst im grauen Haus" 
Der Präsident des Landesgerichtes für Strafsachen Wien 

lädt zur Eröffnung der Ausstellung 

Vero de Masar 
Ölbilder 

am Mittwoch, dem 2. April 1997, um 18.00 Uhr 
in den Großen Sitzungsaal des Landesgerichtes für 
Strafsachen, 1080 Wien, Landesgerichtsstraße 11, 

2. Stock, höflichst ein. 

Begrüßung und Eröffnung: 
Präsident Dr. Günter Woratsch 

Die Ausstellung ist am 3. und 4. April 1997 
jeweils von 8.30 bis 15.00 Uhr geöffnet 
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FORUM·Seminare 

Architektenhaftung und Versicherungsschutz 
+ Der Architektenvertrag 
+ Die Tätigkeit des Architekten nach der GOA 
+ Die Schadenersatzpflicht 
+ Die Haftpflichtversicherung 
+ Schadenfälle in der Praxis 
Mag. Wolfgang Fitsch 
Bundesländer Versicherungs AG, Wien 
Dr. Georg Seebacher 
Rechtsanwalt, Graz 
Termin: 17. April 1997 in Graz 
Seminar-Nr.: A-97-04-804 
Gebühr: öS 6.640,-

Gerichtssachverständiger - Privatsachverständiger 
+ Neue Tätigkeitsbereiche 
+ Deregulierungstendenzen, z. B: ÖNORMEN, ISO-NORMEN, 

Bauordnungen, Bauträgervertragsgesetz 
+ Neues materielles Recht, z. B.: BTVG, Novelle zum KSchG 
+ Neueste Judikatur des OGH 
Dr. Harald Krammer 
Senatspräsident des OLG Wien 
Mag. Dr. Alfred Popper 
Richter des Landesgerichts für Zivilrechtssachen, Wien 
Termin: 26. Mai 1997 in Wien 
Seminar-Nr.: A-97-05-802 
Gebühr: öS 6.640, -. 

Auskünfte und Anmeldungen 
FORUM INSTITUT FÜR MANAGEMENT GMBH 
Josefstädter Straße 51, A-1080 Wien 
Telefon 0222/408 59 08, 408 82 38 
Telefax 0222/408 82 39 

Probst-Bauschadenseminare in lnnsbruck-lgls 
Die qualifizierte Analyse von geschehenen Mängeln unter­
schiedlichster Art und die Diskussion dazu stellt für Sachver­
ständige eine wesentliche Bereich8rung der Fach- und Berufs­
erfahrung dar. 
Die 1996 begonnene Internationale Fachseminar-Reihe "Ana­
lyse von Bauschäden" mit dem Architekten und "Baupatholo­
gen" Senator h. c. Dipl.-lng. Raimund PROBST, Frankfurt/Main, 
erfreute sich großen Interesses und wird 1997 fortgesetzt mit 
den Themen: 
10.+11. März 1997: "Dächer" 2. + 4. Teil 
22. April1997: "Balkone und Dachterrassen" 
23. Apri11997: "Bäder und Nassräume" 
28.+29. Oktober 1997: "Böden" 1. + 2. Teil 
11. November 1997: "Bauteile aus Beton" 
12. November 1997: "Bauteile aus Holz" 

9. Dezember 1997: Bauteile aus Metall" 
10. Dezember 1997: "Bauinstallationen" 

Die Seminartage bilden in sich abgeschlossene Themenkreise, 
sind aber so aufgebaut, daß sowohl das direkte, wie auch das 
indirekte Zusammenwirken und die Einflüsse verschiedener 
Leistungen betrachtet wird. 
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Die Seminare tinden jeweils ganztägig, von 9.00 bis 17.00 Uhr im 
Congreß lgls (bei lnnsbruck) statt. Die Teilnahmegebühr beträgt 
S 2.880,- für den Einzeltag, S 5.280,-, für den Doppeltag, inkl. 
MwSt. und Mittagsbuffet Verbandsmitglieder erhalten Sonder­
konditionen. 

Anmeldung: Forum BAUINFOALPIN, A-6021 lnnsbruck, Post­
fach 755, Tel.: 05223/49 27 44, Fax: 05223/49 24 45, Kontakt­
person: Michael HLADIK, Allgemein beeideter gerichtlicher 
Sachverständiger, lnnsbruck-Thaur. 

Verein zur juristischen Fortbildung - Niederösterreich 
A-2103 Langenzersdorl, Kellerg. 37, Tel. 02244/48 90 (27 98) 

Fax 02244/48 90 

Fortbildung für Juristen (Notare und Rechtsanwälte) 
sowie für Fachleute aus dem Gebiet der Steuerbera­
tung, Versicherung und Wirtschaft 
Thema: Schlaglichter aus den Sonderhaftungstatbeständen 
des ABGB im Spiegel der neuasten Judikatur 
Die Haftung für Wurf, Guß und Fall 
Die Haftung für Bauwerke 
Termin: 13. März 1997 

Thema: Neues im Konsumentenschutz 
(die KSchG-Nov. 1996) 
Termin: 16. April1997 

Thema: Ausgewählte Probleme des Sozialversicherungs­
rechts, Schwerpunkt: Allgemeiner Teil 
Termin: 22. 4. 1997 

Thema: Bevorstehende Neuerungen im Insolvenzrecht 
(Entwurf des IRÄG 1997) 
Termin: 5. Juni 1997 

Thema: Ausgewählte Probleme des Sozialversicherungsrechs 
Schwerpunkt: Verfahren 
Termin: 12. Juni 1997 

Thema: Die Fassung des Klagebegehrens 
(inkl. Formulierungsvorschlägel 
Termin: 18.Juni 1997 

Aus- und Fortbildung für Kanzleikräfte 
(aber auch für Juristen und Wirtschaftsfachleute geeignet) 

Thema: Mietrecht- Grundschulung für Mitarbeiter- Teilt 
Termin: 18. März 1997 

Thema: Das Zwangsversteigerungsverfahren sowie die 
zwangsweise Pfandrechtsbegründung aus der Sicht des betrei­
benden Gläubigers 
Termin: 2. April 1997 

Thema: Der Unterhaltsanspruch des Minderjährigen 
Termin: 24. 4. 1997 

Thema: Neuer Grundbuchskurs für Kanzleikräfte 
Fortsetzung von Teil 3 - Formulierung von Grundbuchsgesu­
chen - zahlreiche Übungsbeispiele 
Termin: 4. Juni 1997 

Thema: Mietrecht - Grundschulung für Mitarbeiter - Teil 2 
Termin: 17. Juni 1997 
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Ueberreuter Manager Akademie 

Leistungsstörungen bei Werkverträgen 
unter Berücksichtigung der KSchG-Novelle 1996 

Themen: Leistungsstörungen - Gewährleistung - Schadener­
satz- Das neue Konsumentenschutzrecht ab. 1. 1.1997- Bau­
trägervertragsrecht - Ungerechtfertigte Mängelrüge - Allge­
meine Geschäftsbedingungen - Verfahrensrechtliche Pro­
bleme- EU-Gewährleistungs- und Dienstleistungstendenzen­
ÖNORMEN - Judikatur - Erörterung praktischer Beispiele 

Zielgruppe: Bauunternehmer, Baunebengewerbe, Ziviltechni­
ker, Sachverständige, Immobilienverwalter und -Vermittler, 
Hauseigentümer, Bauträger, Banken, Versicherungen, Unter­
nehmensberater, Mitarbeiter von Hausverwaltungen 

Vortragende: Dr. Harald KRAMMER, Senatspräsident des 
Oberlandesgerichtes Wien, Mag. Dr. Allred POPPER, Richter 
des LG für Zivilrechtssachen Wien 

Termin: Montag, 16. Juni 1997, 9.00 Uhr bis 17.30 Uhr 

Tagungsort: Hotel Das Triest, Wiedner Hauptstraße 12, 1040 
Wien, Tel. 0222/589 18-0 

Preis: S 4.600,- (exkl. 20% Ust) inkl. Begrüßungskaffee, Erfri­
schungsgetränke, Mittagessen, schriftl. Unterlagen 

Anmeldung und nähere Auskünfte: Ueberreuter Manager 
Akademie, Alser Straße 24, 1091 Wien, Postfach 306, sowie 
unter der Tel. Nr. 0222/404 44-130 (Mag. Klaus Kornherr) 

Literatur 

Kopfschmerzen - multifaktoriell 
Von Univ_-Prof. Dr. med. G. S. Barolin, erschienen im Ferdi­
nand Enke Verlag, Postfach 300366, D-70443 Stuttgart, Tel. 
0711/13 57 98, Fax: 0711/13 57 98-30,418 + 48 Seiten, 165 Ein­
zelabbildungen, S 1.155,-. 

Prof. Barolin, im deutschsprachigem Raum seit Jahrzehnten als 
"Altmeister" im Umgang mit dieser Thematik bekannt, stellt in 
diesem Buch sehr umfassend seine Erfahrungen und vor allem 
auch persönlichen Sichtweisen in der Auseinandersetzung mit 
der Kopfschmerzproblematik dar. Im Vorwort dieses Werkes 
bringt er das auch durchaus "ohne falsche Bescheidenheit" klar 
zum Ausdruck: indem er auf die persönliche Kompetenz in die­
sem Zusammenhang verweist - die Auseinandersetzung mit 
Entwicklungen gerade im letzten Jahrzehnt (vor allem auch 
betreffend Klassifikation - insbesondere der IHS), klingen 
bereits im Vorwort an. Diese vom Autor sehr kritisch gesehene 
Entwicklung mag unter anderem wohl auch den Anstoß gege­
ben haben, sich gerade jetzt mit diesem relativ umfangreichen 
Werk zu melden. 

Die Sichtweise des Autors klingt auch schon im Titel an, mit der 
Betonung auf "multifaktoriell" - in der Konklusion des Werkes 
wird das dann nochmals betont mit"mehrfach determinierter 
Diagnose". Im ganzen Werk ist diese Tendenz durchwegs 
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erkennbar: indem die multifaktorielle Genese immer wieder 
(zum Teil schon in stereotypen Wiederholungen) betont und in 
einer entsprechenden ,.Faktorentabelle" dargestellt wird. 

ln diesem Sinn zeigt das Werk auch durchaus einen sehr poin­
tierten persönlichen Standpunkt des Autors und in Verbindung 
damit eben den sehr engagierten Versuch, den Leser zu dieser 
komplexeren, eben ,.mehrfach dimensionalen" Betrachtungs­
weise zu gewinnen. Naturgemäß ist es auch bei dieser Betrach­
tungsweise unumgänglich, eine einigermaßen klar umrissene 
Nomenklatur anzubieten, wobei der Autor hier versucht - etwa 
auch im Gegensatz zur IHS-Nomenklatur - einen wesentlich 
einfacheren Weg zu beschreiten. Diese Klassifikation scheint 
auf den ersten Blick tatsächlich durch eine relative Einfachheit 
und damit praktische Umsetzbarkeil zu bestehen: unter den dia­
gnostischen Oberbegriffen Neuralgie, neuralgoide Migräne, 
Cephalea, migränoide Cephalea wären somit zumindest die 
wesentlichsten primären Kopfschmerzformen einzuordnen. Die 
tatsächliche Komplexität des Themas eröffnet sich dann eben 
erst bei der Erstellung einer mehrdimensionalen Diagnose: also 
Berücksichtigung der verschiedenen ätiologischen Faktoren, 
die in unterschiedlichem "Mischungsverhältnis" bei der Ausbil­
dung, Ausgestaltung und beim Verlauf der Symptomatik wirk­
sam werden. Wobei hier immer wieder die wesentlichsten Fak­
toren angesprochen werden, wie: HWS-Probleme, Vasolabilität, 
hypotone Blutdruckregulationsstörung und psychogene Fakto­
ren - hier vor allem der Faktor Depressivität. Darüber hinaus 
eben auch hereditäre Faktoren. 

Die Klassifikation und die spezifische Sichtweise des Autors 
wird auch damit begründet, daß auf diese Art der Diagnosestel­
lung eben eine adäquate Therapie im Sinn einer ,.gezielten Poly­
pragmasie" aufgebaut werden könnte: unter Berücksichtigung 
eben der jeweils wirksamen ätiologischen Faktoren. Im Thera­
piekapitel des Werkes kommtdas dann auch dezidiert zum Aus­
druck. Die Sichtweise des Autors erhält also gerade in diesem 
sehr ausführlich und umfassend gestalteten Kapitel seine 
Rechtfertigung. 

Für die Begutachtung der Kopfschmerzproblematik sind an 
mehreren Stellen des Werkes ausführlichere Ausführungen 
eingebaut, die über das offizielle Kapitel (,.Schlaglichter zur 
Begutachtung bei Kopfschmerzen") - das lediglich 15 Seiten 
dafür veranschlagt- doch wesentlich hinausgehen. Vor allem 
betrifft das den Problemkreis sogenannter posttraumatischer 
Kopfschmerzen. Die besondere Ausgestaltung von Beschwer­
deverläuten im Zusammenhang mit Begutachtungssituationen 
wird immer wieder angesprochen. 

Auch die Gewichtung psychogener Faktoren und ihre Einbezie­
hung in diagnostische und therapeutische Überlegungen ist 
bemerkenswert und wohl auch aufgrund der persönlichen Ent­
wicklungsgeschichte des Auors erklärbar: die eben psychiatri­
sche und vor allem auch psychotherapeutische Erfahrungen mit 
einschließt. Ihm eben dadurch auch eine ganzheitliche Sicht­
weise des Problemkreises ermöglicht, die mit zunehmender 
Spezialisierung bei der nervenärztlichen Ausbildung wohl 
schon in absehbarer Zeit verloren gehen wird, bzw. bei einer 
Reihe jüngerer Autoren schon verloren gegangen ist. Auch 
diese Problematik wird an mehreren Punkten des Wertes gezielt 
angesprochen. 
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ln diesem Sinn könnte das Buch möglicherweise eine der letz­
ten wirklich umfassenden Darstellungen des Problemkreises 
"Kopfschmerzen - multifaktoriell" bieten, im Sinn einer Einbe­
ziehung psychischer und psychosomatischer Aspekte - ohne 
diese einseitig zu betonen. Das Werk ist als eine Aufforderung 
zur Erstellung einer mehrfach dimensionalen Diagnostik anzu­
sehen- wobei die offizielle Klassifikation in einfachem Rahmen 
bleibt, sich auf relativ wenige diagnostische Kategorien 
beschränkt und hier sozusagen in wohltuendem Gegensatz zu 
langatmigen Enzyklopädien befindet, die praktisch diagno­
stisch und vor allem auch therapeutisch nur mehr schwer zu 
handhaben sind (IHS-Kiassifikation). ln der Auseinanderset­
zung mit dieser Problematik scheint der Autor auch persönlich 
nahezu in eine Art Außenseiterposition geraten zu sein. Die 
Sinnhaftigkeit dieser Position wird aber eben durch das vorlie­
gende Werk irgendwo gerechtfertigt. Umgekehrt ist daraus aber 
wiederum sichtbar: daß die Bemühungen um eine einheitliche 
international verständliche Klassifikation noch als unabge­
schlossen angesehen werden müssen und wohl auch noch in 
absehbarer Zeit eine relative Sprachverwirrung erwartet wer­
den kann. Unter diesem Aspekt könnte man das vorliegende 
Werk auch als "Querschuß" sehen, der eine wünschenswerte 
einheitliche und allgemein verständliche diagnostische Spra­
che neuerlich in Frage stellt. 

Dr. Herber! Schmidbauer 

Das Recht der Feuerwehr 
Von Univ. Ass. Dr. Harald Festl, Österreichische Staatsdruk­
kerei, Rennweg 12a, 1030 Wien, 371 Seiten, broschiert, 
s 598,-

Mit dem Feuerwehrrecht habe ich mich nun lange und ausführ­
lich genug in Theorie und Praxis auseinandergesetzt Leider 
kommt dieses hervorragende juristische Werk um 40 Jahre zu 
spät, weil dann auch ich, damals als junger, unerfahre­
ner Techniker, einen wertvollen Helfer gehabt hätte. 

Zum Inhalt dieses Handbuches erlaube ich mir heute als "alter 
Hase" nichts hinzuzufügen, sondern jeder Wehrdieses Hilfsmit­
tel zu empfehlen. 

Lediglich beim§ 20 des NOFGG Abs. (1) und (2)- Seite 264,265, 
ist mir aufgefallen, daß bei der Durchführung der feuerpolizeili­
chen Überprüfung, in Abs. (1) vom zuständigen Rauchfangkeh­
rermeister die Rede ist, während bei der kommissionellen Über­
prüfung ein Rauchfangkehrermeister als Sachverständiger bei­
zuziehen ist. Danach könnte die Behörde I. Instanz zur kommis­
sionellen feuerpolizeilichen Überprüfung jeden österr. Rauch­
fangkehrermeister beiziehen.ln der Praxis wird man jedoch den 
im entsprechenden Kehrgebiet tätigen Rauchfangkehrermei­
ster heranziehen. 

lng. Josef Sehrnutzer 
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ENV Einstrahlungs·Störfestig· 
keils-Meßtechnik 
Von Xaver Sutter/Achlm Gerstner, erschienen im Franzis­
Verlag, KaristraBe 35, D-80333 München 2, 1994, 273 Seiten, 
78 Abbildungen, 11 Tabellen, öS 609,-

Das gegenständliche Buch gibt Normen, Meßaufbau, -verfah­
ren und Geräte wieder, inklusive Diskette mit EMC-Tools. Störfe­
stigkeitsprüfungen wurden bislang überwiegend im militäri­
schen Bereich und in der Automobilindustrie angewendet. Dar­
überhinaus war eine Störfestigkeitsprüfung aus Kostengründen 
selten. 

Das einschlägige Maßverfahren wird als EMS (Eiectromagnetic 
Susceptibility) bezeichnet. ln den neuen Europanarmen sind 
nicht nur Störaussendungsmessungen, sondern auch Störfe­
stigkeitsprüfungen für alle elektrischen und elektronischen 
Geräte zwingend vorgeschrieben. Diese erfolgten bisher nach 
den internationalen IEC 801-3 Standard.ln Deutschland wurde 
daraus der VDE 0843 Teil 3 Standard abgeleitet. 

ln der Kfz-Industrie ist insbesondere der Frequenzbereich von 
6 MHzbis 1000 MHz relevant. Die elektromagnetischen Felder 
der Kfz-Umwelt liegen zwischen 40 bis 80 V/mund darüber. 

Im vorliegenden Buch werden die verschiedensten Aspekte der 
Einstrah I- und Störfestigkeitsmeßtechnik erläutert und die The­
men Produkthaftung und aktuelle Normensituation behandelt. 

Das vorliegende Werk gliedert sich in eine Einführung, Produkt­
haftung/Normensituation/Grundlagen der Meßtechnik/ Absor­
berhallen und geschirmte Räume/ Allgemeines zur Meßtechnik 
der KompOnenten/ Anforderungen an die Systemsoftware für 
automatische Suszeptilitätsmessungen/ Alternative Methoden 
der Felderzeugung/Prüfungserwachung/Störfestigkeitsmes­
sungen an Rundfunk- und Fernsehgeräten/Beschreibung der 
ENC-Tools. 

Das vorliegende Werk zeigt in besonders leicht verständlicher 
Form die Gegebenheiten dieses Fachgebietes auf und schildert 
die Gefahren in einer sehr einfachen und schlichten Weise. Auf 
die Folgen der Gesetzgebung des Produkthaftungsgesetzes 
wird immer wieder hingewiesen. 

Maßaufbauten und die Gegebenheiten werden grundsätzlich 
beschrieben. 

Das vorliegende Buch der EMV Einstrahlungs-Störfestigkeits­
Meßtechnik kann als erste Einführung für jeden Techniker, ob 
Elektrotechniker oder Maschinenbauer, angesehen werden. 
Eine weiterführende Literatur ist für den Fachmann jedoch 
sicher erforderlich. Als Einführung ist es für jemanden, der von 
Störfestigkeitsmeßtechnik noch nichts gehört hat, brauchbar. 

BR hc Dlpl.-lng. Dr. techn. Peter Stelzl 
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